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Die Gewerkschaften sind in der Kri-
se. Und das schon länger, nicht 

erst seit der sog. Fi- nanzkrise. 
Mit Wirtschaftskrise hat das 
dennoch zu tun, denn D e re g u -
lierung, Flexibilisierung und Prekarisie-
rung sind politisch gewollte Prozesse, 
die das Kapital aus der Krise der 
1970er Jahre holen sollten. 
Diese Prozesse hat die Klientel 
der Gewerk- schaften, die 
Arbeiter- klasse, in 
vielerlei H i n s i c h t 
neu zu- sammenge-
s e t z t : A u s b i l d u n g , 
Alltag, Lebensumstände und 
-weisen neuer Schichten in 
der Arbeiterklasse sind 
oft anders als früher. 
Arbeitslosigkeit und ge-
werkschaftsfreie Zonen, 
geschaffen durch 
Outsourcing, 

Leiharbeit, 
W e r k -

v e r t r ä g e , 
Schein- und 
S o l o s e l b s t -
s t änd igke i t , 
lassen die Mit-
gliederzahlen der 
Gewerkschaf ten 
kontinuierlich sin-
ken – und dies 

im globalen Maßstab. 
Die „atypischen Beschäftigungsver-
hältnisse“ betreffen besonders häufig Mi-
grantInnen, Frauen und junge Menschen.

Die etablierten Gewerkschaften tra-
gen z.T. Mitschuld an dieser Misere, denn 
sie haben die politischen Prozesse, die 
den wirtschaftlichen Wandel begleiten, 
mit durchgestimmt und durchgesetzt 
oder, wo nicht, zumindest den aktiven 
Widerstand dagegen verhindert. Den-
noch: Die globale Wanderung der In-
dustrie und die damit einhergehende 
„Dienstleistisierung“ finden auch ohne 
Zutun der Gewerkschaften statt. Und jede 
Gewerkschaft, die es ernst meint damit, 

für die Interessen der Lohnabhängigen 
zu kämpfen, muss bereit sein, ihre 
K o n z e p t e zu erneuern.

Die langjährige Ig-
noranz und jetzige Zaghaftigkeit 
der etablierten Gewerkschaften 
g e g e n ü b e r den prekär 
Beschäf- t i g t e n 
kann da- bei als 
Chance für S e l b s t e r -
m ä c h - tigung und 
S e l b - storganisation 
b e g r i f - fen werden. Mit 
aus den USA übernommenen 
„Organizing“-Ansätzen nähern 
sich zwar auch die DGB-Ge-
werkschaften den „Beson-
deren“, wie sie im ver.
di-Jargon heißen, an, 

dies jedoch zumeist auf 
eine paternalistische Weise. 

Jene Organizing-Kon-
zepte haben 
in den USA 
eine lange 
Tradition. In 
der intensiv 
g e f ü h r t e n 

Diskussion da-
rüber wird oft 

auf Saul Alinskys 

„Community Organi-
zing“ verwiesen. Dass gewerk-

schaftliches Organizing eben aber auch 
eine spezifisch syndikalistische Strategie 
ist, fällt zumeist unter den Tisch. Für neue 
gewerkschaftliche Wege lohnt sich daher 
auch ein Blick in die eigene Geschichte.

Aber auch das Schlagwort „Communi-
ty“ ist für eine Neuorientierung geeignet: 
Das „Organizing“ im Betrieb kann nur dort 
funktionieren, wo es noch einen Betrieb 
gibt. Call-Center-Jobs z.B. sind zwar re-
lativ neue Tätigkeiten, sie bieten aber 
für gewerkschaftliche Kampagnen einen 
guten Ausgangspunkt, weil hier – sogar 
eher zunehmend – viele ArbeiterInnen 

gemeinsam an einem Ort ansprechbar 
sind. Ganz anders sieht dies dort aus, wo 
ArbeiterInnen vereinzelt, von zu Hause 
aus, in virtuellen Netzwerken oder in Ca-
fés arbeiten. Wo der Betrieb zur virtuellen 
Cloud wird, muss auch die Gewerkschaft 
virtuelle Strategien erlernen (siehe dazu 
S. 4-5). Wo vereinzelt gearbeitet wird, 
wenn ArbeiterInnen umherschweifen, 
dann muss auch die Gewerkschaft aus-
schweifen. Kulturelle Aspekte, Stadtteil-
arbeit, soziale Organisierung und virtuel-
le Methoden sind daher zukunftsträchtige 
Themen.

Aus den „Dinosauriern“ wendige Cha-
mäleons zu machen, wird jedoch nicht 
ausreichen. Das zeigt sich insbeson-
dere am Beispiel jener vermeintlich 

Selbständigen (von Wirtschaftslibera-
len gern als „Arbeitskraftunternehmer“ 

verstanden), die sich von Auftrag zu 
Auftrag hangeln: Arbeitsrech-
te, soziale Absicherung und 
finanzielle Sicherheit sind hier 

oftmals nicht gegeben. Auch die ele-
mentarsten Rechte – regelmäßige Pau-
sen, Wochenenden, Feiertagszuschläge 
– finden hier keine Anwendung. Wenn 
sie alleine streiken, bestreiken sie sich 
theoretisch selbst. Und wenn die „Crowd 
Workers“ der Zukunft sich vernetzen, ris-
kieren sie ihre Aufträge, denn die virtuel-
len „Working Clouds“ der Zukunft werden 
gewerkschaftliches Engagement schnell 
registrieren. Die „schwarzen Listen“, die 
wir aus der Geschichte der Arbeiterbewe-
gung kennen, sind in Zeiten von Google 
längst Realität.

Um aktions- und kampffähig zu blei-
ben, um mit dem Wandel der Arbeitswelt 
Schritt zu halten oder ihn gar vorwegzu-
nehmen, müssen die Basisgewerkschaf-
ten neue Bewegungs- und Organisie-
rungsstrategien erproben. Sie müssen 
neue Kampfformen entdecken und alte 
wieder entdecken. Und womöglich wird 
dies eine vollkommene Umstrukturierung 
der vorherrschenden Gewerkschaftsform 
bedeuten. Alles neu macht eben nicht der 
Mai. Das muss man schon selber machen.

Torsten Bewernitz

Sie lassen nicht locker
Erneut fordern Unternehmer und Politiker eine Einschränkung des Streikrechts

Ein Funke genügte, das PR-Feuerwerk 
zu zünden: Deutschland brauche eine 

stärkere Regulierung des Streikrechts. 
Anlass war der Streik der Vorfeldarbei-
ter auf dem Flughafen in Frankfurt a.M. 
Während deren Gewerkschaft, die GdF, 
sich noch in Streikdrohungen übte, for-
derte BDA-Chef Dieter Hundt bereits eine 
gesetzliche Regelung zur sog. „Tarifein-
heit“ – schon wieder. Sein erster Versuch, 
eine gemeinsame Kampagne von BDA 
und DGB für die gesetzliche Verankerung 
der Tarifeinheit, ist 2011 am Protest der 
Gewerkschaftsbasis gescheitert DA be-
richtete). Der Lobbyist der Bosse schwa-
dronierte nun abermals von Missbrauch, 
Erpressungspotenzial und „großen volks-
wirtschaftlichen Schäden“. 

Da die Tarifrunde im Öffentlichen 
Dienst noch bevorstand, wollten wohl 
auch die kommunalen Arbeitgeber in das 
Konzert einsteigen: „Zügellose Splitterge-
werkschaften“ müssten per Gesetz gebän-
digt werden. Das Beispiel der Frankfurter 
Vorfeldarbeiter soll offenbar keine Schule 
machen. Diese hatten sich bewusst an 
die GdF gewandt, nachdem sie sich von 
ver.di nicht vertreten gefühlt hatten. Als 
schließlich die GdF gar die Fluglotsen 
zum Solidarstreik aufrief, ließ die Betrei-

bergesellschaft Fraport Ende Februar zwei 
einstweilige Verfügungen erlassen, die 
den Kampf auf dem Vorfeld und den Un-
terstützungsstreik verboten (siehe dazu 
auch S. 4). Mitte März kam es schließlich 
zu einer Einigung, über die bisher keine 
Details vorliegen. Zugleich erklärte das 
Wirtschaftsministerium, „aufgrund der 
Ereignisse im letzten Monat“ seien die 
Arbeiten an einem Tarifeinheits-Gesetz 
wieder aufgenommen worden. 

Unerheblich ist offenbar, dass die 
Horrorszenarien, die seit der Abschaffung 
der Tarifeinheit vor zwei Jahren lautstark 
verbreitet wurden, reine Fantasie geblie-
ben sind: keine andauernde „Streikwelle“, 
kein Ins-Kraut-Schießen weiterer Spar-
tengewerkschaften, kein wirtschaftlicher 
Absturz, nichts. Die Unternehmerverbän-
de ficht das nicht an. In einer Münchner 
Erklärung erheben sie die Tarifeinheit 
neben Staatsschulden, Energiewende 
und Fachkräften sogar zu einer von vier 
„Weichen für die Zukunft“. 

Unterstützung bekamen sie jüngst 
durch die Carl-Friedrich-von-Weizsäcker-
Stiftung. Mit Hilfe dreier Professoren 
legte diese einen Gesetzentwurf vor, der 
das Streikrecht einschränken und dabei 
bei den „Unternehmen der Daseinsvorsor-

ge“ ansetzen will. Diese erstrecken sich 
vom Gesundheits- und Bildungswesen 
über Energieversorgung und Müllabfuhr 
bis hin zu Telekommunikation und Bar-
geldversorgung – ein Frontalangriff also, 
der keineswegs nur gegen Spartengewer-
kschaften gerichtet ist. Die Professoren 
fordern pauschal eine Vorwarnfrist von 
vier Tagen, einen Mindestbetrieb im 
Streikfall sowie die verpflichtende Teil-
nahme an einer staatlichen Schlichtung. 
Berufsgewerkschaften müssten zudem für 
mindestens 15% der Belegschaft eintre-
ten, wenn sie streiken. 

Damit würde das Streikrecht der Be-
schäftigten noch mehr beschnitten wer-
den, gilt dieses hierzulande doch ohnehin 
nicht als Grundrecht von ArbeiterInnen, 
sondern ist an Gewerkschaften gebun-
den. Die FAU sieht darin bereits eine 
schwerwiegende Verletzung des Rechts 
auf Streik, das als „ein grundsätzliches 
Menschenrecht aufzufassen ist, auch 
wenn es effektiv nur kollektiv ausgeübt 
werden kann“. In eine ähnliche Richtung 
zielt der „Wiesbadener Appell“ für ein 
„umfassendes Streikrecht“ und für den 
politischen Streik.

André Eisenstein

Alles neu…
Der Kapitalismus erfindet sich täglich neu.

Die Neuerfindung der Gewerkschaft wäre die passende Antwort

Union Upgrade
Man muss nicht das Rad 
ständig neu erfinden, wenn die 
Dinge nicht so laufen, wie sie 
sollten. Vielleicht aber schafft 
eine neue Achse Abhilfe, eine 
technologische Neuerung oder 
einfach nur ein innovatives 
Schmiermittel. 
Wie ein Upgrade für die 
Gewerkschaftsbewegung 
aussehen könnte, fragt sich 
die DA in dieser Ausgabe. 
Erfahrt alles darüber in unserer 
Schwerpunktausgabe über 
gewerkschaftliche Perspektiven 
und Erneuerung.

Kämpfen und gedenken
Arbeitsunfälle werden von 
Firmen nicht selten leichtfertig 
für höhere Gewinne in Kauf 
genommen. Dagegen müssen 
wir uns wehren! Und wir wollen 
an diejenigen erinnern, die 
Anderen ihre Arbeit gaben 
und für deren Profite sterben 
mussten. Deshalb wird am 28. 
April alljährlich der „Workers 
Memorial Day“ begangen. 
Die Sektion Bau & Technik der 
FAU Berlin hält an diesem Tag 
eine Kundgebung ab. Am Tag 
davor informiert sie mit einer 
Veranstaltung zum Thema. 
Weitere Infos auf:
www.fau..org/berlin

Gedenken und kämpfen
Obdachlose sind die vergessenen 
Opfer der Gesellschaft. 
Sie werden von Staat und 
Gesellschaft ausgegrenzt und auf 
der Straße angegriffen. Rechte 
TäterInnen praktizieren gegen 
obdachlose Menschen einen 
Sozialdarwinismus der Tat, der 
durch einen Sozialdarwinismus 
des Wortes vorbereitet wird. 
Eines jener Opfer war Dieter 
Eich, der am 24. Mai 2000 
von Neonazis in Berlin-Buch 
ermordet wurde. 

Das Bündnis „Niemand ist 
vergessen!“ wird auch in diesem 
Jahr an Dieter Eich gedenken. 
Bereits am 18. Mai findet im 
Berliner FAU-Lokal (Lottumstr. 
11) eine Veranstaltung zum 
Thema statt, die u.a. von 
der ASJ Berlin organisiert 
wird. Weitere Infos auf www.
niemandistvergessen.blogsport.
eu.
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+++ Diverse FAU-Syndikate mobilisierten 
zum und beteiligten sich am antikapita-

listischen Aktionstag M31 in Frankfurt 
+++ Zum Workers‘ Memorial Day am �28. 
April sowie zum �1. Mai gibt es in vielen 
Städten wieder Aktivitäten der lokalen 

Syndikate, z.B. in Berlin eine eine Kund-
gebung zum WMD +++ Am �7. und �21. 

März beteiligte sich die Sektion Alten-
pflege der FAU Köln an den landesweiten 
Streiks im öffentlichen Dienst +++ Auch 

die FAU Freiburg war beim Warnstreik im 
öffentlichen Dienst am �22. März beteiligt 

+++ Nach wie vor veranstaltet die FAU 
Freiburg jeden ersten Donnerstag im 

Monat eine gewerkschaftliche Beratung, 
weiteres dazu auf www.fau.org/freiburg 

+++ Die FAU Freiburg engagiert sich wei-
terhin gegen Abschiebungen wie in dem 
„Freiburger Forum aktiv gegen Ausgren-
zungen“ +++ Im Rahmen der Kampagne 

„Finger weg vom Streikrecht“ veran-
staltete die FAU Düsseldorf eine Dis-

kussionsveranstaltung unter dem Titel: 
Streikrecht für Alle, Alles und Jeden +++ 
Der Münchner FAU-Aktivist Roman Dany-

luk tourte mit seinem Buch „Befreiung 
und soziale Emanzipation“ durch diverse 

deutsche Städte +++ Die FAU-Initiative 
Ludwigshafen-Mannheim begann im Ap-
ril 2012 eine neue Veranstaltungsreihe. 
An jedem letzten Donnerstag im Monat 

ist sie ab �20.00 Uhr fortan im „wildwest“, 
Alphornstr. 38 zu treffen +++ Die Regio-
nalkoordination West veranstaltete eine 

Infotour innerhalb der FAU West zur För-
derung der Organisationskultur +++

FAU-Ticker

Als unmittelbare Konsequenz der stetig steigenden (Über-)Produktivität kann eine ebenfalls steigende Aggres-
sivität der Akkumulationsstrategien gesehen werden. Nach dem Outsourcing kamen die Leiharbeit, der Werk-
vertrag, die sozialstaatliche Zwangsarbeit, die Minijobs, die Praktika etc. Nun wirkt in den parlamentarischen 
Industrienationen die zunehmende Inhaltsleere des „sozialen Friedens“ auch auf dessen eigene AkteurInnen 

zurück. Die Anerkennung der sozialen Bewegungen und der Rückgriff auf ihre Aktionsformen sowohl im Bereich des 
Parlamentarismus wie auch der etablierten Gewerkschaften sind ein Ausdruck davon: Etwa die Diskussionen innerhalb 
des DGB über „zivilen Ungehorsam“ oder „Organizing“.

Wir wollen in dieser Ausgabe einen Blick auf das komplexe Problem der modernen Arbeitsorganisation als Heraus-
forderung für basisdemokratische Organisierung und Widerstand werfen. Früh wurden die vielfältigen Möglichkeiten 
des Internets zur Vernetzung von Bewegungen, zur Kommunikation und hierarchiefreien Organisation gefeiert – mit 
der Zersplitterung des Produktionsprozesses, der Vereinzelung der Arbeitsabläufe, der Optimierung des Ausbeutungs-
betriebes wurde sich lange Zeit nicht auseinandergesetzt. Lest mehr dazu im Leitartikel und im Ressort „Betrieb und 
Gesellschaft“. Die soziale Ausdifferenzierung einer wie auch immer definierten „ArbeiterInnenklasse“ hingegen ist 
zwar schon häufiger thematisiert worden, aber ohne größere Konsequenzen für die gewerkschaftliche Organisierung. 
Interessante Ansätze entwickelte hier die syndikalistische SAC in Schweden (Hintergrund), und auch der zurückliegen-
de Generalstreik in Spanien hat in diesem Bereich ein bemerkenswertes Zeichen gesetzt – und wird nun politisch und 
medial mit einer Gewaltdebatte überzogen (Globales und Zeitlupe). Andernorts vollziehen sich durchaus interessante 
sozialpolitische Entwicklungen, zu deren Schwachpunkten aber gerade das Fehlen einer gewerkschaftlichen Perspek-
tive zählen könnte – auch in dieser Ausgabe findet ihr wieder einen Beitrag zu den basisdemokratischen Strömungen 
innerhalb der kurdischen Bewegung (Globales). Vielleicht könnte hier das Zusammenwirken der Occupy-Wall-Street-
Bewegung – weitaus progressiver als die Mehrzahl ihrer deutschen Ableger – und der 
kämpferischen Basisgewerkschaft IWW in New York ein vielversprechendes Beispiel sein 
(ebenfalls Globales).

Wir wünschen euch viel Spaß beim Lesen und ein erfolgreiches Ausprobieren neuer Pfade!

Marcus Munzlinger (Kultur)
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Bad Segeberg	��� 	Kontakt: <fause@fau.org>
Bielefeld	�������� 	FAU Lokalföderation Bielefeld/OWL, c/o BI Bürgerwache 

e.V., Rolandstr. 16, 33615 Bielefeld. Offenes Treffen 
jeden �2. Montag (ungerade Kalenderwoche) ab �19.30h, 
Raum 102 in der „Bürgerwache“. AGs und Syndikate siehe 
www.fau-bielefeld.de.vu <faubi@fau.org>

Braunschweig	�� 	FAU Braunschweig, c/o Wohn- und Kulturprojekt Nexus, 
Frankfurter Straße 253, 38122 Braunschweig. Offener 
Abend jeden letzten Donnerstag im Monat ab 20:00Uhr. 
<faubs@fau.org>

Bremen	���������� 	FAU-IAA Bremen, c/o Kurzschluss e.V., Lahnstraße 
16, 28199 Bremen, <fauhb@fau.org>, (0151) 17 93 
52 90, www.fau-bremen.tk, www.bremer-aktion.tk; 
Syndikat der Lohnabhängigen und Erwerbslosen (SLE-FAU), 
<sle-hb@fau.org>

Flensburg	�������� 	FAU Flensburg, c/o Infoladen Subtilus,Norderstraße 41,24939 
Flensburg,  www.fau-fl.org, <fau-flensburg@fau-fl.org>

Hamburg	�������� 	FAU-IAA Hamburg, Fettstraße 23, 20357 Hamburg. Offenes 
Treffen: freitags 19 bis 21 Uhr, <fauhh@fau.org>, 
(040) 43 22 124

Hannover	�������� 	FAU Hannover, UJZ Korn, Kornstraße 28-30, 30167 Hannover. 
Treffen jeden Di. �21.00 Uhr, letzten Di. im Monat offener 
Abend ab �20.00 Uhr, Allgemeines Syndikat, <fauh@fau.org>, 
�2. Di im Monat �21.00 Uhr, Gewerkschaft Gesundheitsberufe 
(GGB), <ggb-hannover@fau.org>, �2. Di im Monat �21.00 Uhr

Kiel	��������������� 	FAU Kiel, Postfach 20 61, 24019 Kiel, <fauki@fau.org>
Wismar	����������� 	FAU Westmecklenburg, c/o Tikozigalpa, Doktor-

Leber-Straße 38, 23966 Wismar, <fauhwi@fau.org>, 
fauwm.systemausfall.org

 
R E G I O N  O S T
Altenburg	������� 	Kontakt über Leipzig
Berlin	������������ 	FAU Berlin, Lottumstr. 11, 10119 Berlin  

(U2 Luxemburg-Platz/U8 Rosenthaler Platz), 
<faub@fau.org>, www.fau.org/berlin, (030) 287 008 �04.  
Offenes Büro freitags �16.00–�20.00 Uhr.  
Infoveranstaltung für Interessierte und Neumitglieder 
„FAU – Wie funktioniert das?“, �1. Fr. im Monat, �19.00 Uhr. 
Allgemeines Syndikat (ASy), �2. Mi. im Monat �19.00 Uhr.
(war: Gesundheit): Sektion Sozialwesen, �3. Mo im Monat 
�19.00 Uhr <faub-soziales@fau.org>. 
Sektion Kultur, letzter Fr. im Monat �19.00 Uhr  
<faub-kultur@fau.org>.   
Sektion Bildung, �1. & �3. Di. im Monat �19.30 Uhr   
<faub-bildung@fau.org>,  
Sektion Bau und Technik, �3. Mo im Monat �19.00 Uhr, 
<faub-bautec@fau.org> 

Dresden	���������� 	FAU Dresden, IT-Kontakt: <it-l@fau.org>, 
<faudd@fau.org>, SMS: (0151) 25 11 45 04

Gransee	���������� 	Kontakt über Berlin 
Halle/Saale	������ 	VAB FAU Halle, Ludwigstraße 37, 06110 Halle, 

<fauhal@fau.org>, Offenes Treffen: sonntags �19.00 Uhr 
Bildungsinitiative: <bildungsinitiative@fau.org>

Ilmenau	��������� 	Kontakt über Meiningen
Leipzig	����������� 	VAB FAU Leipzig – und Landkreise Leipzig und Nordsachsen,  

 c/o „Libelle“, Kolonnadenstr. 19, 04109 Leipzig. 
Präsenzzeit: donnerstags �17.00 – �18.00 Uhr,  
<leipzig@fau.org>, Tel. (0341) 22 46 650, Bildungsinitiative: 
<bildungsinitiative@fau.org>, IT-Kontakt: <it-l@fau.org>

Magdeburg	������ 	FAU Magdeburg, <faumd@fau.org>, c/o „Blaue Welt Archiv“, 
Thiemstr. 13, 39104 Magdeburg.

Meiningen	������� 	FAU Südthüringen, Postfach 100139, 98601 Meiningen, 
<fausm@fau.org>

Potsdam	�������� 	Kontakt über Berlin 
Südwestsachen	FAU-Vernetzung für Chemnitz, Erzgebirgskreis, Mittelsachsen, 

Vogtlandkreis und Zwickau: <fau-sws@fau.org>, 
Bildungsinitiative: <bildungsinitiative@fau.org>

R E G I O N  W E S T
Aachen	���������� 	FAU Aachen, <info@fau-aachen.net>, 

www.fau-aachen.net, Tel. (0176) 87519975
Bonn	������������� 	FAU Bonn, Wolfstraße 10 (Hinterhaus), 53111 Bonn-

Altstadt. Treffen jeden Mi. �20.00 Uhr, außer am ersten 
Mittwoch im Monat. (0228) 90 93 171, <faubn@fau.org>, 
www.fau-bonn.de

Dortmund	������� 	FAU Dortmund c/o „Langer August“, Braunschweiger Str.22, 
44145 Dortmund, (0231) 84 04 71-1 (AB), (0231) 84 04 71-2 
(Fax), <faudo@fau.org>

Duisburg	��������� 	FAU Duisburg, Schwarz-Roter Stammtisch: Jeden ersten So. 
im Monat um �19.00 Uhr im „Ostende“, Oststr. 64, 47057 
Duisburg-Neudorf, Info-Telefon und SMS: (0179) 325 86 48, 
<faudu@fau.org>, www.fau-duisburg.tk

Düsseldorf	������ 	FAU Düsseldorf, Allgemeines Syndikat,   
Postfach 10 24 04, 40015 Düsseldorf,   
Fax: (01212) 5 110 29 174, Fon/SMS: (0179) 32 586 48, 
<faud@fau.org>, www.fau-duesseldorf.org

Köln	�������������� 	FAU Köln, Öffentliches Treffen: jd. �2. Mi im Monat 19 Uhr,  
Kontakt über <fauk@fau.org>

Krefeld	���������� 	Kontakt über Duisburg
Moers	������������ 	FAU Moers, c/o „Barrikade“, Bismarckstr. 41a, 47443 Moers
Münster	���������� 	FAU Münsterland, c/o Interkulturelles Zentrum Don 

Quijote, Scharnhorststr. 57, 48151 Münster, Treffen 
�2. bis �5. Di. im Monat ab �20.00 Uhr <faums@fau.org>, 
www.fau-muensterland.de

Solingen	��������� 	FAU Solingen, Treffen jeden �3. Freitag im Monat �19.30 
Uhr, Café Courage, Klemens-Horn-Str. 3, 42655 Solingen 
<fausg@fau.org>, www.fau.org/ortsgruppen/solingen/

 
R E G I O N  S Ü D
Aschaffenburg	� 	Kontakt über Frankfurt
Darmstadt	������ 	FAU Darmstadt, c/o Oettinger Villa, Kranichsteiner Straße 81, 

64289 Darmstadt, <fauda@fau.org>
Dreieich	��������� 	Kontakt über Frankfurt/M.
Frankfurt/M.	��� 	FAU Frankfurt, c/o DFG/VK, Mühlgasse 13, 60486 Frankfurt/

Main, sonntags �19.00 Uhr, Treffen: sonntags �19.00 
Uhr. Offenes Büro: donnerstags �19.00 bis �21.00 Uhr 
<fauffm@fau.org>

Freiburg	��������� 	FAU Freiburg, <faufr2@fau.org>,   
Treffen: jeden �1. Freitag im Monat ab 20 Uhr, KTS, 
Baslerstr.103; jeden �3.Freitag im Monat ab 20 Uhr,  
Fabrik e.V., Habsburgerstr. 9, (Cafe im Hauptgebäude, 1 OG);  
Gewerkschaftliche Beratung: jeden �1. Donnerstag im Monat, 
von 20-21 Uhr, Strandcafe(Grether-Gelände), Adlerstr. 12                 

Karlsruhe	�������� 	FAU Karlsruhe, www.fau-karlsruhe.org, <fauka@fau.org>, 
Treffen jeden �1.Samstag im Monat �16.00 Uhr,   
Viktoriastr.12 (Hinterhof), 76133 Karlsruhe

Kassel	������������ 	Kontakt über <fauffm@fau.org>
Lich	��������������� 	FAU Lich, Postfach 1215, 35420 Lich, <fauli@fau.org>
Ludwigshafen	�� 	FAU-Gründungsinitiative: faumalu@fau.org
Mainz	������������� 	Kontakt über Frankfurt/M.
Mannheim	������� 	FAU-Gründungsinitiative: faumalu@fau.org
Marburg	���������� 	Treffen montags ab �19.00 Uhr bei Radio Unerhört Marburg, 

R.-Bultmann-Str. 2b., <faumr@fau.org> 
München	�������� 	FAU Lokalföderation München, Schwanthaler Str. 139 (Rgb.), 

80339 München, http://www.fau-m.de/, <faum@fau.org>, 
Allgemeines Syndikat: jeden zweiten Mittwoch   
(ungerade Kalenderwochen) ab 19 Uhr

Neustadt/W.	���� 	FAU Neustadt/Weinstraße, 67433 Neustadt/Weinstraße, 
(01578) 16 77 780 , <faunw@fau.org>

Nürnberg	�������� 	FAU Nürnberg c/o Armer Teufel,  
Bauerngasse 14, 90443 Nürnberg, <faun@fau.org>

Saarbrücken	���� 	Kontakt über Neustadt/W
Stuttgart	�������� 	FAU Stuttgart, Postfach 10 14 19, 70013 Stuttgart, 

<faus@fau.org>, (01578) 17 81 177,   
Treffen jeden �1. und �3. Donnerstag im Monat, 19 Uhr

Wiesbaden	������ 	GNLL-Kontakt, über Frankfurt/Main

  
AG Jugend & ASJ  
Berlin	������������ 	ASJ Berlin, Lottumstraße 11 c/o FAU Berlin, 10119 Berlin  

<asj-berlin@riseup.net>, www.asjberlin.blogsport.de
Vollversammlung: Jeden Dienstag �18.00 Uhr, Treffen der 
Jung und Billig Kampagne: �1. und �3. Do. im Monat �19.00 Uhr  
<info@minijob.cc>,  www.minijob.cc

Bielefeld	�������� 	ASJ Bielefeld (Selbamachen), Infoladen Anschlag, 
                              Heeper Str. 132, 33607 Bielefeld 
                              <selbamachen@riseup.net> www.selbamachen.blogsport.eu
                              Treffen: Jeden Dienstag �18.30 Uhr
Bonn	������������� 	ASJ Bonn, Le Sabot c/o ASJ Bonn, Breite Straße 76, 53111 Bonn, 
                              <asjbonn@riseup.net>, asjbonn.blogsport.de                              
                              Offenes Treffen: �1. Mi. im Monat, im Netzladen, Wolfstr. 10
Göttingen 	������ 	ASJ Göttingen, Nikolaikirchhof 7 c/o Buchladen Rote Straße, 

37073 Göttingen, <asjgoe@riseup.net>,                             
                              www.asjgoe.blogsport.de
Herne/ 	���������� 	ASJ Herne/Recklinghausen, Wickingstr.7                            
Recklinghausen   c/o Schwarz & Weidensdorfer Gbr. 45657 Recklinghausen,                             
                             <asjruhrgebiet@riseup.net>,  www.asjruhrpott.blogsport.de                             
Köln	��������������  ASJ Köln, <asjköln@riseup.net> www.asjkoeln.blogsport.de
Leipzig	����������� 	ASJ Leipzig, Kolonnadenstr. 19 04109 Leipzig, Plenum: Jeden 

Montag um �20.00 Uhr, Tel./Fax: 0341/22 46 650
                              <asj-leipzig@googlegroups.com>, www.asjl.blogsport.de                             
Mainz	�������������  ASJ Mainz, <asjmz@hotmail.de> www.asjmainz.blogsport.de                                                           
Moers	������������ 	ASJ Moers, Barrikade: Verein zur Förderung alternativer Kultur 

und Kommunikation e.V., Bismarckstr. 41a,  47443 Moers                                                                                       
                             <asjmeors@riseup.net>, www.asjmoers.blogsport.de                                                        
NRW	�������������� 	Regionalföderation NRW, <asj-nrw@riseup.net>                                                                              
                              www.asjnrw.blogsport.de
 
Bundesweite Branchen-Koordinationen
Bildungswesen:. 	<bsy-public-info@list.fau.org>
Branchen-Homepage zur Leiharbeit: www.fau.org/leiharbeit
Gesundheits- und Sozialwesen, Lebensmittel und Landwirtschaft, IT: 

Regionale Kontakte siehe www.fau.org/syndikate
  

Regionalkoordinationen
Nord: Hannover <reko-nord@fau.org> | West: Düsseldorf <reko-west@fau.org> 
Ost: Berlin <reko-ost@fau.org> | Süd: Frankfurt/M. <reko-sued@fau.org>

Geschäftskommission der FAU-IAA
FAU-IAA, Mühlgasse 13, 60486 Frankfurt/Main, <geko@fau.org>

  
Internationales Sekretariat der FAU-IAA
FAU-IAA, Mühlgasse 13, 60486 Frankfurt/Main, <is@fau.org>

Internationale ArbeiterInnen-Assoziation (IAA)
IAA/IWA/AIT-Sekretariat, Oslo (Norwegen), Secretariat of the International 

Workers Association, Boks 1977, Vika, 0121 Oslo, NORVÈGE, Tel./Fax: 0047 
22 30 06 40, <secretariado@iwa-ait.org>, www.iwa-ait.org 

Schweiz
Bern	�������������� 	FAU Bern, Quartiergasse 17, CH-3013 Bern, www.faubern.ch

Österreich
Föderation der ArbeiterInnen-Syndikate (FAS) — www.syndikate.at 
Die FAS besteht aus:
	�		 Allgemeines Syndikat Wien, c/o „Hängematte“, Stiftgasse 8, 1070 Wien, 

<allgemeines@syndikat-wien.org>
	�		Allgemeines Syndikat Oberösterreich, Infoladen Wels c/o ASOÖ, 

Anzengruberstr. 8, 4600 Wels, Tel. +43 (0)650 69 32 864, 
<syndikat_ooe@linuxmail.org>

	�		ArbeiterInnen Syndikat Wissens-Industrie (AS:WI), Stiftgasse 8, 1070 Wien, 
<aswi@lnxnt.org>

	�		Libertäre Initiative Sozial Arbeitender (LISA) c/o „Hängematte“, 
Stiftgasse 8, 1070 Wien, <lisa.syndikat@linuxmail.org>, 
www.lisasyndikat.wordpress.com

Lokalföderationen, Syndikate und Kontakte der Freien Arbeiter/innen-Union (FAU-IAA)
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Sprache verändert sich, auch die unsrige. 
Das sei ganz natürlich, wird immer wieder 
erklärt, man brauche sich nicht davor zu 
fürchten. Wirklich nicht? Die zunehmen-
de muttersprachliche Inkompetenz, die 
im hiesigen Journalismus wie ein fiebriges 
Virus um sich greift, lässt mich jedenfalls 
daran zweifeln, dass die Fähigkeit, sich 

anderen verständlich mitzuteilen und andere zu verstehen, aufrechterhalten wird.
Mit dem salopp-schlampigen Tonfall, wie er auch bei den Öffentlich-Rechtlichen Einzug 
gehalten hat, habe ich mich schon lange abgefunden, wenn es z.B. in der Tagesschau 
heißt, die „Schalte“ nach Paris stehe „noch nicht wirklich“. Schwerer tue ich mich schon 
bei der neuesten Mode, Jahreszahlen mit der Präposition „in“ zu verknüpfen. Selbst in 
der Tageszeitung Die Welt musste ich lesen, dass wir „in 2012“ mit einem geringeren Wirt-
schaftswachstum zu rechnen hätten. In 2012? Ein Jahr ist doch kein Ort. Es würde doch 
auch niemand sagen, „ich bin gerade in �1964. Soll ich dir was mitbringen?“
Auch mit der Semantik nimmt man es nicht mehr sehr genau. „Bei dem Versuch“, las ich 
im Videotext der ARD, „eine Tankstelle zu überfallen, verhaftete die Polizei zwei Männer.“ 
Sicher ein niedliches Bild, wie Polizisten, während sie eine Tankstelle ausrauben, zwei zu-
fällig anwesenden Herren Handschellen anlegen. Was es wiederum mit folgender Meldung 
auf sich hat, die ich im Radio aufschnappte, vermag ich unmöglich zu erraten: „dabei 
wurden fünf Personen leicht verletzt, zwei von ihnen schwer“. Wie können einige der leicht 
Verletzten zugleich schwer verletzt sein? Ein Kratzer am Knie, aber die Kopfwunde sieht 

doch recht bös‘ aus? Wir werden es nie erfahren. Das wirklich Gruselige an dieser Meldung 
ist, dass sie wieder und wieder vorgelesen wurde, den ganzen Tag, ohne Abänderung, von 
drei verschiedenen Sprechern. Niemandem im ganzen Sender, weder in der Redaktion noch 
in der Aufnahmeleitung, fiel etwas auf. 
Insbesondere die Nachrichten des Berliner Rundfunksenders Radio Eins stellen für mich 
einen nicht versiegen wollenden Quell der Verstörung dar. Sei es jener neurotische Sprecher, 
der immer wieder bestimmte Passagen wiederholt, in der irrigen Annahme, sich versprochen 
zu haben: „Der rot-rote Senat – Verzeihung! – der rot-rote Senat, muss es natürlich hei-
ßen…“. Sei es seine Kollegin, die von einem chronischen Reizhusten geplagt wird, durch 
den sie sich ein ums andre Mal hindurch quält, bis man regelrecht hört, wie ihr die Tränen 
in den Augen stehen. Oder seien es wirre, sinnfreie Texte, die mit Hartnäckigkeit wieder und 
wieder vorgelesen werden, so als spräche man dort eine eigene Sprache, „Radio-Einsisch“ 
gewissermaßen. 
Dass meine schlimmste Befürchtungen Realität geworden sind, ahnte ich spätestens, als 
auf eben jenem Sender den geneigten ZuhörerInnen erklärt wurde, beim Dalai Lama hand-
le es sich um das „Staatsoberhaupt Tibets“, welches „von China als abtrünnige Provinz“ 
betrachtet werde. Und das in den Morgennachrichten, in den Mittagsnachrichten und um 
Mitternacht immer noch. Einfach niemand vermochte zu begreifen, dass der Dalai Lama 
erstens seit 1959 in Indien lebt, Tibet zweitens 1950 von China annektiert worden war, drit-
tens der Dalai Lama seit dem Mai 2011 nicht mehr der Exilregierung vorsteht und viertens 
China nicht Tibet, sondern vielmehr Taiwan als abtrünnige Provinz bezeichnet. Mehr Fehler 
passen kaum in eine Aussage.

Matthias Seiffert

	 Kolumne Durruti

DA-Kultur-Tipp

̫̫Berlin
Do. �31. Mai bis – Sa. �2. Juni
Oktopus, Parkstraße 12-14
Kult: Open Air for Open Minds-
Festival 
Die Gruppe „VOSIFA“ organisiert 
seit Jahren ein unkommerzielles 
Festival im Berliner Bezirk 
Pankow. Dabei geht es auch 
darum emanzipatorische Inhalte 
zu vermitteln. 

DA-Bewegungs-Tipp

̫̫Berlin 
Mi. �16. Mai, �16.00 Uhr 
U-Bhf. Podielskiallee 
Demo: „Nazis aus der Deckung 
holen!“
Gegen den rechten Anwalt, der 
den Haupttäter des Dieter Eich-
Mordes verteidigte.

Fr. �18. Mai, �19.00 Uhr
FAU Lokal, Lottumstraße 11
Info: „Motiv ‚Penner klatschen’“
Obdachlose sind die vergessenen 
Opfer der Gesellschaft. 
Sie werden von Staat und 
Gesellschaft ausgegrenzt und 
auf der Straße angegriffen. 
Das brutale Ergebnis: Nach 
unterschiedlichen Statistiken 
sind seit 1990zwischen 33 und 
über 100 Obdachlose ermordet 
worden.

Sa. �19. Mai, �15.00 Uhr
S-Bhf. Berlin-Buch
Demo: „Niemand ist vergessen!“
Die Demo bildet den Auftakt zur 
Kampagne für einen Gedenkstein 
für Dieter Eich in Buch und richtet 
sich gegen Sozialchauvinismus 
und rechte Gewalt.

Alle Termine finden im Rahmen 
des Gedenkens an Dieter Eich 
statt. Dieter Eich wurde im Jahr 
2000 von Neonazis ermordet, weil 
er für die Täter als Erwerbsloser 
lediglich ein „Asi“ war. Infos:
www.niemand-ist-vergessen.de

DA supports
„Leiharbeit Abschaffen“

̫̫München
Fr. �4. Mai, �20.00 Uhr 
EineWeltHaus, Raum 211, 
Schwanthaler Str. 80
Info: Leiharbeit abschaffen! 
Warum ist die FAU die einzige 
Gewerkschaft in Deutschland, 
die die völlige Abschaffung 
der Leiharbeit fordert? Und 
wieso bezeichnet sie diese als 
Zwangsarbeit, Lohndrückerei und 
Menschenhandel? Vortrag und 
Diskussion mit dem Referent und 
Gewerkschafter Kersten Cohrs 
(Frankfurt/M.).
Weitere Infos:
www.leiharbeit-abschaffen.de

DA empfiehlt außerdem

̫̫München
Mi. �13. Juni, �20.30 Uhr
Kafe Marat, Thalkirchnerstraße 
102 
Disko: Wir wollen alles – Theorie 
und Praxis des Operaismus und 
der Arbeiterautonomie 
Der Referent Roman Danyluk wird 
auf der Veranstaltung auf die 
Geschichte und Gegenwart der 
operaistischen Konzepte und der 
autonomen Bewegung eingehen. 

Weitere Infos und Termine auf 
www.direkteaktion.org

Der Wohnungsmarkt unterliegt derzeit 
großen Umbrüchen. Immer mehr Miete-

rInnen fallen unter große, unnahbare Haus-
verwaltungen, deren Praktiken sie meist ohn-
mächtig gegenüber stehen. Auf der anderen 
Seite versuchen immer mehr MieterInnen, 
sich dagegen zu wehren, insbesondere in 
Berlin, das große Immobilienfirmen für sich 
entdeckt haben. Denn hier, wo die Mieten 
lange vergleichsweise günstig waren, erwar-
ten sie beste Renditeaussichten. Das Miete-
recho spricht denn auch davon, dass zuletzt 
in der Hauptstadt die Kiez- und Mieterinitia-
tiven „wie Pilze aus dem Boden geschossen“ 
seien. So erfreulich Letzteres ist, es weist 
auch auf ein großes Problem hin: Wenn sich 
viele MieterInnen organisieren und dennoch 
der Entwicklung kaum etwas entgegensetzen 
können, scheinen die vorherrschenden Or-
ganisationsformen nicht die geeigneten zu 
sein.

Welche Organisationsformen gibt 
es?

Im Wesentlichen lassen sich derzeit drei Mo-
delle auf diesem Feld ausmachen: [1] das 
Engagement in Parteien, um wohnungspoli-
tische Anliegen einzubringen; [2] die Mieter-
vereine, gewissermaßen Schutz- und Versi-
cherungsorganisationen; [3] Stadtteil- und 
Mieterinitiativen, in denen sich MieterInnen 
und AnwohnerInnen selbst organisieren. Zwi-
schen diesen Formen kann es Überlappungen 
geben: So sind Menschen aus Initiativen auch 
in Parteien aktiv oder arbeiten Mietervereine 
mit Initiativen zusammen usw.

Theoretisch gibt es noch das Konzept 
einer Mietergewerkschaft, wie es etwa in 
den USA von der Buffalo Class Action vorge-
schlagen wurde. Auch die Ansätze der FAU-
Schwestergewerkschaft ZSP in Warschau 
gehen in diese Richtung (siehe DA Nr. 203 
und 205). Bei der Frage nach den Perspekti-
ven jenes Konzeptes gilt es, dieses in die bis-
herige Organisationslandschaft einzuordnen 
(Parteien werden im Folgenden allerdings 
ausgeklammert).

Verhältnis zu den Mietervereinen

Die Wurzeln der Gewerkschaften waren in 
vielen Ländern so genannte Arbeitervereine. 
Diese waren meist Schutzorganisationen, orga-
nisierten Versicherungen und Solidarität. Ihr 
funktionaler Charakter entsprach etwa dem, 
was wir heute von den Mietervereinen ken-
nen, nur dass diese auf einem anderen Feld 
tätig sind und sich zu großen, professiona-
lisierten (Dienstleistungs-)Strukturen entwi-

ckelt haben. In der Gewerkschaftsforschung 
werden jene Arbeitervereine als erste Orga-
nisationsphase der Arbeiterbewegung ausge-
macht, in der auf bestimmte Verwerfungen 
reagiert wurde. In einer zweiten Phase wan-
delten sich die Arbeiterorganisationen hin 
zu ökonomischen Kampforganisationen, die 
offensiv für höhere Löhne, bessere Arbeits-
bedingungen usw. eintraten. Sie entdeckten 
dabei das Mittel der Kollektivvereinbarungen 
(Tarife), mit denen sie Erkämpftes absichern 
wollten. Sowohl Tarifverträge als auch die 
Methoden zu ihrer Durchsetzung galten zu-
nächst als anrüchig, ja z.T. als illegal. Es war 
also auch ein Kampf um Anerkennung.

Einen analogen Wandel, hin zu sozialen 
Kampforganisationen, haben die Mieterver-
eine nicht vollzogen. Dabei haben der Kapi-
talismus und der Wohnmarkt Bedingungen 
hervorgebracht, die dies als überfällig er-
scheinen lassen. Denn die großen Hausver-
waltungen setzen viele MieterInnen in direk-
te Beziehung zueinander, in ihnen findet sich 
eine konzentrierte Angriffsfläche. So wie sich 
ArbeiterInnen in Betrieben und Branchen zu-
sammentun, könnten sich MieterInnen nach 
Häusern und Hausverwaltungen – lokal und 
überregional – organisieren und potentiell 
bestimmte Tarife, Wohnstandards und Mitbe-
stimmung durchsetzen, ja sogar ein Übernah-
memodell entwickeln.

Verhältnis zu den Initiativen

Könnten womöglich die sprießenden Ini-
tiativen das Potential haben, die Funktion 
solcher Kampforganisationen einzunehmen, 
zumal nach dem Prinzip der Selbstorganisa-
tion? Vieles weist darauf hin, dass dem nicht 
so ist. Initiativen – das unterscheidet sie von 
regelrechten Organisationen – arbeiten na-
turgemäß unverbindlich und sind sehr frag-
mentiert. Daran würde auch die viel beschwo-
rene „Vernetzung“ nichts ändern. Diese wäre 
nur die Summe ihrer Unzulänglichkeiten. Für 
eine organisatorische Effizienz auf dem Ge-
biet bedarf es gemeinsamer und verbindlicher 
Arbeitsstrukturen, in denen der Markt und 
seine Akteure analysiert werden, man sich 
auf Mietsetzungsprozesse und koordinierte 
Vorgehensweisen schnell einigt, die Mitglie-
der „erfasst“ und zusammengeführt werden 
und „Verhandlungsmacht“ hergestellt wird. 

Derzeit macht jede Initiative – wenn 
überhaupt – ihre eigene Recherche. Im bes-
ten Falle kommt davon ein wenig bei anderen 
an. Hier und da finden mal Kämpfe zusam-
men. Doch im Großen und Ganzen machen 
alle „ihre Fehler selbst“, muss die Arbeit in 
jeder Initiative von vorne gemacht werden. 

Meist ist man voll und ganz damit befasst, die 
eigene, fragile Struktur am Laufen zu halten. 
Es bleibt kaum Raum, eine breitere und kon-
tinuierlichere Organisierung voranzutreiben.

Vorschlag zur Güte

Der Ansatz, sich erst einmal mit seinem 
unmittelbaren Umfeld zu organisieren, ist 
zweifellos richtig. Doch häufig stoßen Mie-
terInnen dabei auf Grenzen, etwa wenn das 
Haus schon fast leer geekelt wurde oder die 
NachbarInnen partout nicht mitziehen wol-
len – sei es aus Eingeschüchtertheit, sei es 
aus Borniertheit. Und ein Kampf alleine, so 
kampfbereit man auch sein mag, ist ein verlo-
rener Kampf. Dabei könnte es doch die Bereit-
schaft dazu in anderen Häusern der Hausver-
waltung geben. Eine Organisation, die da als 
verbindliches und effizientes Bindeglied fun-
giert, könnte Wunder bewirken, erst recht, 
wenn sie besonders viele MieterInnen einer 
Hausverwaltung zusammenführt. Sie könnte 
aber auch den solidarischen Kampf für ein-
zelne Betroffene organisieren. Und der Erfolg 
solcher EinzelkämpferInnen könnte wieder-
um bisher passive NachbarInnen ermuntern.

Stufenweise ließen sich auf diese Wei-
se Fortschritte erzielen, ohne vom großen 
Wandel in der Politik abhängig zu sein. Im 
Idealfall würde Hausverwaltung nach Haus-
verwaltung in eine Art Tarifbindung hinein-
gekämpft werden. Und darin muss sich das 
Projekt gewiss nicht erschöpfen. Verwiesen 
sei etwa auf das Mietshäusersyndikat und auf 
die Genossenschaftsbewegung generell. Eine 
Mietergewerkschaft könnte derartige Modell 
integrieren bzw. als Seitenarm herausbilden. 
Neben den alltäglichen Kämpfen könnte so 
Wohnraum zunehmend den Markt entzogen 
werden. Gerade die Synthese von Kampf- 

und Transformationsorganisation ist eine der 
Quintessenzen des Syndikalismus.

Neuausrichtung des Fokus

Es ist auffällig, dass sich die neue Mieter-
bewegung sehr stark auf die Wohnungspoli-
tik fokussiert. Die großen Akteure auf dem 
Wohnmarkt selbst, die Hausbesitzer und 
Hausverwaltungen – im Englischen gibt es 
dafür den treffenden Begriff der landlords –, 
werden i.d.R. großzügig vernachlässigt. Al-
lenfalls werden sie mit Abwehrmaßnahmen 
konfrontiert – meist von einzelnen Miete-
rInnen, seltener von Hausgemeinschaften. 
Weitestgehend unbehelligt können sie ihr 
Geschäft verrichten und halbfeudale Verhält-
nisse errichten.

Wer sich mit den Veröffentlichungen der 
landlords vertraut macht, wird schnell mer-
ken, dass sie sich äußerst sicher fühlen. Auf 
ihren Webpräsenzen nehmen sie kaum ein 
Blatt vor den Mund und machen aus ihren 
Geschäftspraktiken keinen großen Hehl. Es 
ist überfällig, den Fokus der Aktivitäten viel 
stärker auf sie zu richten. Dies gilt insbeson-
dere, da sich auf diesem Feld auch vielmehr 
erreichen ließe als mit dem zähen und zahn-
losen Versuch, einen grundlegenden Wechsel 
in der Wohnungspolitik herbeizuführen. Ob 
ein solcher Ansatz aus bisherigen Organisa-
tionsformen der Mieterbewegung erwachsen 
kann, ob er sich auf bestehende Gewerk-
schaftsstrukturen stützen sollte oder ob et-
was ganz Neues her muss, wird sich zeigen, 
wenn er nicht mehr nur eine Idee bleiben soll.

Ferdi Konun
Zum Kampf um Wohnraum siehe auch die DA-
Schwerpunktausgabe zum Thema (Nr. 204).

Auf ein neues Level
Die Idee der gewerkschaftlichen Sozialorganisation. Überlegungen und Thesen zur Mieterorganisierung
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Länder und Kommunen erkennen zuneh-
mend die Bedeutung der Kultur- und 

Kreativwirtschaft“, ist auf der Webseite des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie zu lesen. Nicht nur Politiker, 
auch Unternehmen schauen heute gebannt 
auf diese vermeintliche Wachstumsbran-
che, die sich vor allem aus Freelancern, so 
genannten Soloselbständigen, zusammen-
setzt, von Künstlerinnen über Texter bis 
zu Designerinnen und Fotografen. Die von 
ihnen abverlangte Flexibilität und Eigenin-
itiative wird dabei zunehmend als Leitbild 
einer dynamischen Wirtschaft von morgen 
in Stellung gebracht. 

Tatsächlich hält dieses Arbeitsmodell 
bereits in anderen Wirtschaftsbereichen 
Einzug. Möglich wird dies durch die Digitali-
sierung der Arbeitsorganisation, mit der die 
Unternehmen die Flexibilisierung der Be-
schäftigungsformen vorantreiben können. 
Eine Methode, die dabei zur Anwendung 
kommt, ist das Crowdsourcing. Dabei han-
delt es sich um ein Prinzip der Arbeitstei-
lung, bei dem ein „Schwarm“ von Internet
usern aufgerufen wird, bestimmte Aufgaben 
oder Probleme eines Unternehmens zu lö-
sen – meist unentgeltlich. Bisher kennt man 
diese Methode vor allem im Bereich der Pro-
duktentwicklung, etwa wenn gezielt Feed-
backs von Internetusern eingeholt werden, 
um ein Produkt zu verbessern. Doch immer 
häufiger findet die „Schwarmauslagerung“ 
auch Anwendung in der allgemeinen Ar-
beitsorganisation von Unternehmen.

„On Ebay“

Vorreiter dieser Entwicklung waren Platt-
formen, auf denen Unternehmen einfache 
Aufgaben (Microtasks) einstellen können, 
die von Internetusern ausgeführt werden, 
etwa kleinere Recherchen oder Übersetzun-
gen – zu Hungerlöhnen. Mittlerweile gibt 
es sogar Plattformen, die sog. „Mikrojobs“ 
vermitteln, Aufgaben, die z.B. in „unpro-
duktiven Zeiten“, etwa bei Zugfahrten, auf 
dem Smartphone erledigt werden können. 
Aber auch regelrechte Projekte werden auf 
entsprechenden Seiten ausgeschrieben. 

Auf diesen „Ebays 
für Arbeitskräfte“ 
konkurrieren insbe-
sondere Software-
Entwickler oder De-
signer weltweit um 
Kunden und deren 
Aufträge.

Mit IBM prescht 
nun erstmals ein 
großer Konzern vor, 
der derlei Metho-
den großflächig zur 
Anwendung brin-
gen möchte. „Cloud 
Working“ nennt sich 
das Patentrezept, 
mit dem man das 
Cloud-Computing-
Prinzip, bei dem IT-
Infrastrukturen be-
darfsorientiert über 
ein Netzwerk zur 
Verfügung gestellt 

werden, auf den Bereich der Arbeitskraft 
übertragen möchte. Der Softwarekonzern, 
der den Abbau von bis zu 8 000 seiner 20 000 
Arbeitsplätze in Deutschland angekündigt 
hat, möchte seine Arbeitsorganisation ra-
dikal f lexibilisieren: Die Kernbelegschaft 
soll so stark wie möglich reduziert 
werden; gleichzeitig sollen die rest-
lichen Arbeitskräfte f lexibel über 
ein virtuelles Netzwerk rekrutiert 
werden. Diese weltweite Crowd von 
freiberuflichen Spezialisten soll sich 
um die jeweiligen Projekte bewer-
ben. Verbunden damit sind „globa-
lisierte Arbeitsverträge“, die es er-
möglichen, nationale Lohnregelun-
gen zu umgehen. Zur Feststellung 
der Eignung eines Bewerbers soll es 
zudem individuelle Profile geben, 
in die neben einem elektronischen 
Lebenslauf u.a. Bewertungen durch 
soziale Netzwerke einf ließen, um 
die „soziale Reputation“ zu messen.

Die digitale Wolke

Bisher hatte dieses Modell seinen Grenzen, 
weil man sich gerade bei „geschäftskri-
tischen“ Aktionen nicht darauf verlassen 
konnte, ob die erbrachte Leistung der an-
geheuerten Arbeitskräfte, über die man nur 
eingeschränkte Kontrolle hat, auch wirklich 
den Qualitätsansprüchen genügt. Soft-
wareunternehmen und Forschungsgruppen 
entwickeln deshalb nun die nötige Software 
für solche people clouds, die eine umfas-
sende Verwaltung und Kontrolle auch der 
freiberuflichen Crowdworkers ermöglichen 
soll. Dabei dehnt man die bisherigen Sys-
teme des „Human Resources Management“ 
aus. Schon jetzt gibt es insbesondere in grö-
ßeren Firmen eine automatisierte Personal-
verwaltung, die den Leistungsstand und die 
Stärken und Schwächen von Beschäftigten 
scannt, aber auch BewerberInnen analysiert 
und passende „Talente“ ausfindig macht – 
das alles, um sich auf das „Wesentliche: 
strategische Aufgaben, Kostensenkungen, 
Effizienz- und Produktivitätssteigerungen“ 
konzentrieren zu können, wie es beim Ent-
wickler SAP heißt. Ja, sogar die Verhaltens-
weisen von Beschäftigten, auch in sozialen 
Netzwerken, werden in Monitoring-Verfah-
ren zunehmend gescannt (Zu diesem Kom-
plex siehe Großer Bruder auf S. 5).

Offenbar scheint der Bedarf an solchen 
people clouds groß zu sein. Der Entwickler 
Saba etwa rechnet auf dem Gebiet solcher 
„sozialen Software-Produkte“ mit einer jähr-
lichen Wachstumsrate von fast 40 Prozent 
in den nächsten fünf Jahren. „Mit E-Mails 
haben wir unsere Arbeitsweisen verändert. 
Jetzt machen wir das erneut, indem wir 
Menschen, nicht Informationen, in den 
Mittelpunkt der Organisation stellen“, ver-
kündete Bobby Yazdani, der Gründer und 
CEO von Saba. Auch Cathy Davidson, Pro-
fessorin an der Duke University in North 
Carolina, behauptet, dass sich Crowdsour-
cing und Cloud Working zu einer zentralen 
Produktivitätsressource entwickeln würden. 
In manchen Fachkreisen ist die Rede vom 
„Arbeitsmodell der Zukunft“.

Kreativ, liquid und traurig

Ob die Digitalisierung der Arbeitswelt wirk-
lich so einschneidend ausfallen wird, sei 
dahingestellt. Klassische Produktionsjobs 
werden wohl kaum auf diese Weise orga-

nisiert werden können. Es wäre aber zu-
mindest die konsequente Fortführung der 
wirtschaftlichen „Dezentralisierung“, die 
den „Arbeitskraftunternehmer“ als Ideal hat 
und Festanstellungen auf creative core teams 
reduzieren möchte. Das Prinzip von Flexibi-
lisierung und Outsourcing würde damit auf 
die Spitze getrieben. Schon jetzt befinden 
sich nur noch etwas über die Hälfte aller 
„Arbeitnehmer“ in so genannten Normalar-
beitsverhältnissen. Allein von 1999 bis 2009 
ist die Zahl der unbefristeten Vollzeitjobs 
um 18,5 Prozent zurückgegangen. Zugleich 
stieg die Zahl der „atypischen“ Erwerbsfor-
men um fast 79 Prozent an.

Was die ausufernden „liquiden“ Ar-
beitsverhältnisse, wie bei IBM angestrebt, 
für die Lohnabhängigen bedeuten werden, 
zeigt sich heute schon sehr deutlich am Bei-
spiel der kreativen Freelancer, die allein im 
letzten Jahrzehnt um mehr als ein Drittel 
angewachsen sind. „Das Attribut kreativ be-
deutet oft nichts anderes als marktgängig 
und verwertbar“, schreibt Katja Kullman 
in „Echtleben“, einem Buch über ihr Leben 
als kreative Freiberuflerin. „Zehntausende 
einst hoffnungsvoll gestartete Freelancer 
sind über die Nuller-Jahre zu traurigen Ta-
gelöhnern geworden“, so Kullman, die von 
„Outsourcing, Freisetzung, auch Lohner-
pressung“ berichtet. „Sie unterbieten sich 
gegenseitig bei den Honoraren und ver-
schenken ihre Ideen, Rechte und Patente.“

Die Zukunft der Vergangenheit

So entpuppt sich das „Arbeitsmodell der 
Zukunft“, das mehr Freiheit, weniger Hier-
archien und mehr Selbstverwirklichung ver-
spricht, z.T. als Modell der Vergangenheit – 
als Mittel zur Kontrolle und Disziplinierung, 
und als Rückkehr zum Tagelöhnertum. 
Schon das Taylor-Prinzip der „wissenschaft-
lichen Betriebsführung“ sollte einst die 
Organisierungsfähigkeit und die Verhand-
lungsmacht der Arbeiterschaft brechen. 
Doch erst durch die „Dezentralisierung“ 
der Arbeitsorganisation – namentlich durch 
Leiharbeit, Outsourcing und „flache Hierar-

chien“ – gelang dies im umfassenden Sinne. 
Mit digitalen Methoden der Rationalisierung 
soll diese „Erfolgsgeschichte“ offenbar nun 
fortgeschrieben werden.

Gewerkschaften sehen sich schon jetzt 
durch die Flexibilisierung der Arbeitsor-
ganisation und die Dezentralisierung der 
Produktionsketten vor große Herausforde-
rungen gestellt – und sie dürften größer 
werden. Derzeit herrscht große Ratlosig-
keit, wie dem begegnet werden kann, denn 
die individualisierten und großräumig 
verteilten Arbeitskräfte gelten fast schon 
als unorganisierbar, weil es keinen realen 
Raum gibt, wo sie in Beziehung zueinander 
gesetzt werden können. Auf der anderen 
Seite war die Geschichte der Gewerkschaf-

ten schon immer davon bestimmt, 
sich auf die Verhältnisse einzustel-
len und möglichst dem Kapital sogar 
einen Schritt voraus zu sein. Denn 
auch dieses reagierte immer wieder 
auf die Organisierungsformen der 
Arbeiterschaft. Mit dem Taylorismus 
etwa sollte das Betriebsmanagement 
die vollständige Kontrolle über den 
Produktionsprozess erlangen, um 
damit die mächtigen Facharbeiter, 
die damals hauptsächlich die Ge-
werkschaften bildeten, zu entmach-
ten. Auch damals galten die „neuen 
Arbeiter“, das unqualifizierte und 
angelernte Industrieproletariat, als 
unorganisierbar; sie seien zu prekär 
und zu sehr in Konkurrenz zu ein-
ander gesetzt. Letztlich wurden sie 

jedoch zur neuen Basis der Gewerkschaften, 
die sich – auch maßgeblich durch syndika-
listische Einflüsse – erneuerten und pas-
sende solidarische Organisationsformen wie 
etwa das industriegewerkschaftliche Prinzip 
entwickelten.

Ebenen der Organisierung

Dass es heute möglich ist, auch Freelancer 
zu organisieren und sogar in entschlossene 
Kämpfe zu führen, hat etwa die Writers Guild 
in den USA mit dem Drehbuchautorenstreik 
2007-08 gezeigt. Der Streik bewies zudem, 
welche Macht auch kleine Gruppen von Ar-
beiterInnen in den modernen Produktions-
ketten entwickeln können, wurde die ameri-
kanische Filmwirtschaft von dem Streik doch 
schwer getroffen. Es wäre ein Trugschluss zu 
glauben, diese Möglichkeit bestünde nur für 
vermeintlich „privilegierte“ ArbeiterInnen. 
Denn neue Arbeitsorganisationen bieten 
immer auch neue Angriffsf lächen. Die Zer-
splitterung und „Dezentralisierung“ findet 
ja vielfach nur an der Oberfläche statt. In 
der Tiefe des Produktionsprozesses aber 
steigen die organisatorische Verzahnung 
und die gegenseitige Abhängigkeit. 

Damit mehren sich auch die Ansatz-
punkte und die Reichweite von Aktionen 
derjenigen, die die Arbeit tatsächlich ma-
chen. An struktureller Macht mangelt es 
also den ArbeiterInnen nicht zwangsläufig. 
Die zentrale Frage dürfte vielmehr sein, wie 
auch die entsprechende Organisationsmacht 
hergestellt wird. Zu den Anfängen der Ge-
werkschaftsbewegung wurde diese Frage in 
erster Linie auf beruflicher Ebene beant-
wortet (Fachgewerkschaften), anschließend 
auf betrieblicher und industrieller Ebene 
(Betriebs- und Branchengewerkschaften). 
Heute, in Zeiten entgrenzter Arbeitsorga-
nisation, dürfte die Frage sein, ob es den 
Gewerkschaften gelingt, neben der globalen 
auch die sozialräumliche und virtuelle Ebe-
ne zu erschließen. Sonst laufen sie Gefahr, 
vom Kapital abgehängt zu werden.

Holger Marcks

Streikende nicht 
belangt

Eine Schadensersatzklage im 
Nachgang eines Streiks der 

Gewerkschaft der Flugsicherung 
(GdF) im April 2009 wies das 
Arbeitsgericht Frankfurt a.M. 
Ende März ab (Aktenzeichen: 

10 Ca 3468/11). Die klagenden 
Fluggesellschaften können 
in Berufung gehen. An der 

Rolle der Gewerkschaften ließ 
die Richterin keinen Zweifel: 

Wenn zu hohe Haftungsrisiken 
bestünden, könne „eine 

Lähmung der Entwicklung des 
sozialen Lebens“ eintreten. Zur 
GdF siehe auch den Artikel auf 

Seite 1. (AE)

Klare Kante
Mit einem wilden Streik setzten 

Beschäftigte der Fahrradbau-
Firma Mifa in Sangerhausen 
(Sachsen-Anhalt) 150 Euro 

Lohnerhöhung durch. Mitte März 
hatte die Nachschicht spontan 

die Arbeit niedergelegt, meldete 
die Mitteldeutsche Zeitung. 

Angesichts voller Auftragsbücher 
gab die Leitung binnen zwei 

Stunden nach. Anlass soll 
gewesen sein, dass polnische 

Saisonarbeiter über Zuschläge 
letztlich 1.400 Euro, also mehr 
verdienten als die „Stammis“. 

Aus der 450-köpfigen 
Belegschaft ohne Tarifbindung 

heißt es, man werde „auf jeden 
Fall weiter kämpfen“. Die IG 
Metall Halle a.d.S. will nun 
eine Betriebsratsgründung 

unterstützen. Ohne die Mifa 
wäre es 2007 wohl nicht zur 

Schließung des Fahrradwerks in 
Nordhausen und zur Produktion 

des „Strike Bike“ gekommen. 
(AE)

Das „Arbeitsmodell der 

Zukunft“, das mehr Freiheit, 

weniger Hierarchien und mehr 

Selbstverwirklichung verspricht, 

entpuppt sich als Modell der 

Vergangenheit – als Mittel zur 

Kontrolle und Disziplinierung, und 

als Rückkehr zum Tagelöhnertum

Taylorismus �3.0
Die flexibilisierte Arbeitsorganisation stellt die Gewerkschaften vor besondere Herausforderungen.

Besonders deutlich zeigt sich das am Beispiel der Freelancer
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Wer das Thema Knast und Arbeit hört, denkt 
vielleicht zunächst einmal an Gefangene 

mit gestreifter Kleidung, die in einem Stein-
bruch Granit schlagen. Zusammengebunden an 
Ketten, in Trupps zu je zehn Leuten. Diese mar-
tialischen Bilder aus US-Filmen entstammen 
einem Modell, in dem Menschen in einer Art 
gefängnis-industriellen Komplex leben. Bereits 
vor vier Jahren berichtete die DA über Gefäng-
nisarbeit und die dortigen Bedingungen (siehe 
DA 187). Niedrige Löhne von unter zwei Euro 
pro Stunde und Schikanen gegen Gefangene, 
die sich weigern Arbeit zu Hungerlöhnen zu 
verrichten, sind allerorts gängig. In Deutsch-
land ist der Komplex der Gefängnisarbeit zwar 
noch nicht so extrem ausgebildet wie in den 
USA, aber vieles deutet auf eine immer stärkere 
Verschmelzung zwischen den Knästen einer-
seits und privaten Unternehmen andererseits 
hin. Hinter den Mauern hört der Zwang zur 
Lohnarbeit nicht auf – er nähert sich feudaler 
Qualität. Gefängnisstrafen und Untersuchungs-
haft bedeuten zwar eine soziale und berufliche 
Isolation vom „normalen“ kapitalistischen All-
tag, nicht aber von kapitalistischen Prozessen.

Arbeitsmarkt hinter Gittern –          
das Berliner Modell 

Speziell in Berlin hat sich ein Modell etabliert, 
welches Gefangene in zwei Modi unterteilt. Dies 
hat konkrete Auswirkungen auf ihre Einbindung 
auf dem Arbeitsmarkt. Unterteilt wird in die so 
genannten SelbststellerInnen und den Gefan-
genen, die im geschlossenen Vollzug einsitzen.

Im Fall von SelbstellerInnen gilt, dass sie 
nach der Gerichtsverhandlung bis zum Haftan-
tritt zu entlassen sind, sofern keine dringenden 

Gründe wie Fluchtgefahr vorliegen. Das gibt 
Verurteilten die Möglichkeit vor einem Haftan-
tritt einen Arbeitsplatz, Fortbildungsmöglich-
keiten oder auch ein Praktikum zu suchen. Bei 
SelbststellerInnen in Berlin ist der Regelvollzug 
im Allgemeinen der offene Vollzug. So soll es 
Menschen während der Haftzeit ermöglicht 
werden ihrem Beruf weiterhin auszuüben. Der 
Lohn wird fortan von der Justiz einkassiert. 
Rund 180 Euro müssen Gefangene zum Beispiel 
in Berlin für ihre „Unterbringung“ aufwenden. 
200 Euro „Taschengeld“ stehen ihnen zur frei-
en Verfügung. Der Rest des Lohns wird für die 
eventuelle Tilgung von Schulden, Schadenser-
satzansprüchen Dritter oder für die Zeit nach 
der Haft einbehalten. In der Regel wird ein 
Arbeitsplatz mit mindestens ca. 780 Euro Lohn 
benötigt, damit die JVA einen Ausgang recht-
fertigt.

Komplett anders sieht es hingegen für 
Häftlinge aus, die in den geschlossenen Ein-
richtungen absitzen müssen. Sie haben keine 
Möglichkeit sich einen Arbeitsplatz auf dem 
sog. freien Markt zu suchen. Das Stellenan-
gebot innerhalb der Vollzugsanstalten ist be-
grenzt und es gilt gemäß §41 des Strafvollzugs-
gesetzes Arbeitspflicht. Nicht wenige sprechen 
hier von Arbeitszwang. Ein Häftling, der sich 
der Arbeit verweigert, wird sanktioniert und 
läuft fast immer Gefahr, sämtliche „Vergüns-
tigungen“ zu verlieren. Bei der Verweigerung 
der Anstaltsarbeit kann die ohnehin bestehen-
de Monotonie des Alltags hinter Gittern in vie-
lerlei Form künstlich verschärft werden. 

Wirtschaftlicher Mikrokosmos

Privatwirtschaft und Justizbehörden arbeiten 

heute immer enger zusammen. Neue Gefäng-
nisbauten wie beispielsweise in Großbeeren bei 
Berlin sind von vornherein für die Produktion 
von Fremdfirmen ausgelegt. Die Struktur der 
Gefängnisse ist so angelegt, dass die Inhaf-
tierten möglichst kurze Wege zu den Produk-
tionsstätten zurücklegen müssen. Die Produk-
tionsstätten sind flexibel auf die jeweiligen 
Auftraggeber angelegt und lassen sich gegebe-
nenfalls schnell anpassen. Diese Fabriken hin-
ter Mauern bieten Firmen eine eigenständige 
Form von „Outsourcing“. So kaufen sich Unter-
nehmen wie Swarovski oder die gefeierte Mar-
ke „Haeftling“ gerne die billige Arbeitskraft 
von Gefangenen ein. Hier liegt ein komplett 
geschlossener wirtschaftlicher Mikrokosmos 
vor mit klaren Vorteilen: fest vereinbarte Ent-
lohnung der Arbeit, keine gewerkschaftliche 
Organisierung der ArbeiterInnen. Die öffentli-
chen Haushalte, für die der Vollzug kostspielig 
ist, spülen sich über die Vergabe von Produkti-
onslizenzen Geld in die Kasse.

Gewerkschaftliche Sperrzone?

Wenn man an Justizanstalten und Gewerk-
schaften denkt, dann stößt man vermutlich 
auf die „Deutsche Justiz-Gewerkschaft“ oder 
auch auf die Gewerkschaft der Polizei. Gefan-
gene gewerkschaftlich zu organisieren ist auch 
fernab der Tatsache, dass dies ihnen schlicht 
untersagt ist und ihnen Arbeitnehmerrechte 
abgesprochen werden, ein gewagtes Gedan-
kenspiel. Der Gefangene ist in seiner Position 
als Straftäter marginalisiert und auch wenn er 
in einem wirtschaftlich verdichteten Bereich 
eingebunden ist, ein rotes Tuch für Gewerk-
schaften. Im Zuge der sogar höchstrichterlich 
festgestellten Verfassungskonformität der „Ar-
beitspflicht“ scheint der Handlungsspielraum 
begrenzt. Skurrile Organisationen wie die 
„Deutsche Gefangenengewerkschaft“ machten 
vor Jahrzehnten – 1969 – Schlagzeilen mit 
merkwürdigen Geschäften und tausenden Au-
tos, die man absetzen wollte. Ernsthafte Ver-
suche in diese gewerkschaftliche Sperrzone 
vorzudringen gab es bisher nicht. Dabei muss 
die entscheidende Arbeit von außen geleis-
tet werden. Die zivilgesellschaftliche Debatte 
muss ebenso auf die ökonomische Dimensi-
on des Vollzugs und die Profiteure gerichtet 
werden. Ebenso wird es auf die Belegschaften 
von Unternehmen, die Gefängnisarbeitskraft 
einkaufen, ankommen, den Forderungen ihrer 
„KollegInnen“ in den Justizanstalten Nach-
druck zu verleihen.

Andreas Potzlow

Kapitalistischer Normalvollzug
Lohnabhängigkeit hört hinter Gefängnismauern nicht auf. Die gewerkschaftlichen Rechte schon

Institut will Kontrolle der digitalen Freelancer möglich machen

Cloud Working ist im Trend. Mit IBM versucht sich nun erstmals ein Großkonzern 
an der umfassenden Flexibilisierung seiner Arbeitsorganisation durch derlei digi-
tale Methoden (siehe S. 4). Die „People Clouds“ stellen die Unternehmen jedoch 
vor eine Reihe von Problemen, wie sich auf der Webseite des Karlsruhe Service 
Research Institute nachlesen lässt, wo eine Forschungsgruppe derzeit ein System 
für solche Clouds entwickelt. „Eine besondere Herausforderung“, heißt es, „stellt 
das Qualitätsmanagement dar, da man sich wegen der eingeschränkten Kontrol-
le über die beteiligten Crowdworker nur bedingt auf einzelne Arbeitsergebnisse 
verlassen kann.“ Die Forschungsgruppe, die von IBM gefördert wird, soll bis zum 
Mai „skalierbare Qualitätsmanagementmechanismen“ entwickelt haben, „welche 
die Arbeitsergebnisse mehrerer Crowdworker in einer effizienten Art und Weise 
kombinieren, um verlässliche Resultate zu garantieren.“

Saba schafft den gläsernen Angestellten

Offenbar scheinen einigen Unternehmen die bisherigen Systeme des „Human Res-
source Management“ nicht mehr auszureichen und ein größerer Bedarf an Cloud-
Working-Systemen zu bestehen. So gab das amerikanische IT-Unternehmen Sales-
force Ende März bekannt, eine neue Management-Anwendung entwickelt zu haben, 
die unter anderem dabei helfe, „das Recruiting, die Personalverwaltung sowie die 
Förderung von Talenten zu optimieren“. Das Unternehmen selbst spricht von der 
„nächsten Generation des Social Enterprise“. Wenige Tage zuvor hatte auch schon 
das ebenfalls auf diesem Gebiet tätige US-Unternehmen Saba die Entwicklung einer 
eigenen Software für „People Clouds“ verkündet. Das Unternehmen brüstet sich, 
damit eine „revolutionäre“ Technologie geschaffen zu haben, die es, in Form eines 
„People Quotient“, ermögliche, „den Einfluss, die Reputation und die Wirkung“ 
der jeweiligen Arbeitskräfte zu messen. Saba erwartet im Bereich solcher „sozia-
len Software-Produkte“ eine jährliche Wachstumsrate von fast 40 Prozent in den 
nächsten fünf Jahren.

Microsoft und Co. durchleuchten jegliche Regung

Auch die Kommunikation von Beschäftigten wird zunehmend kontrolliert. Ver-
schiedene Software-Unternehmen, darunter Microsoft, IBM und Oracle, bieten 
dafür eigens Analyse- und Monitoringsysteme an. Damit wird etwa überwacht, 
ob die Angestellten eines Unternehmens sich an die Verhaltensregeln halten, die 
ihnen für die Benutzung von sozialen Netzwerken auferlegt wurde. Mit ihnen soll 
aber auch die „Performance“ von Arbeitskräften errechnet und „firmenschädigen-
des“ Verhalten automatisch erkannt werden. Die Arbeitenden müssen sich dabei 
in maschinelle Kategorien einteilen lassen: Hat sich für die berechnete Effektivität 
des Angestellten die vom Arbeitgeber bezahlte Weiterbildung gelohnt? Kann die 
Optimierung der Arbeitsvorgänge noch verbessert werden? Oder: Wer sind die be-
sonderen Impulsgeber und wer die Bremsen im Betrieb? Zugleich suchen die Algo-
rithmen nach „Mustern des Erfolgs“ ebenso wie nach „Mustern der Kündigungen“. 
Zum Beispiel werden die Daten derjenigen betrachtet, die in den letzten Jahren das 
Unternehmen verließen, um das typische Profil eines Kündigungskandidaten zu 
errechnen, um auszuloten, bei welchen Beschäftigten – potentielle „Fahneflüchti-
ge“ – sich etwa Weiterbildungsmaßnahmen nicht mehr lohnen dürften.

Big Brother Awards 2012 vergeben

Ein Spielehersteller und Schnüffelchips für Wasser an Schulen – das waren die 
Gewinner des Negativpreises für Datenschutz, der Mitte April in Bielefeld verliehen 
worden ist. Die Blizzard Entertainment „gewann“ mit dem Spiel „World of Warcraft“ 
in der Kategorie Verbraucherschutz, sammelt das Unternehmen doch so ziemlich 
jede Datenspur der Spieler. „Psychologen können daraus ablesen, wer eine mili-
tärische Laufbahn einschlagen könnte, wer in der Bankbonität herabgestuft wer-
den sollte, wer über Führungsqualitäten verfügt, wer potenziell spielsüchtig oder 
wahrscheinlich arbeitslos ist,“ so ein Laudator. Die Brita GmbH wiederum wurde für 
das Projekt „Schoolwater“ in der Kategorie Wirtschaft ausgezeichnet, womit Lei-
tungswasser an Schulen vermarktet und wobei mittels eines RFID-Schnüffelchips 
kontrolliert wird, wer Wasser zapfen darf und wer nicht und wie oft. Aber auch 
– ganz abstrakt – „die Cloud“ erhielt einen Negativpreis. „Denn seine Daten in 
einer nebulösen Serverfarm irgendwo auf der Welt abzuspeichern,“ heißt es in der 
Pressemitteilung der OrganisatorInnen, „ist der Alptraum jedes datenbewussten 
Menschen.“ Die Cloud, heißt es weiter, sei „ein gefährlicher Trend, der die Nutze-
rinnen und Nutzer gläsern macht“. Weitere Preisträger sind Bundesinnenminister 
Hans-Peter Friedrich (CSU) und der sächsische Innenminister Markus Ulbig (CDU) 
sowie – in weiteren Kategorien – die Firma Bofrost (Arbeitswelt) und Gamma In-
ternational (Technik).

Das Syndikat als virtueller Mob
Eine virtuelle Arbeitswelt verlangt neue gewerkschaftliche Konzepte

Ein virtuell organisierter und direktdemo-
kratischer Staat aus Idealistinnen und 

Webrevolutionären macht Druck auf die re-
alen Staaten, deren Akzeptanz immer mehr 
verloren ging. Im Film „8th Wonderland“ 
schlägt man mit der Virtualität zurück und 
bringt einige Grundfesten ins Wanken. Der-
weil haben die strukturellen Veränderungen 
im Kapitalismus längst ganz real den Cyber-
space als Ressourcenspender für Arbeitskraft 
und Arbeitsprozesse entdeckt. Nicht nur das 
soziale Leben, auch erhebliche Teile der Ar-
beitswelt virtualisieren sich  – oder entste-
hen dort sogar erst. Simultan schreitet Pre-
karität und Konkurrenzdruck voran.

Dabei sind hier die Lösungen für ge-
werkschaftliches Handeln gar nicht so un-
denkbar. Das Verbinden von virtueller Or-
ganisierung mit den vielen Varianten des 
Cyberaktivismus eröffnen sogar völlig neue 
Horizonte. Prominente Beispiele wie Anony-
mous, die mehrfach durch kollektive DDoS 
Attacken Seiten oder Server von Instituti-
onen lahmlegten, geben eine Idee, wie ein 
virtuell „bestreikter“ Betrieb aussehen kann. 
An sich eher negative Eigenarten des Webs 

wie „Trolling“ oder „Shitstorms“ können ge-
rade in kollektiver Ausführung ziemlich un-
gemütlich werden. Aber auch klassische Me-
thoden wie Kommunikationsblockaden oder 
das gewerkschaftliche Whistleblowing (siehe 
DA 201) sind heute schon im herkömmlichen 
Repertoire syndikalistischer Methoden und 
besitzen  Wirkungseffekt. Auch das schlich-
te Bewerten des Arbeitgebers auf Seiten 
wie „Kununu.com“ ist für Arbeitgeber eine 
Plage. Die Möglichkeiten sind massenhaft 
aber dennoch mit Sorgfalt zu prüfen. Das 
offenbart sich nicht zuletzt durch die zu-
nehmende Thematisierung des Mobbings an 
Personalverantwortlichen und die Speziali-
sierung arbeitgebernaher Anwälte in diesem 
fokussierten Bereich. Hier wappnet man sich 
allmählich presse- und medienrechtlich, gibt 
Schulungen und Kurse und beklagt welch 
immensen Schaden ArbeiterInnen damit an-
richten können. 

Es offenbart sich mehr denn je die Ab-
hängigkeit vom Image. Gerade durch den 
Gebrauch von „social media“ ist die Verbin-
dung zwischen Konsument und Produkt viel 
direkter. Dabei liegt der Nutzen, den Unter-

nehmen aus dem gezielten Gebrauch ziehen, 
nur einen Klick vom Schaden entfernt, der 
durch gewerkschaftliche Aufklärung oder 
Gegenkampagnen erreicht werden kann, 
wenn diese die entsprechenden Medien 
ebenso nutzen. Auch Konsumverhalten lässt 
sich im Sinne eines Boykotts auf virtueller 
Ebene schneller organisieren. Unternehmen 
mit schlechten Konditionen können über 
Plattformen geoutet werden und über ge-
werkschaftliche schwarze Listen und dem 
organisiertem Vorenthalten der 
eigenen Arbeitskraft unter Druck 
gesetzt werden.

Worum man jedoch keinen Bo-
gen machen kann – und das zeigt 
auch der Film 8th Wonderland – 
ist eine kollektive Organisierung. 
Hier müssen Gewerkschaften Fle-
xibilität und Wille zeigen. Vernet-
zung, ob virtuell oder über hab-
hafte Gewerkschaftsstrukturen 
und das Bilden von dezentralen 
„Union Clouds“ ist unablässig. 

Sebastien Nekyia

Viele verlieren in der Untersuchungshaft ihren Job. JVA Moabit in Berlin.
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§§§-DschungelAlles für alle – aber nicht umsonst!
Eine Reform des Urheberrechts ist dringend notwendig. Doch diese 

darf nicht zum Schaden der KreativarbeiterInnen sein

Die Diskussion um Urheber-
rechte ist spätestens mit 

der sog. Antipiraterie-Initiative 
ACTA kräftig in Gang gekommen. 
Linke und liberale BürgerInnen 
mobilisieren zu Demonstratio-
nen gegen das Abkommen; der 
Chaos Computer Club, Links-
partei und Grüne fordern eine 
gesetzliche Verkürzung und Fle-
xibilisierung von Schutzfristen 
für urheberrechtlich geschützte 
Werke; insbesondere die Piraten 
trommeln für eine umfassende 
Reform der Urheberrechts.

Für ein besonders großes 
Medienecho im Rahmen der Ur-
heberdebatte sorgte Sven Rege-
ner, Sänger der Pop-Rock-Band „Element Of 
Crime“. In einem Interview bei Bayern 2 hat-
te dieser gepoltert: „Es wird so getan, als ob 
Kunst ein exzentrisches Hobby sei. Und das 
Rumgetrampel darauf, dass wir uncool sei-
en, wenn wir darauf beharren, dass wir diese 
Werke geschaffen haben, ist im Grunde ge-
nommen nichts anderes, als dass man uns ins 
Gesicht pinkelt.“ Für Regener vermitteln die 
Vertreter einer umfassenden Gemeinfreiheit 
eine provokante Botschaft an die KünstlerIn-
nen: „Euer Kram ist nichts wert. Wir wollen 
das umsonst haben. Und wir scheißen drauf, 
was Du willst.“ Sein Urteil: „Eine Gesellschaft, 
die so mit Ihren Künstlern umgeht, ist nichts 
wert“.

Worin Regener zumindest aus gewerk-
schaftlicher Sicht Recht gegeben werden 
muss, ist, dass Kreativarbeit für viele Men-
schen nicht bloß ein Hobby, sondern eine 
existentielle Erwerbsquelle ist – so wie für 
den Fliesenleger das Legen von Fliesen. Ein 
Lockerung oder gar Aufhebung des Urhe-
berrechts würde deshalb nicht nur „böse“ 
Konzerne treffen, sondern auch und insbe-
sondere diejenigen, die ein Werk geschaffen 
haben: die eigentlichen UrheberInnen. Leider 
wird die Urheberrechtsdebatte an dieser Stel-
le häufig sehr indifferent geführt, wird die 
Frage nach Urheberrechten und unternehme-
rischen Verwertungsrechten – etwa in Form 
von Total-Buyout-Verträgen, wie sie in vielen 
Branchen üblich sind – gerne in einen Topf 
geschmissen.

In der Schweiz, wo die Debatte in einer 
ähnlichen Weise geführt wird, hat sich des-
halb eine Gruppe von KünstlerInnen mit dem 
Namen „Musikschaffende Schweiz“ gegrün-
det. Diese macht Lobbyarbeit für den Erhalt 
des Urheberrechts. Dem Argument, das Ur-

heberrecht würde lediglich Großkonzernen 
ermöglichen, KonsumentInnen weiter zu 
schröpfen, halten sie entgegen, dass dieses 
die UrheberInnen überhaupt erst in die Lage 
versetzt, Bedingungen an die Konzerne zu 
stellen, eine annehmbare Verhandlungsposi-
tion zu haben und bei zu schlechten Bedin-
gungen auch kein Arbeitsverhältnis mit dem 
Konzern eingehen zu müssen. 

„Alles für alle – und zwar umsonst!“ 
lautet ein beliebter Slogan unter linken De-
monstrantInnen, den man unterschwellig 
auch in der Urheberrechtsdebatte zu ver-
nehmen meint. Eine Gewerkschaft, die auch 
die Interessen von Mitgliedern aus der sog. 
Kreativwirtschaft wahren möchte, kann dem 
kaum ungeteilt zustimmen. Denn solange 
Lohnabhängigkeit existiert, wäre eine solche 
Umsonstkultur höchst problematisch. Einer 
entsprechenden Reform des Urheberrechts 
müssten zumindest Maßnahmen vorausge-
hen, die Kreativen unabhängig von diesem 
Recht die Existenz sichern. Vorschläge, die 
bereits diskutiert werden, sind eine „Kultur-
flatrate“ oder das „Bedingungslose Grund-
einkommen“. Doch auch hier ist fraglich, wie 
realistisch die Umsetzung solcher Konzepte 
innerhalb der gegebenen Verhältnisse über-
haupt ist.

Und das Problem reicht noch weiter: 
Denn das Urheberrecht sichert nicht nur vie-
len (prekarisierten) Kreativen die materielle 
Existenz, es schützt Sie auch vor dem Miss-
brauch ihrer Werke. Wenn etwa Nazis und 
Waffenlobbyisten sich eines fremden Werkes 
bedienen, kann der Urheber dagegen klagen. 
Gänzlich ohne Urheberrecht wäre das nicht 
mehr möglich. 

Minou Lefebre

Bundesweite 
Aktionswoche für 

Zivilklausel

Die Initiative „Hochschulen 
für den Frieden – Ja zur 

Zivilklausel“, ein Bündnis 
von Studierendenschaften, 
studentischen Initiativen, 

Gewerkschaften 
sowie Friedens- und 

Wissenschaftsorganisationen 
rufen zu einer bundesweiten 

Aktionswoche gegen die 
Forschung zu militärischen 

Zwecken an Hochschulen 
sowie für die Einführung einer 

Zivilklausel auf. Zwischen 
dem �1. und �8. Mai sollen sich 
möglichst viele Menschen an 
der Aktionswoche beteiligen, 

die öffentliche Veranstaltungen, 
Seminare, Aufklärungs- 

und Protestaktionen, 
Pressekonferenzen und 

Diskussionen über die Rolle 
und Verantwortung der 

Wissenschaften beinhalten soll.
Die Initiative prangert den 
Missbrauch von Forschung 
und Lehre an Hochschulen 
für kriegerische Zwecke an. 
Chronisch unterfinanzierte 

Hochschulen seien zunehmend 
auf Drittmittel angewiesen. Die 

so entstehende Abhängigkeit 
auch von privaten Investoren, 
darunter Rüstungskonzernen, 
würde die Unabhängigkeit der 

Wissenschaften untergraben und 
sie letztlich zweckentfremden. 
Um eine strikte Ablehnung des 

Missbrauchs von Forschung 
und Lehre an der Uni auch 

gesetzlich zu verankern, fordert 
die Initiative die Einführung 

einer Zivilklausel, so wie sie in 
der Vergangenheit bereits an 
verschiedenen Universitäten 

existiert hat und an manchen 
auch noch existiert. Um die 

Klausel allerdings verbindlich 
zu machen, müsse sie Teil 

des Landesrechts werden, da 
Hochschulpolitik Sache der 

Bundesländer ist, so Sara 
Nagel in der anarchistischen 

Jugendzeitung „Utopia“. 
Urabstimmungen an der KIT in 
Karlsruhe, an der Uni Köln, der 
FU Berlin und der Uni Frankfurt 

hätten bereits deutliche 
Mehrheiten für eine Einführung 

der Zivilklausel ergeben. 
Mehr Informationen unter: 

zivilklausel.org/

AL Wie gesund sind Berliner ArbeiterInnen?
Ein Kommentar von Thomas Winzer

Die Berliner 
sind die ge-

sündesten Arbeit-
nehmer Deutsch-
lands.“ So beginnt 
der Artikel in der 
Berliner Morgen-
post vom �23. März 
über den Report 
der DAK-Gesund-

heit. Demnach meldeten sich Berliner Ar-
beitnehmerInnen 2011 an nur 14,4 Tagen 
krank. Von 1000 Berliner Versicherten ka-
men pro Tag nur 39 nicht zur Arbeit. Wenn 
sie allerdings krank wurden, dann mit 12,7 
Tagen am längsten im Bundesdurchschnitt. 
Und ein dritter Befund: Die psychischen Er-
krankungen steigen und machen derzeit 14% 
der Krankmeldungen aus. 

Sind die Berliner ArbeiterInnen wirklich 
so gesund? Denn setzt man die Zahlen in Be-
zug zu den grassierenden prekären Beschäf-
tigungsverhältnissen, kann man auch zu an-
deren Schlüssen kommen: Wer prekär lebt, 
meldet sich seltener krank, und wenn dann 
doch kein Weg drum herum führt, dann ist 
man gleich länger krank. Gleichzeitig bedeu-

tet prekäre Beschäftigung Unsicherheit und 
Stress, was psychische Erkrankungen fördert. 
Auch ganz allgemein lässt sich in einer Ar-
beitswelt, in der so viel Druck ausgeübt wird 
wie in der unsrigen, aus einem niedrigen 
Stand an KrankMELDUNGEN nicht schließen, 
dass die Menschen tatsächlich selten krank 
sind. Vielmehr lässt sich begründet mutma-
ßen, dass sich die Krankschreibung verknif-
fen wird. 

Genauso wie man sich die Mobilität ver-
kneift: Denn in der gleichen Ausgabe der 
Berliner Morgenpost wird eine Forsa-Umfrage 
vorgestellt, nach der 24% der Verbraucher 
aus Kostengründen auf Mobilität verzichten. 
Von diesen haben 62% der 18- bis 29-Jäh-
rigen auf Verwandtenbesuche verzichtet, 
ebenso viele der 30- bis 44-Jährigen auf 
auswärtige Freizeitaktivitäten, 48% der über 
60-Jährigen auf Besuche von FreundInnen 
und Verwandten und gar 23% von ihnen 
auf Arzt-Besuche. Zusammenfassend ist es 
erschreckend, welches gesellschaftliche 
Bild sich in einer einzigen Zeitungsausgabe 
auftut. Eine Gesellschaft durchdrungen von 
Prekarität und Verzicht auf soziale Teilhabe 
und ärztliche Versorgung.
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Kleine Einführung in das Urheberrecht

Einst ausschließlich einem übersinnlichen Gott zugesprochen, erkennen wir den Schöp-
fungsakt heute auch in Fettecken eines Joseph Beuys. Im Gegensatz zu Früchten und Ti-
schen, denen ein einzigartiger, höchstens teilbarer körperlicher Nutzen innewohnt, sind 
geistige Werke für alle ohne Verlust des Originals und ohne es zu (zer)teilen reproduzierbar.

Geschichte

Das Immaterialgüterrecht wurde erst sehr spät und allein aus Interesse an der wirtschaftli-
chen Verwertung entwickelt. Die Monistische Theorie (Deutschland) sieht im Urheberrecht 
(UR) die Vereinigung von Vermögens- und Persönlichkeitsrechten, festgehalten in § 11 
Urheberrechtsgesetz (UrhG). Der Dualistischen Theorie (z.B. Frankreich) zufolge unterfallen 
ihm allein Vermögensrechte; die Theorie vom Produzentencopyright (USA) versteht es gar 
ausschließlich als Industrierecht, so dass das copyright gesetzlich originär dem Produzenten 
(Geldgeber), also nicht dem Urheber zugesprochen wird.

Das geschützte Werk

Das UR bietet keinen Ideenschutz: Es handelt sich um einen reinen Formenschutz, der allein 
jene persönliche, individuelle geistige Schöpfung eines Menschen schützt, die objektiv 
wahrnehmbar ist, der ein geistiger Gehalt zuerkannt wird und der eine gewisse Gestaltungs-
höhe zukommt (das Werk muss sich vom Durchschnitt abheben). Die Werkkategorien sind 
in § 2 II UrhG beispielhaft, nicht abschließend aufgeführt. Unter ‚Sprachwerke‘ fallen auch 
Schriftwerke, Computerprogramme und Reden. Amtliche Werke genießen keinen urheber-
rechtlichen Schutz.

UrheberInnen

UrheberInnen können allein natürliche Personen sein. Geschäftsfähigkeit ist keine Vor-
aussetzung, auch Kinder können UrheberInnen sein. Wirken bei der Schöpfung mehrere 
UrheberInnen mit, spricht man von Miturheberschaft; es entsteht eine durch Realakt er-
schaffene Gesamthandsgemeinschaft (Schutzfrist beginnt nach dem Tod der letztverstor-
benen MiturheberIn).

Persönlichkeits- und Verwertungsrechte

Das Gesetz erkennt der UrheberIn in den §§ 12 bis 14 UrhG Urheberpersönlichkeitsrechte 
zu, um das Band zwischen Werk und UrheberIn zu schützen. Hiernach hat die UrheberIn 
das Recht, zu entscheiden, ob und wie das Werk veröffentlicht wird, das Recht auf Anerken-
nung der Urheberschaft sowie das Recht, Entstellung oder anderweitige Beeinträchtigung 
des Werkes zu verbieten. Das Urheberpersönlichkeitsrecht währt 70 Jahre über den Tod der 
UrheberIn hinaus, so dass bei einer nachtodlichen Verunglimpfung (etwa Veröffentlichung 
eines umstrittenen Werkes) die Wahrscheinlichkeit sehr gering ist, dass Zeitgenossen, die 
die UrheberIn noch kannten, dies noch erleben. Die Verwertungsrechte sind in § 15 UrhG 
aufgeführt; Ziel der umfangreichen Aufzählung ist die Erfassung aller denkbaren Verwer-
tungsformen.

Rechtsverkehr im UR

Das UR ist durch Artikel 14 Abs. I des Grundgesetzes geschützt. Ein Verzicht auf das UR ist 
nicht möglich, zu Lebzeiten ist es – im Gegensatz zu den seitens der UrheberIn eingeräum-
ten Verwertungsrechte – nicht übertragbar. 
Die UrheberIn ist als Mutter aller Rechte Inhaberin der Stammrechte an dem Werk. Sie kann 
durch Lizenzierung Tochter- und Enkelrechte einräumen. Wird ein absolutes Nutzungsrecht 
erteilt, ist auch die UrheberIn selbst von der Nutzung ausgeschlossen.
Werden in diesem Sinne Verwertungsrechte vergeben, hat die UrheberIn (auch die Arbeit-
nehmerurheberIn) ein Recht auf angemessene (marktübliche und redliche) Vergütung (§§ 
11, 32 UrhG), was jedoch im Einzelfall auch bedeuten kann, dass eine Nichtvergütung als an-
gemessen gilt. Gemäß § 32a UrhG besteht darüber hinaus ein Anspruch (auch ggü. Dritten) 
auf angemessene Beteiligung der UrheberIn an der wirtschaftlichen Nutzung des Werkes, 
sobald die vereinbarte Gegenleistung in auffälligem Missverhältnis zu den Erträgen des Ver-
werters steht. Laut § 36 UrhG bestimmen Vereinigungen aus Urhebern und Werknutzern die 
Angemessenheit der Vergütung; dies erfolgt durch Tarifrecht (ArbeitnehmerurheberInnen) 
und gemeinsame Vergütungsregeln (freischaffende KünstlerInnen).

UR in Arbeits- und Dienstverhältnissen

Im ArbeitnehmerUR werden alle Nutzungsrechte durch das Gehalt abgegolten. Die Einräu-
mung der Rechte ist dabei nur durch Vertrag möglich, der schriftlich, mündlich oder durch 
schlüssiges Verhalten geschlossen werden kann. Anwendbar ist der hier einschlägige § 43 
UrhG allein auf Pflichtwerke (im Arbeitsverhältnis entstandene Werke).

Schranken des URs

Auch das UR unterliegt gemäß Art. 14 I GG der Sozialbindung (z.B. Recht auf Privatkopie). 
Ausgenommen hiervon sind allein die Urheberpersönlichkeitsrechte. Durch die Schranken 
sollen darüber hinaus die Meinungs- und Informationsfreiheit geschützt und das Gemein-
wohl gesichert werden.
Die freien Nutzungsformen (§§ 16 bis 19 UrhG) sind in den §§ 50 bis 60 UrhG aufgeführt. 
Teilweise ist eine freie (nicht ausdrücklich erlaubte) Nutzung nur unter Pflicht der Zahlung 
einer angemessenen Vergütung gestattet.

Ansprüche bei Rechtsverletzung

Die RechteinhaberIn kann Beseitigung und Unterlassung der Beeinträchtigung ihrer Rechte 
sowie Vernichtung verlangen. Daneben besteht ein verschuldensunabhängiger Schadens-
ersatzanspruch, bei dem sie zwischen Ersatz des entstandenen Schadens, Zahlung einer 
angemessenen Lizenzgebühr sowie der Herausgabe des Verletzergewinns wählen kann; bei 
schwerwiegender Verletzung der persönlichkeitsbezogenen Interessen der UrheberIn be-
steht ein Anspruch auf Ersatz des entstandenen immateriellen Schadens.
Zur Durchsetzung der Urheberrechte ist der UrheberIn ein Auskunftsanspruch auch gegen-
über Dritten (bspw. Telekommunikationsunternehmen) gegeben.

Ass. iur. MPD
Der Autor ist Volljurist und arbeitet als Rechtsanwalt in Berlin
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Wie die FAU Berlin am �9. April bekannt gab, 
wurde im März 2012 der Konflikt (siehe 

DA 209) mit dem Spielgerätehersteller Bally 
Wulff durch einen gerichtlichen Vergleich be-
endet. Der von der FAU unterstützte Siebdru-
cker erhielt von seiner Firma einen Ausgleich 
für die zu Ende Juni ausgewiesene Kündigung. 
Aufgrund der 23jährigen Betriebszugehörigkeit 
orientiert sich der Ausgleich an der üblichen 
Höhe. Bis zum Juni befindet sich der Kollege 
in einer Weiterbildungsmaßnahme. Ein weite-
rer gekündigter, aber nicht in der FAU organi-
sierter Kollege bekam ebenfalls ein Angebot 
vorgelegt.

Damit endete der Versuch von Bally Wulff, 
schon seit Jahrzehnten beschäftigte Kollegen 
ohne hohe Kosten aus dem Betrieb zu ent-
fernen. Der Beschluss und die Einsicht der 
Geschäftsführung sind nur zu begrüßen, ob-
wohl die geforderte Weiterbeschäftigung nicht 
erreicht werden konnte.

Nicht ganz freiwillig

Ganz so vernunftgedüngt dürfte die Entschei-
dung allerdings nicht gewesen sein. Seit Okto-
ber 2011 stand die FAU Berlin immer wieder mit 
ihren Forderungen vor den Werkstoren in Ber-
lin-Neukölln und informierte die Belegschaft 
über die Vorkommnisse. Ein Aktionstag vor 
Bally-Wulff-Verkaufsstellen machte den Kon-
flikt einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich. 

Das Image des Unternehmens, welches ge-
rade im Glücksspielbereich überlebensnotwen-
dig ist, bekam einige Kratzer. Spielsucht ist in 

aller Munde und vor allem in Berlin heiß dis-
kutiert. Hier verabschiedete man auch 2011als 
erstes Bundesland ein Spielhallengesetz, das 
das Aufstellen von Automaten an harte Be-
dingungen knüpft. Spielautomatenhersteller 
fürchten also nicht ohne Grund Absatzproble-
me und suchen gezielt das Gespräch mit der 
Politik. Probleme mit wehrhaften Beschäftigten 
kommen da mehr als ungelegen.

Während sich Bally Wulff im Januar auf der 
internationalen Branchenmesse IMA in Düssel-
dorf aufwändig präsentierte und die Übernah-
me durch die Schmidt-Gruppe feierte, standen 
FAU-AktivistInnen vor den Toren der Messe und 
verteilten Flugblätter. Etwa zur gleichen Zeit 
scheiterte die Geschäftsführung mit dem Ver-
such, der FAU Berlin den Mund zu verbieten, 
vor dem Arbeitsgericht.

Ein Stück vom Kuchen

Nach dem Ende der IMA verkündete Bally Wulff, 
dass man trotz „der getrübten politischen 
Großwetterlage“ und einer „verunsicherten 
Stimmung“ innerhalb der Branche mit „vollen 
Auftragsbüchern“ nach Berlin zurück fahre. 
Allein diese optimistische Darstellung ist ein 
Grund für alle KollegInnen bei Bally Wulff, sich 
ein Stück vom Kuchen zurückzuholen. Seit 
2008 hatten die Beschäftigten einiges, mit 
ausdrücklicher Zustimmung des Betriebsrates, 
hinnehmen müssen: Die Beschäftigtenzahl 
sank rapide, Arbeitszeiterhöhung ohne Lohn-
ausgleich und Verzicht auf Urlaubstage. Hinzu 
kommen schlechtere Konditionen für Neu-

einstellungen und der Versuch, wie im Sieb-
druckerkonflikt, Altverträge zu dezimieren. 
Frauen scheinen einer besonderen Ungleich-
behandlung ausgesetzt zu sein, sie werden 
in der Produktion schlechter bezahlt als ihre 
männlichen Kollegen.

Solidarisch gegen Spaltung

Beschäftigte dürfen sich nicht in hochqua-
lifizierte, unverzichtbare KopfarbeiterInnen 
und leicht austauschbare HandarbeiterInnen 
spalten lassen. Eine Software benötigt eine 
Hardware, auf der sie läuft. Das ist auch bei 
Bally Wulff nicht anders. ArbeiterInnen beider 
Arbeitsformen sind voneinander abhängig und 
müssen ihre Kämpfe gemeinsam führen.

Der Einsatz von schlecht bezahlter Leihar-
beit in der Produktion führt ebenso merklich 
zur Spaltung der Belegschaft. Die Tatsache, 
dass LeiharbeiterInnen nicht direkt beim Un-
ternehmen angestellt sind, verhindert soziale 
Kontakte zur Stammbelegschaft, da man be-
fürchtet, bald in einer anderen Firma eingesetzt 
zu werden und sich als ArbeiterIn zweiter Klasse 
fühlt. Hier kann ein Zugehen der Stammbeleg-
schaft auf LeiharbeiterInnen einiges bewirken. 
Zwar kommt es bei Bally Wulff immer wieder 
vor, dass LeiharbeiterInnen in die Stammbeleg-
schaft übernommen werden, eine vertragliche 
Betriebsregelung gibt es jedoch nicht.

Level 2

Die FAU Berlin hat den Beschäftigten vor Au-
gen geführt, dass sich Interessen von Beschäf-
tigten durchsetzen lassen. Derzeit besteht ein 
Zutrittsverbot für die GewerkschafterInnen der 
FAU, das sich wohl kaum aufrechterhalten las-
sen wird. Das Angebot an die Beschäftigten, 
sich in der FAU zu organisieren und gemeinsam 
für bessere Arbeitsbedingungen einzustehen, 
ist gemacht. Aus den Prinzipien der FAU ergibt 
sich, dass dabei die Betroffenen selbst die Zü-
gel in die Hand nehmen müssen, eine Stellver-
tretung lehnt die FAU ab. Schon mit nur einem 
Mitglied im Betrieb konnte ein ansehnlicher 
Erfolg erreicht werden, eine Betriebsgruppe 
kann so einiges mehr leisten.

Sektion Bau & Technik in der FAU Berlin

Arbeitsschutz in der Knochenmühle

Die Sektion BauTec der FAU Berlin informiert

Zum Arbeitsschutz gehört mehr
Was sind eigentlich Gefährdungen bei der Ar-
beit? Die Gefährdungen beschränken sich nicht 
nur auf „Hand ab, durch Kreissäge“ oder „Tod, 
durch Sturz“ sondern umfassen auch belasten-
de Arbeitsbedingungen, die andere körperliche 
und psychische Folgen nach sich ziehen kön-
nen. Das hohe Ziel des Arbeitsschutzes besteht 
somit in der Schaffung „menschengerechter 
Arbeitsbedingungen“.

Unfallstatistik
Im Jahr 2010 wurden �954.459 meldepflichtige 
Arbeitsunfälle registriert, davon 519 mit tödli-
chem Ausgang. Damit ist gegenüber 2009 die 
Zahl der tödlichen Arbeitsunfälle um 13,8% hö-
her. Auffällig ist vor allem der Umstand, dass die 
Zahl der Unfälle in stärkerem Maß zugenommen 
hat als die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden, 
diese stiegen lediglich um 3,2%. Der wirtschaft-
liche Aufschwung 2010 ist somit teuer bezahlt. 
Auch der im Rückblick auf die vorhergehenden 
Jahre erscheinende Trend sinkender Unfallzah-
len täuscht über die Zunahme psychischer Be-
lastungen und Erkrankungen hinweg.

Papiertiger
Der Arbeitsschutz ist in unterschiedlichen 
Gesetzen, u.a. dem Arbeitsschutzgesetz (Arb-
SchG), geregelt, so scheint es zumindest. Diese 
Gesetze sind jedoch in weiten Teilen lediglich 
Papiertiger, denen es an konkreten Strategien 
und den Zähnen zum Beißen fehlt. Den sog. 
Unternehmern werden umfangreiche Freihei-
ten gelassen, die es ermöglichen die Umsetzung 
sicherer Maßnahmen und Lösungen bei der Ar-
beit gekonnt zu umgehen.

Schwarze Katzen gegen Papiertiger
Wir wissen aus unserem eigenen Arbeitsalltag, 
dass es in Sachen Arbeitsschutz noch einiges 
zu tun und zu verbessern gibt. Die Gesetzeslage 
ist schwammig, der eigene Informationsstand 
oft dürftig, Vorgesetzte sind uneinsichtig oder 
widerspenstig und einstmals engagierte Kolle-
gInnen und Beauftragte haben resigniert, da 
das Gefühl überwog, Bemühungen würden ins 
Leere laufen. Alles Gründe sich wieder einmal 
zusammenzuschließen und für bessere Bedin-
gungen zu kämpfen!

Neben den „üblichen“ Gefährdungen ist uns 
auch die grundsätzlich belastende Bedingung 
der Lohnarbeit insgesamt nicht entgangen, eine 
Gefährdung, die es zu beseitigen gilt!

Die Sektion Bau und Technik der FAU 
Berlin beschäftigte sich im Rahmen 
des diesjährigen „Workers‘ Memorial 
Day“, einem Tag zum Gedenken an alle 
ArbeiterInnen, die durch Arbeit ihr Leben 
verloren haben, intensiv mit dem Thema 
Arbeitsschutz. Eine ausführliche Broschüre 
zum Thema „Arbeitsschutz“ wird in diesem 
Rahmen in Kürze erscheinen.

Bad Segeberger Leiharbeitsklitsche hat sich verrechnet
FAU Kiel unterstützt Flüchtling gegen Lohnverschleppung

Kein schöner Tag für Marc Hofmann: Der 
stämmige Geschäftsführer der S.H.R Per-

sonalmanagement GmbH, einer dubiosen Se-
geberger Leiharbeitsfirma mit unbefristeter 
Arbeitnehmerüberlassungserlaubnis, musste 
nach der Güteverhandlung Ende März 2012 vor 
dem Neumünsteraner Arbeitsgericht einem 
Vergleich zu seinen Ungunsten zustimmen. 
Der Kläger, ein Flüchtling aus Nordafrika, der 
sich zwecks Eintreibung seines ausstehenden 
Lohnes an die FAU Kiel gewandt hatte, konn-
te damit schließlich seine Rechte gegenüber 
S.H.R. geltend machen.

Bis dahin war es jedoch ein beschwer-
licher Weg für den Leiharbeiter, der nichts 
weiter als seinen vollen Lohn eingefordert 
hatte. Angefangen hatte es damit, dass ihm 
wenige Tage nach Beginn der Arbeit in einem 
Logistikunternehmen wegen eines Arbeitsun-
falls von S.H.R. gekündigt und in der Folge 
der erarbeitete Lohn nicht ausbezahlt wurde. 
Gegenüber dem zuständigen Amt gab man 
ganz dreist an, den Lohn gezahlt zu haben. 
Für MigrantInnen ist es oft nicht einfach, 
solche Spielchen zu durchschauen, geschwei-
ge denn, sich dagegen zu wehren. Nachdem 
S.H.R. sich bald darauf mit einem Mahnver-
fahren konfrontiert sah, kam der Wagen lang-
sam ins Rollen und das Unternehmen zahlte 
per Scheck zunächst einen Teilbetrag aus, 
womöglich in der Hoffnung, den Rest man-
gels Beweismaterials einbehalten zu können. 
Warum es die Geschäftsführung von S.H.R. 
trotz eindeutiger Sachlage auf eine Gütever-
handlung ankommen ließ, kann diese wohl 
nur selber beantworten. Die Skala reicht von 
grober Einfalt bis hin zu kühler Berechnung.

Falsche Lohnabrechnungen, nicht ausbe-
zahltes Urlaubsgeld, verschleppte Fristen und 
untergeschobene Ausgleichsquittungen sind 
Schrauben, an denen die Klitschen drehen, 

um den Profit zu maximieren. Kleinvieh macht 
bekanntlich auch Mist. Viel zu verlieren haben 
die Klitschen mit solchen Taktiken nicht, denn 
für gewöhnlich bleibt die Gegenwehr der Be-
schäftigten aus, da diese erst einmal heilfroh 
sind, überhaupt aus dem Laden raus zu sein. 
Diese und ähnliche Vorkommnisse sind ganz 
alltäglich und sie zeigen, dass gerade im Klei-
nen viel Gegenwehr möglich und nötig ist. Auf 

eine solche Gegenwehr im Kleinen ließe sich 
aufbauen, um Vereinzelung und Ohnmacht 
eine kollektive Praxis entgegenzusetzen. Im 
Fall S.H.R. gibt es zudem Auskünfte von Leih-
arbeitern, die von ähnlichen Problemen wie 
dem oben geschilderten berichten. Die FAU 
Kiel wird die Situation in Segeberg deshalb 
auch in Zukunft im Auge behalten.

Felix Zimmermann

Am �31. März – dem M31 – demonstrierten 
in Frankfurt 6000 Menschen gegen 
Kapitalismus und autoritäre Krisenpolitik. 
Die DA sprach mit Rolf von der FAU 
Frankfurt, die den M31 maßgeblich 
mitorganisiert hat.

Der M31 sollte verschiedene antikapitalis-
tische Bewegungen europaweit zusammen-
bringen. Könnt ihr da schon von konkreten 
Prozessen berichten?

Alleine das Zustandekommen der aufein-
ander bezogenen Aktionen zwischen dem �29. 
und �31. März in zig Städten war ja schon ein 
erster Schritt in diese Richtung. Ich glaube, 
dass dadurch auch eine andere Aufmerksam-
keit füreinander geweckt wurde. Der General-
streik in Spanien und besonders die Aktionen 
der CNT haben so eine enorme Bekanntheit 
bekommen. 

Ein konkretes Beispiel für weitere gemein-
same Aktionen könnte die Verhinderung der 
Privatisierung der Wasserversorgung von Thes-
saloniki sein. Dort diskutieren die Beschäftig-
ten der Wasserwerke, die Bewohner der Dörfer, 

in denen sich die Quellen befinden, die anar-
chistische Bewegung und Teile der Bevölke-
rung der Stadt, die Wasserversorgung in Selbst-
verwaltung zu übernehmen und zu verhindern, 
dass der Veolia-Konzern sie sich einverleibt. In 
Berlin betreibt Veolia die Wasserversorgung, in 
Frankfurt das Altglasrecycling mit Leiharbeit 
und Dumpinglöhnen. Wir können ihnen also an 
vielen Orten richtig Schwierigkeiten machen.

Der Verlauf der Demonstration hat für kont-
roverse Diskussionen gesorgt. Wenn morgen 
der �31. März wäre, welchen Charakter würdet 
ihr euch für die Demonstration wünschen?

Genau den Charakter, den wir eigentlich 
geplant hatten. Eine bunte, offene und inhalt-
lich starke antikapitalistische Demo.

Im Mai gehen die Proteste seitens der Inter-
ventionistischen Linken und anderer Grup-
pen weiter. Wie wird die M31-Vernetzung 
weiterarbeiten?

Es gibt ein bundesweites M31-Nachberei-
tungstreffen, auf dem einige Weichen für die 
nächsten Monate gestellt werden sollen, und 
es wird auch eine europaweite Debatte darü-
ber geben. Zu den Mai-Aktionen gibt es keine 
gemeinsame Position. Ich glaube aber, dass 
viele nicht bereit sind, hinter die antikapita-
listischen Positionen des M31 zurückzufallen.

Auf zu Level 2!
FAU Berlin beendet Konflikt mit Bally Wulff

Ein erster Schritt

Meldungen aud der FAU

Kiel

Am 17. März fand in Kiel in 

der „Pumpe“ ein von der 

Rosa-Luxemburg-Stiftung 

organisierter Kongress zu 

„Wirtschaftsdemokratie“ statt. Als 

ReferentInnen waren u.a. Aktive 

der FAU und der syndikalistischen 

SAC aus Schweden geladen. 

Mitglieder der FAU Hamburg  

die bei der Kampagne Strike 

Bike und der vorangegangenen 

Auseinandersetzung um das 

besetzte Fahrradwerk „Bike 

Systems“ in Nordhausen/

Thüringen im Jahr 2007 mitgewirkt 

hatten diskutierten dabei u.a. 

mit der linken Gewerkschafterin 

Mag Wompel (Labournet) 

über die Einschränkungen 

einer sozialpartnerschaftlich 

verstandenen 

Wirtschaftsdemokratie.

Berlin 

Am 18. März beteiligte sich die 

FAU Berlin an der Internationalen 

Aktionswoche gegen Ryan Air. 

Mitglieder der Sektion Bau und 

Technik der FAU Berlin folgten 

heute einem Aufruf unserer 

britischen Schwestergewerkschaft 

Solidarity Federation zur 

Aktionswoche gegen Ryan Air 

und verteilten Flugblätter am 

Flughafen Berlin-Schönefeld, auf 

dem Ryan Air Flüge starten und 

landen.

Berlin

Am 22. März informierten 

GewerkschafterInnen der FAU 

Berlin die BesucherInnen der 

Ausstellungseröffnung „Berlin 

Transit“ am jüdischen Museum. 

Abseits der Öffentlichkeit hatten 

Beschäftigte des Besucherservice 

im Jüdischen Museum Berlin, 

sog. „Hosts“, den seit Jahren 

unveränderten Lohn bemängelt 

und eine Erhöhung desselben 

angemahnt. Versehen wird der 

Besucherservice als Dienstleistung 

von einem mittelständischen 

Subunternehmen, bei dem die 

Hosts angestellt sind. Zwei Drittel 

unterstützten per Unterschrift 

einen Brief an den Stiftungsrat 

der die Zustände problematisierte. 

Auch die FAU Berlin verfolgt 

diesen Zustand weiterhin.

Berlin – Stuttgart – Frankfurt – 

Nürnberg

Im Zuge des M31 kam es bereits 

am 29. März in Spanien zu einem 

landesweiten Generalstreik 

gegen die Angriffe auf die 

ArbeiterInnen. Zur Unterstützung 

des Streiks, der maßgeblich von 

den anarchosyndikalistischen 

Gewerkschaften der CNT und 

CGT getragen wurde, fanden 

in vier deutschen Städten 

Solidaritätskundgebungen statt. 

In Frankfurt und Berlin wurden die 

Kundgebungen von den lokalen 

M31-Bündnissen mit initiiert.

Anzeige

$ €
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Am vergangenen 29. März ereignete sich 
um die Mittagszeit in Barcelona ein visu-

ell beeindruckendes und nicht vorhergesehe-
nes Spektakel. Ein Protestmarsch anarchosyn-
dikalistischer Streikposten entwickelte sich 
zur bedeutendsten libertären Demonstration 
der Halbinsel. Schon dies wäre ein Meilenstein 
gewesen und etwas, auf dem aufgebaut hätte 
werden können, wenn es nicht am Abend in 
einer Parallelstraße auch eine Demonstration 

von CGT und CNT gegen die Arbeitsmarktre-
form gegeben hätte – und zwar dreimal so 
groß wie die spontane am Morgen. 

Auf dieser kolossalen libertären Demons-
tration waren nicht bloß die Verfechter einer 
die letzten vier Jahrzehnte durch die Wüste 
streifenden, sich dabei hauptsächlich im Kreis 
drehenden Weltanschauung zu sehen, sondern 
deutlich auch neue und große Gruppen von 
Männern, Frauen, Pärchen mit Kindern, Stu-
dierenden, Beschäftigten oder Knutschenden 
mit Freude am Verkünden des Frühlings. End-
lich waren wir eine neuartige und auffällige 
Gruppe, voller Freude sich kennenzulernen, 
und zusammen nahmen wir ein Gesicht der 
Zuversicht und des Willens an. Diese plötzliche 
Explosion ist nur schwer zu erklären. Zunächst 
einmal haben die Ereignisse viel mit der an-
archosyndikalistischen Arbeit der zurücklie-
genden schweren Jahre zu tun, in denen sich 
auf einen ehrlichen, offenen, aber standfesten 
Syndikalismus konzentriert wurde. Nun kön-
nen diese großen Ansammlungen sogar ein In-
dikator dafür sein, dass die libertäre Kultur aus 
ihrer eigenen Asche wiederauferstanden ist. 

Die Erneuerung der libertären 
Tradition Spaniens in den 1970er 
Jahren

Das letzte Mal erlebte die spanische libertä-
re Bewegung etwas Ähnliches in den 1970er 
Jahren. Während die Parteien und andere noch 
viel wichtigere Kräfte an der Transición [dem 
bruchlosen Übergang zur Demokratie, Anm. 
d.Ü.] herumbastelten, begann die wiedergebo-
rene libertäre Bewegung das zu tun, was getan 
werden musste. Und das bedeutete, sich eine 
attraktive und effektive Form zu geben, mit 
der es möglich wäre, in der Gesellschaft zu wir-
ken. Das war die Aufgabe jener Tage. Die CNT 
musste eine Lösung für den Konflikt zwischen 
den meist sehr dogmatischen zurückkehren-
den Exilanten und den mehr in Kontakt mit der 
Realität stehenden Mitgliedern vor Ort finden 
– ein Konflikt, der praktisch seit 1939 andau-
erte. Ebenso musste sich mit den zurücklie-
genden Dekaden auseinandergesetzt werden, 
in denen sich die libertäre Kultur in verschie-
dene Richtungen jenseits des Anarchosyndika-
lismus entwickelt hatte. Wie stand man einer 
libertären Bewegung gegenüber, deren Funda-
ment möglicherweise außerhalb der Gewerk-
schaftsarbeit lag? Diesen drängenden Fragen 
wurde sich angenommen. Die erste Versamm-
lung der CNT innerhalb der spanischen Staats-

grenzen – im Juli 1977 in Montjuïc, Barcelona 
– war das größte politische Wiedersehen der 
Geschichte und bedeutete für die libertäre 
Kultur mehr als nur eine Anekdote, sondern 
ein unleugbares gesellschaftliches Interesse.

Die Jornadas Llibertàries im Parc Güell im 
Juli 1977, die nicht von der CNT, sondern von 
der l’Assemblea de Treballadors de l’Espectacle 
[katalanische Postsituationisten, Anm. d.Ü.] 
organisiert wurden – neuartig, zeitgenössisch 

und ihrem Wesen nach viel gleichberechtigter 
– waren das erste deutliche Gegengewicht zur 
hierarchischen Kultur der Transición; es taten 
sich gänzlich neue kulturelle Möglichkeiten 
wider der hegemonialen Kultur auf. Hier voll-
zog sich ein Aktualisierungsvorgang der iberi-
schen libertären Tradition, endlich hielten die 
großen Errungenschaften des europäischen 
Anarchismus Einzug – wir reden hier von so 
unverhofften Nachzüglern wie der Ökologie-
bewegung, dem Feminismus, sexueller Freiheit 
und der persönlichen Entfaltung.

Der Fall Scala und seine Folgen

Die Soli [Solidaridad Obrera], das wöchentlich 
erscheinende Organ der katalanischen CNT er-
langte auf ihre Weise Reputation. Mit viel Kraft 
und Streitlust gegenüber den Älteren trat eine 
neue Generation von JournalistInnen und mit 
ihnen ein neuer Journalismus in die Redaktion 
ein und wandte ganz neue Sichtweisen und Er-
klärungsmuster auf die Realität an. Es bestand 
damals tatsächlich die Möglichkeit, dass aus 
der ältesten und legendärsten anarchistischen 
Zeitung der Welt, zu diesem Zeitpunkt eine 
Wochenzeitung, eine Tageszeitung würde, die 
mit den großen Tageszeitungen hätte kon-
kurrieren können. Ja, die libertäre Bewegung 
vollbrachte in wenigen Monaten erstaunliches, 
erhielt Aufmerksamkeit, konnte mit erhobe-
nem Haupt Vorschläge machen. Aber auch 
diesmal geschah, was geschehen musste. Als 
1977 los Pactos de la Moncloa unterschrieben 
wurden, die erste Vereinbarung zwischen dem 
Franquismus und den Parteien, als sich die 
Parteien ihres einzigen Erbes entledigten – 
der Möglichkeit, das Bürgertum zu mobilisie-
ren – ging die CNT als einzige Gewerkschaft 
in Opposition. Um die CNT herum versammelte 
sich dasjenige Bürgertum, welches mit dieser 
Skizze der Transición unzufrieden war. Genau 
in diesem Moment, während einer Massende-
monstration gegen die Pactos in Barcelona [am 
15. Januar 1978, Anm. d. Red.], wirft irgend-
jemand irgendetwas gegen die Tür der Sala 
Scala. Der Festsaal brennt mit unglaublicher 
Schnelligkeit ab. Im Inneren sterben vier Ar-
beiter, von denen, so die makabre Ironie der 
Geschichte, zwei Mitglieder der CNT sind. Die 
Polizei sieht bei dem Attentat Mitglieder der 
FAI und der CNT am Werke. In Kürze sehen 
sich die CNT und die gesamte libertäre Bewe-
gung ernsthaften Schlägen ausgesetzt, dem 
ihr zerbrechlicher Zustand nicht standhalten 
kann. Als herauskommt, dass das Attentat auf 

die Sala Scala das Werk eines eingeschleusten 
Polizisten ist – mit einer ansehnlichen und öf-
fentlichen Karriere vor und nach seinen Taten 
– ist es schon zu spät. Die libertäre Bewegung 
existiert nicht mehr, sie ist verschwunden, ih-
rer Würde beraubt und zersplittert. Sie ging an 
dem Druck einer Gesellschaft zu Grunde, die 
keine Gewalt wollte, an dem Druck einiger Me-
dien, die auf die Stabilität mehr setzten als auf 
die Übermittlung von Fakten, und an einem 

Staat, der sich voll und ganz der Vernichtung 
einer beginnenden, vielversprechenden Bewe-
gung verschrieben hatte.

Waren das welche von uns?

Immer wieder taucht innerhalb der libertären 
Strömungen die Gewalt dann auf, wenn aus ihr 
Bewegungen entstehen, die einen bestimm-
ten Punkt der Stärke erreichen. In den 90er 
Jahren des 19. Jahrhunderts verschwand die 
Bewegung in Frankreich und Deutschland 
aufgrund von anarchistischen Bomben- und 
anderen Attentaten, die nicht immer wirklich 
von Anarchisten begangen wurden. In Barce-
lona explodierten die anarchistischen Bom-
ben, gelegt von einer kleinen Fraktion, die 
sich für diesen Weg entschied, zeitgleich mit 
strategischer platzierten und medial weitaus 
mehr beachteten Bomben, deren Urheber kei-
ne Anarchisten waren. Als um 1909 die libertä-
re pädagogische und intellektuelle Bewegung 
immer größer wurde, wurde sie enthauptet 
[gemeint ist die Hinrichtung Francisco Fer-
rers, Anm. d.Ü.] und verboten, und damit eine 
ungemein gewalttätige Epoche eingeleitet. Mit 
den Ereignissen um die Sala Scala, diesem er-
neuten staatlichen Gewaltakt, endete auch 
das goldene Zeitalter des Anarchismus. Und 
plötzlich – wieder dieses so erhoffte, so lange 
erwartete Gefühl. Wir hatten die Wiedergeburt 
eines modernen, lebendigen Anarchismus er-
wartet, der sich in seiner Offenheit entwickeln 
würde, eine neue Wirklichkeit schaffend, 
wahrnehmbar mit einem bloßen Herauslehnen 
aus dem Fenster.

Nun gut. All dies spielte in jene große 
Demonstration des 29. März hinein, die so 
unerwartet eine mögliche Wiedergeburt der 
libertären Tradition zu ermöglichen schien – 
einschließlich des Aspekts der Gewalt. Einige 
Müllcontainer gingen in ihrem Verlauf in Flam-
men auf, und ein paar Bürogebäude, einige 
davon Banken, wurden beschädigt. Eine ver-
gleichsweise kleine Gruppe von Leuten ohne 
allzu großen Kontakt zur Demonstration und 
ohne jeglichen Kontakt zu dem, was in ihr pas-
sierte, begann mit dem genauen Gegenteil der 
Demonstration. Waren das Polizisten? Waren 
das welche von uns? War das genau der Teil 
von uns, der regelmäßig, wenn die Zeit reif 
ist, zum Staat überläuft? Die Aktionen dieser 
Leute bewirkten jedenfalls, dass so manche 
DemonstrationsteilnehmerInnen mit Kindern 
die Demonstration verließen (lohnt sich eine 
Demonstration überhaupt, auf der keine Kin-

der mitlaufen können?) – und mündeten somit 
nicht nur darin, dass das Ende des Marsches 
uninspiriert und desillusioniert verlief, son-
dern auch in unmittelbarer Polizeigewalt, die 
schließlich auch die Strecke der anschließen-
den Demonstration beeinträchtigte. So Vieles 
folgte aus so Wenigem: etwa, dass seit Tagen 
über nichts anderes als über die Gewalt auf der 
Demonstration gesprochen wird, und nicht 
über das, wofür sie eigentlich stand; es folgte 
die Kriminalisierung einer libertären Gewerk-
schaft durch diverse Autoritäten; es folgte die 
Konstruktion einer Bande geeigneter Schul-
diger, bestehend aus drei von der Polizei 
ausgewählten Personen, die seit diesem Tag 
im Gefängnis sitzen – was wie eine Einladung 
zur Wiederholung solcher Ereignisse gesehen 
werden kann.

Wenn es wahr ist, dass wir ZeugInnen 
unserer eigenen Wiedergeburt werden, dann 
müssen wir uns dieser voll und ganz widmen. 
Wir müssen uns auf uns selbst besinnen. Das 
Unsrige, das ist die Freiheit 5.0, die Gleichheit 
5.0, die Brüderlichkeit 5.0, die Gleichheit der 
Geschlechter, die gegenseitige Hilfe, die Ko-
operation, der freiwillige Zusammenschluss, 
der freiheitliche Sozialismus – ohne Diktatu-
ren des Proletariats, und auch ohne vom Prole-
tariat entzündete Müllcontainer. Das Unsrige 
ist die Schaffung eines neuartigen Konsums, 
einer ganz anderen, neuen Effizienz, neuer 
Trägerschaften, einer demokratischen Öko-
nomie, die Erweiterung der Grenzen des Mög-
lichen, die Ermöglichung neuer interessanter 
und leidenschaftlicher Diskurse. Das Unsrige 
ist die Fortführung jener Erneuerung, die in 
den 70ern begann, die Ausformulierung eines 
dauerhaften, alltäglichen Anarchismus, der 
neue Formen des Zusammenseins, der Über-
einkunft und der Veränderung begünstigt.

Die Gewalt dem Profi überlassen

Natürlich wissen wir, dass Gewalt mehr umfasst 
als nur jene unmittelbaren Formen. Gewalt 
ist auch Ausbeutung, soziale Ungleichheit, 
Zwangsräumungen, Prekarisierung, die Ein-
schränkung von Rechten. Wir zeigen der Ge-
sellschaft ihre Gewalt auf und lassen nicht zu, 
dass sie uns in eine andere verwickelt. Wir zei-
gen auf, dass die Gewalt auf der Straße – jene 
aufsehenerregende Gewalt, die es so leicht in 
die Medien schafft – vermummt ausgeführt 
wird, ja tatsächlich, aber auch besoldet, mit 
Helmen, Gummiknüppeln und einem Dienst-
abzeichen am Hemdsärmel. Wir zeigen das ge-
samte Feld der Gewalt auf. Wir zeigen schließ-
lich auf, dass das Unsrige nicht nur nicht in 
dem Verbrennen von Dingen besteht, sondern 
dass wir selbst mit angefackelt wurden, wenn 
etwas in unserem Namen oder unserer Sache 
in Brand gesetzt wird, weshalb wir Gewalt, die 
sich in unserer Nähe entwickelt, vermeiden.

Einige Wochen vor den gewalttätigen Er-
eignissen, die unsere Tradition in den 1970ern 
zum Scheitern verdammten, sagte der Innen-
minister: „Mich beunruhigen eher die Anar-
chisten in Barcelona als die ETA“. Ein Satz, 
der Bände spricht über die Unkonformität der 
libertären Bewegung, als sie noch nicht tiefer 
in die Spirale der Gewalt gerutscht war. Das 
Unsrige ist nicht die Gewalt. Sie kann es nicht 
sein – wir sind nicht gerade die besten in die-
ser Materie – aber es darf auch nicht dem An-
schein nach so sein. Überlassen wir die Gewalt 
den Profis. Soll der Staat in diesem Sinne der 
Beste in dieser Disziplin sein. So wie er es je-
den Tag unter Beweis stellt, und immer wieder 
pünktlich zum Ende all der goldenen Zeitalter 
[unserer Bewegung]. Wir messen uns nicht ei-
nen Augenblick lang mit dem Staat in dieser 
Liga. So einfach bekommen sie uns nicht. So 
einfach bekommt uns niemand.

Übersetzung: Marcus Munzlinger

Dieser Artikel ist eine übersetzte und stellen-
weise stark gekürzte Fassung des Originaltextes 
“Contra nosotros” von Guillem Martínez, er-
schienen auf der Website der spanischen liber-
tären Wochenzeitung Diagonal am 9. April 2012.

Aus Wenigem kann Vieles folgen
Zur Wirkung gewaltförmiger Auseinandersetzungen auf libertäre Kultur- und Gewerkschaftsarbeit. Eine Rückblende aus aktuellem Anlass

CNT und CGT beim Generalstreik in Barcelona am 29. März
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Diese Ausgabe der DA ist 
der Suche nach neuen 

gewerkschaftlichen 
Strategien gewidmet. Eine 

anarchosyndikalistische 
Gewerkschaft muss sich heute 

immer wieder die Frage stellen, 
wie sie für möglichst viele 

Menschen eine attraktive und 
wirkungsvolle Organisation 
werden kann. Die „Reinheit 

der Lehre” ist ohne lebendige 
Praxis bestenfalls nur eine 
Ideologie ohne Grundlage. 
Darüber hinaus gilt es, sich 

von falschen Taktiken und 
Denkweisen freizumachen, 

die einen in gesellschaftlicher 
Marginalität verharren lassen. 

Die spanische CNT hat in 
den letzten Jahren große 

Fortschritte in diese Richtung 
gemacht. Dass eine solche 

Arbeit aber nur unter gewissen 
Vorzeichen Erfolg haben kann 
und aus vermeintlich kleinen 

Ereignissen schwere Rückschläge 
erwachsen können – darum geht 

es im Zeitlupe-Artikel dieser 
Ausgabe. Wenn es dem Staat 

gelingt, eine soziale Bewegung 
auf sein eigenes Spezialgebiet 

(die Gewalt) zu reduzieren, dann 
wird die Bewegung selber in 

destruktives Fahrwasser geraten. 
Der Artikel beleuchtet dies 

beispielhaft am Caso Scala von 
1978, einem Ereignis, dem bald 
darauf die Spaltung der gerade 

wiedererstarkten CNT folgte. 
Sicher war der Niedergang der 
CNT nicht alleine auf den vom 
spanischen Staat inszenierten 

Brandanschlag auf das Theater 
Scala zurückzuführen, doch 

dessen katalysatorische Wirkung 
war verheerend und warf die CNT 
in ihrer Entwicklung weit zurück. 

FZ (Red. Zeitlupe)

Anzeige
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Millionen SpanierInnen folgten am 29. 
März dem Aufruf der Gewerkschaften 

zu einem 24stündigen Generalstreik. Allei-
ne in Madrid beteiligten sich knapp 200.000 
Menschen an der Demonstration zu der die 
sozialpartnerschaftlichen Gewerkschaften Co-

misiones Obreras (CC.OO) und Union General 
del Trabajo (UGT) aufgerufen hatten. Um die 
50.000 DemonstrantInnen beteiligten sich in 
der selben Stadt an der alternativen Gewerk-
schaftsdemonstration, zu der u.a. die syndika-
listischen Verbände Confederación Nacional del 
Trabajo (CNT), Confederación General del Tra-
bajo (CGT) und Solidaridad Obrera (SO), sowie 
die Bewegung 15M und verschiedene Stadtteil-
gruppen aufgerufen hatten. Im gesamten Land 
kam es zu entsprechenden Demonstrationen. 
Laut der liberalen Tageszeitung El Publico soll 
an diesem Tag ungefähr ein Viertel der Einwoh-
nerInnen des Landes auf den Beinen statt am 
Arbeitsplatz gewesen sein. Zuvor wurden viele 

Betriebe in den Morgenstunden durch Streik-
posten blockiert. Dabei kam es im ganzen 
Land immer wieder zu Auseinandersetzungen 
mit der Polizei und zahlreichen Festnahmen. 
Insgesamt ist die derzeitige spanische Regie-
rung nicht gerade zimperlich bei der Abwehr 

der Proteste gegen ihren radikalen Sparkurs. 
Als Reaktion v.a. auf die Bewegung der Indi-
gnados und des M15 wurden Anfang April vom 
spanischen Innenminister Fernandez Díaz Plä-
ne zur Verschärfung des Strafrechts ins Rollen 
gebracht. Diese sehen vor, das Aufrufen zu 
friedlichen Protesten wie Blockaden als „An-
schlag auf die Staatsgewalt“ zu bewerten. Wer 
dazu aufruft muss damit rechnen, als „Mitglied 
einer kriminellen Organisation“ mit Haft nicht 
unter zwei Jahren bestraft zu werden. Der ka-
talanische Innenminister Felip Puig nahm dies 
zum Anlass, direkt juristische Konsequenzen 
für CNT und CGT als angebliche Urheber der 
Ausschreitungen während der Streiks anzu-

kündigen. Denn: „Es geht darum, dass die 
Menschen mehr Angst vor dem System haben“, 
zitiert die taz vom 18.04. den katalanischen 
Innenminister.

Der Generalstreik wurde ursprünglich von 
regionalen Gewerkschaften in Galizien und 

dem Baskenland ausgerufen, dann von einem 
Bündnis der syndikalistischen Gewerkschaften 
auf das ganze Land ausgedehnt und schließ-
lich am 9. März auch von den beiden großen 
Gewerkschaften aufgegriffen. Letztere spran-
gen nicht nur auf den fahrenden Zug auf, weil 
sie sich das Heft nicht aus der Hand nehmen 
lassen wollten, sondern auch, weil die aktuel-
len Reformen der im November neu gewählten 
konservativen Regierung erstmals auch deut-
lich in die Handlungsspielräume dieser Organi-
sationen eingreifen und die Lebensbedingun-
gen ihres Stammklientels direkt in Frage stel-
len. Durch die Reformen wird u.a. der Status 
von Flächentarifverträgen gelockert. Des Wei-

teren wird Kündigungsschutz praktisch abge-
schafft. Dies betrifft insbesondere die nach wie 
vor von den großen Gewerkschaften repräsen-
tierten Stammbelegschaften in der Industrie 
und tendenziell die älteren Lohnabhängigen. 

Die beteiligten Gewerkschaften verbu-
chen den Tag als einen Erfolg. Die Baubran-
che, der Transportsektor, die Landwirtschaft 
und die Industrie kamen nahezu vollständig 
zum Erliegen. Schwächer war die Beteiligung 
im Öffentlichen Dienst und in den Dienstleis-
tungsbranchen. Als unabhängiger Indikator 
für die Wirkung eines Generalstreiks wird 
üblicherweise der Stromverbrauch herange-
zogen. Dieser lag am Morgen des 29. März 
fast 25 Prozent unter dem Wert der Vorwoche 
und damit auf dem Niveau eines Feiertages. 
Die Vorsitzenden von CC.OO und UGT erhoffen 
sich durch den Generalstreik wieder stärker als 
Verhandlungspartner anerkannt zu werden. 
Gerade dies kritisierte u.a. die CNT scharf und 
rückte die Forderung nach einem Ende der 
Sozialpartnerschaft in den Mittelpunkt. Noch 
kurz vor dem Generalstreik hatten die beiden 
sozialpartnerschaftlichen Gewerkschaften ein 
Übereinkommen mit dem Arbeitgeberverband 
getroffen, in dem Richtlinien für maximale 
Gehaltserhöhungen in den kommenden drei 
Jahren festgelegt wurden. Demnach sollen die 
Löhne 2012 nicht mehr als 0,5 Prozent und in 
den folgenden beiden Jahren nicht mehr als 
0,6 Prozent steigen. Die CNT betonte, dass ein 
solcher zeitlich begrenzter Generalstreik nur 
der Anfang einer Entwicklung sein kann, in 
der die ArbeiterInnen sich Schritt für Schritt 
wieder in die Lage versetzen ihrer Lebensbe-
dingungen zu verteidigen, um dann auch wie-
der in offensive Kämpfe eintreten zu können. 

Robert Ortmann

Alle Räder stehen still...
Kurz vor dem europäischen Aktionstag M31 legte Spanien bereits vor: mit einem Generalstreik!

Die Bassa – das flache Schwemmland der 
oberitalienischen Region Emilia-Roma-

gna – ist den meisten eher durch eines be-
kannt: die beiden wohl berühmtesten italie-
nischen Streithähne Don Camillo und Peppo-
ne. Doch auch wenn diese beiden Charaktere 
in exemplarischer Weise die tiefe Spaltung 
der italienischen Gesellschaft in Anhänger 
der Kommunistischen Partei und der katho-
lischen Christdemokraten aufzeigen, ist dies 
bei weitem nicht das einzige, was der histo-
rische Fundus der Region zu bieten hat. Die 
Region – genauer gesagt die Stadt Modena 
– ist ebenso die Wiege des revolutionären 
Syndikalismus in Italien. Im November 1912 
wurde hier mit der Unione Sindacale Italiana 
(USI) eine der neben CNT, SAC, CGT-SR und 
FAUD einf lussreichsten syndikalistischen 
Organisationen des europäischen Kontinents 
aus der Taufe gehoben. 

Von der 1. Internationale zum 
revolutionären Syndikalismus

Bis zu seiner Vereinigung im Jahre 1861 war 
Italien ein Flickenteppich von Kleinstaaten, 
deren rückständige Wirtschaft vor allem aus 
Handel und Landwirtschaft bestand. Erst 
mit der Einheit Italiens wurde dieses einer 
radikalen Industrialisierung unterzogen, 
die zu einer rapiden Proletarisierung v.a. 
der Landbevölkerung zunächst in Tagelöh-
ner ohne Grund und Boden und dann zu 
Industriearbeitern in den rasch wachsen-
den urbanen Zentren führte. Genau in diese 
Periode fiel die Gründung der 1. Internatio-
nale im September 1864, die in Italien v.a. 
durch Bakunin und seine Anhänger rasch an 
Einfluss gewann. So wuchs allein die 1869 
gegründete neapolitanische Sektion inner-
halb nur eines Jahres von 400 auf 3.000 
Mitglieder. Auch nach dem Zerwürfnis zwi-
schen Marx und Bakunin blieb der Einfluß 

der Bakunisten in Italien enorm. So nimmt 
es nicht Wunder, dass sich durch harte so-
ziale Konflikte und theoretische Entwick-
lung um die Jahrhundertwende eine starke 

syndikalistische Tendenz im Gegensatz zur 
Parteipolitik in der sozialistischen Bewe-
gung Italiens behaupten konnte. Gestärkt 
wurde diese Tendenz durch die Gründung 
der IWW 1905 in den USA und der CGT 1906 
in Frankreich. So entstand im gleichen Jahr 
nach französischem Vorbild die Confederazi-
one Generale del Lavoro (CGL) als Vorgänge-
rin der heutigen CGIL. Die CGL versammelte 
zunächst alle Strömungen der italienischen 
Gewerkschaftsbewegung in ihren Reihen. 
Zunehmende Bürokratisierung, wachsen-
der Einfluss der Sozialistischen Partei PSI 
sowie heftige Auseinandersetzungen vor 
dem sich abzeichnenden 1. Weltkrieg über 
die Beibehaltung einer antimilitaristischen 
und internationalistischen Position führten 
letztlich zum unwiderruflichen Bruch. Doch 
auch während des Krieges war selbst die neu 
gegeründete USI von harten Zerwürfnissen 

in Fragen des Antimilitarismus geprägt. Erst 
nach dem Weltkrieg gelang es der USI zur 
Protagonistin vieler Konflikte v.a. im sog. 
Biennio Rosso von 1919-21 zu werden. 1922 

schloss sich die USI der syndikalistischen 
Internationalen Arbeiterassoziation (IAA) 
an. Nach dem Verbot durch die Faschis-
ten und dem 2. Weltkrieg erholte sich die 
USI trotz mehrerer Wiederbelebungsversu-
che schleppend und gewann erst Ende der 
1970er Jahre wieder an Auftrieb. 

100 Jahre nach der Gründung

Nun, 100 Jahre nach dem Gründungskon-
gress, kam die USI-IAA erneut in Modena 
zusammen - diesmal zu ihrem nunmehr 20. 
Kongress. Zwar reicht die aktuelle Stärke bei 
weitem nicht an vergangene Zeiten, mit ih-
ren gut 1000 Mitgliedern spielt sie aber nach 
wie vor in der oberen Liga des internationa-
len Syndikalismus und ist zweitstärkste Or-
ganisation in der IAA, die durch Beobachter 
des IAA-Sekretariats und der FAU vertreten 

war. 
Die USI gibt sich bescheiden zum 

100jährigen. Und diese Bescheidenheit 
besticht. Denn das Programm für den Kon-
gress ist ambitioniert: zentrale Punkte der 
Tagesordnung sind u.a. die Debatte über 
die aktuelle sozio-ökonomische Lage und 
die Stärkung der USI, Selbstverwaltung 
als Antwort auf die Krise, Gründung eines 
Schulungszentrums für Mitglieder, Analyse 
der Gewerkschaftsbewegung und die Rolle 
des Anarchosyndikalismus. 

Die Debatten verlaufen sachlich, ohne 
viel Pomp und Rhetorik. Aber das macht 
sie glaubhaft und überzeugend. Denn die 
desolate wirtschaftliche Lage Italiens lässt 
nicht viel Raum für Schmückwerk und leere 
Worthülsen. Der Sparzwang der technischen 
Regierung unter Mario Monti macht auch 
vor der italienischen Arbeitswelt nicht halt: 
Festanstellungen gelten für den Premier als 
Geschichte und langweilig (sic!), der Kündi-
gungsschutz wird angegriffen, Tarifverträ-
ge systematisch unterlaufen und es sollen 
verpf lichtende Schlichtungsverfahren für 
Arbeitskonflikte eingeführt werden. Ganz 
nebenbei wird versucht das Letzte, was vom 
Tafelsilber noch in Staatsbesitz ist, zu ver-
ramschen und durch Steuererhöhungen das 
Letzte aus gerade den einkommensschwa-
chen Bevölkerungsschichten zu pressen.

Die Gewerkschaftsbewegung lässt sich 
von diesen Entwicklungen geradezu überrol-
len. Die großen Gewerkschaften CGIL, CISL, 
UIL unterschreiben, was ihnen vorgelegt 
wird, um ihren Einfluss nicht zu verspielen. 
Die Basisgewerkschaften sind heillos un-
tereinander zerstritten und in zwei Blöcke 
geteilt. So ist es keine Seltenheit, dass der-
zeit in Italien zu ein und demselben Thema 
oft drei unterschiedliche Generalstreiks mit 
jeweils mäßiger Beteiligung ausgerufen wer-
den. 

Zum sicherlich wichtigsten Beschluss 
des Kongresses wurde somit die Bestrebung 
der USI, zumindest die Basisgewerkschaften 
zu einen und zu einem wahren und tatsäch-
lichen Generalstreik zu mobilisieren. 

Lars Röhm

XX. Kongress der USI-AIT

Demonstration zum Generalstreik in Spanien
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Sie war, sie ist, sie bleibt
Vom 23.-25.03. hielt die USI-IAA ihren Kongress zum 100jährigen Bestehen. DA-Globales war dabei
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strug·gle ['str gl]
Nachrichten von der Klassenfront
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Polen: Metallarbeiter verteidigen wilden Streik gegen 
Repression

Mehreren hundert Beschäftigten der Metallindustrie aus einem Betrieb in 
Chorzów reichte es irgendwann: Nach den jüngsten Sparvorhaben und der An-
kündigung mit LeiharbeiterInnen zu miesen Konditionen künftig einen Teil der 
Stammbelegschaft einzusparen, traten die ArbeiterInnen am zweiten April in 
den Streik. Doch dabei warteten sie nicht die Verhandlungen der Gewerkschaf-
ten ab, sondern entschieden sich für einen wilden Streik. Sie fordern einerseits 
die Einhaltung des bereits existierenden Tarifvertrages und des Weiteren die 
Wiedereinstellung der im Rahmen der Proteste gefeuerten Kollegen. Die über 
50 Entlassenen werden bereits jetzt von LeiharbeiterInnen ersetzt, die die selbe 
Arbeit für die Hälfte der Bezahlung (1400 Zloties netto, das entspricht etwa 
350 Euro) erledigen müssen. Die Firmenleitung hat zudem jede Menge private 
Sicherheitsleute engagiert und versucht in Zusammenarbeit mit der Polizei den 
Widerstand der Belegschaft zu brechen.

Benin: LehrerInnenstreik stößt auf großen staatlichen 
Widerstand

In Benin, einem kleinen afrikanischen Staat, der an Nigeria und Togo angrenzt, 
ist es zu einem landesweiten LehrerInnenstreik für bessere Arbeitsbedingungen 
gekommen. Der Staat zeigt sich bisher nicht verhandlungsbereit und kämpft 
mit allen Mitteln gegen diesen Arbeitsausstand. So werden streikende Lehre-
rInnen entlassen, das Recht auf freie Meinungsäußerung stark beschnitten und 
GewerkschafterInnen eingesperrt, weil sie sich dem Versammlungsverbot am 
Arbeitsplatz widersetzt oder sich an einem Sitzstreik beteiligt haben. Zuletzt 
hat eine Ministerkonferenz weitreichende Maßnahmen beschlossen, um den 
Streik zu unterdrücken. Unter anderem sollen alle LehrerInnen ihres Amtes 
enthoben werden, welche auf irgendeine Art und Weise in den Arbeitskampf 
involviert waren. Des Weiteren beginnt die Regierung damit, wehrpflichtige 
Soldaten abzuziehen und im Unterricht einzusetzen und somit streikende Ar-
beiterInnen zu ersetzen. Die LehrerInnen fordern von der Regierung ernsthafte 
Verhandlungen, die Einhaltung des von der Verfassung garantierten Streik-
rechts so wie das Ende des Einsatzes von Soldaten als Streikbrecher.

Slowenien: Große geplante Einschnitte führen zu Streik im 
öffentlichen Sektor

Die slowenische Regierung plant weitgehende Einschnitte um ihre Schulden-
krise zu bewältigen. Ähnlich den anderen Ländern in der Euro-Zone plant Slo-
wenien erst mal die Lohnschraube der Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
nach unten zu drehen. Und ebenfalls ähnlich den anderen Ländern, die auf 
diese Weise versuchen, ihr Haushaltsdefizit einzudämmen, führen die Pläne 
zu großem Unbehagen unter den ArbeiterInnen. In einer ersten Protestaktion 
kam es zu einem eintägigen Warnstreik, der der größte Arbeitsausstand seit 
der Unabhängigkeit von Jugoslawien im Jahr 1991 war. Mehrere zehntausend 
ArbeiterInnen von insgesamt 80.000 öffentlichen Beschäftigten sorgten mit ih-
rer Arbeitsniederlegung dafür, dass die meisten Schulen und Kindergärten des 
Landes geschlossen bleiben mussten. Die Regierung stellt, trotz des deutlichen 
Widerstandes, die Lohnkürzungen als alternativlos dar. Daher sind weitere 
Streiks und Aktionen geplant.

Frankreich: Streik in zahlreichen Atomkraftwerken

Als im letzten September im Atomkraftwerk Centraco in Gard ein Verbrennungs-
ofen für schwach radioaktive Abfälle explodierte und einen Arbeiter tötete und 
vier weitere verletzte, zeichnete sich der Unmut unter einigen Beschäftigen 
immer deutlicher ab. Nun sind zahlreiche ArbeiterInnen der Atomanlage in 
Catennom in den Streik getreten. Es handelt sich um Angestellte eines Pariser 
Subunternehmens, das in den Atomkraftwerken für Wartungsarbeiten, Dekon-
tamination und Beseitigung radioaktiven Abfalls verantwortlich ist. Die Ar-
beiterInnen fordern eine bessere Ausbildung für ihren Tätigkeitsbereich, eine 
höhere Arbeitsplatzsicherheit und besseren Gesundheitsschutz. Des Weiteren 
wird der hohe Arbeitsdruck und die schlechte Bezahlung beklagt. Rund 1500 
Euro brutto bekommen die Angestellten dafür, dass sie sich bei ihren Arbeiten 
enormen Strahlungsbelastungen aussetzen müssen. Auch in einigen anderen 
Anlagen gibt es Streiks für mehr Sicherheit am Arbeitsplatz, so in Fessenheim 
im Elsass, Cruas im Ardèche oder in der Anlage von Centraco in Gard, in der der 
eingangs erwähnte Unfall stattfand.

Zusammengestellt von PL

Auch weit über ein Jahr nach der 
sogenannten Jasminrevolution, die 
2010/2011 zum Sturz des tunesischen 
Diktators Ben Ali führte, müssen 
die tunesischen Arbeiterinnen 
und Arbeiter die Durchsetzung 
ihrer gewerkschaftlichen und 
politischen Rechte erkämpfen. Im 
Zentrum der gewerkschaftlichen 
Auseinandersetzungen steht die UGTT 
(Union Générale Tunisienne du Travail) 
als größte ArbeiterInnenföderation.

Abgeladener Unrat zählte noch zu den 
harmloseren Angriffen, denen Büros des 

Gewerkschaftsdachverbandes UGTT im Fe-
bruar 2012 ausgesetzt waren. Mit Brandan-
schlägen, Verwüstungen und sogar Schüssen 
antworteten Anhänger der neoliberalen isla-
mistischen Partei Ennahda auf einen von der 
UGTT organisierten 3-tägigen Generalstreik 
der Beschäftigten im Öffentlichen Dienst. 

„Streikende sind die Feinde Gottes“, hat-
te der bekannte Ennahda-Politiker Sadok 
Chourou bereits im Januar verkündet. Der 
Versuch auf diese Art und Weise die tune-
sischen ArbeiterInnen zu spalten, scheint 
bisweilen zu misslingen. Tausende Menschen 
nahmen am zentralen Protestmarsch gegen 
die Übergriffe auf den Gewerkschaftsbund 
teil. Die UGTT sprach sogar von zehntausen-
den TeilnehmerInnen, die mitunter auch den 
Sturz der Ennahda-geführten Regierung for-
derten.

Die Polizei ging mit Tränengas gegen Pro-
testierende und Presse vor. Die Journalisten-
gewerkschaft SNJT legte daraufhin Beschwer-
de gegen das Innenministerium ein. Sie sieht 
darin einen Einschüchterungsversuch der 
neuen Machthaber gegen kritische Medien, 
der kein Einzelfall ist.

Ambivalente Positionen bei Basis 
und Führung

Bereits vor der Revolutionsbewegung war die 
UGTT das zentrale Sammelbecken für oppo-
sitionelle Kräfte. Die Gewerkschaftsstruktur 
bot einen gewissen rechtlichen Schutzman-
tel, unter dem die AktivistInnen während des 
Ben-Ali-Regimes unabhängig für soziale und 
politische Rechte kämpfen konnten. 

Auch inhaltlich gibt es zahlreiche Über-
schneidungen zwischen Gewerkschaft und 
Protestbewegung. Die hohe Arbeitslosigkeit 
war eine der Hauptursachen, die zum Aus-
bruch der Revolution führte. Besonders junge 
Menschen, oft gut ausgebildet, hatten es satt, 

Perspektivlosigkeit und politische Repressio-
nen länger hinzunehmen.
An der Übergangsregierung unter Mohamed 
Ghannouchi waren zunächst drei Personen 

aus der UGTT-Führung beteiligt, bis sie von 
ihren Posten zurücktraten. Eine Regierungs-
beteiligung, gemeinsam mit den alten Eliten 
des Regimes war, insbesondere für die Basis 
der UGTT, keine Option

„Wir folgen dem Aufruf unserer Gewerk-
schaft“, erklärte der zurückgetretene Minis-
ter für Ausbildung und Beschäftigung Hous-
sine Dimassi.

Auf dem 22. Kongress der UGTT Ende De-
zember 2011 forderten die Delegierten das 
Recht auf Arbeit, Frauenrechte sowie weite-
re wirtschaftliche und soziale Rechte in die 
neue tunesische Verfassung aufzunehmen. 
„Wir müssen die Gewerkschaftskultur in die 
Verfassung integrieren“, so Lamjed Jamli, ein 
Koordinator innerhalb der UGTT. Bisher folgte 
der politischen Erneuerung keine Verbesse-
rung der desolaten wirtschaftlichen Situation 
im Land. Die Arbeitslosigkeit liegt je nach Re-
gion zwischen 25 und 70%. Für die Gewerk-
schaften bleibt also weiterhin viel zu tun.

“Wir werden weiterhin mit den fort-
schrittlichen Kräften im Land zusammenar-
beiten, um die Ziele der Revolution, nämlich 
Arbeitsplätze, den Kampf gegen Armut und 
Ausgrenzung zu erreichen“, erklärte der Ge-
neralsekretär Houcine Abassi während der 
Proteste am 25. April.

Es scheint also ein frischer Wind in der 
Führungsebene der UGTT zu wehen, denn die 
Basis hat sich einiger reaktionärer Funktionä-
re entledigt. Seit dem letzten Gewerkschafts-
tag im Dezember 2011 ist ein neuer Vorstand 
im Amt, unter dem die Zahl der Arbeitskämpfe 

stark angestiegen ist. 
Dies nahm der deutsche Automobilzuliefe-

rer Leonie als Vorwand, ein Werk in Mateur zu 
schließen und ca. 3000 Beschäftigte zu entlas-

sen. Die UGTT reagierte auf den Vorwurf, durch 
„anarchische Sit-Ins“ die Schließung provoziert 
zu haben, mit dem Verweis, die Konzernfüh-
rung habe das Werk schon seit langem in eine 
andere Stadt verlegen wollen. Bei deutschen 
Firmen sind ca. 50 000 TunesierInnen ange-
stellt, die auch hier Lohnerhöhungen und die 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen forder-
ten. Als wichtigster Handelspartner Deutsch-
lands in Nordafrika beschert Tunesien den im 
Land ansässigen deutschen Konzernen trotz 
der angeblich instabilen Lage satte Gewinne.

Enorm groß sind auch die Spannungen 
zwischen der Gewerkschaftsbasis und der neu-
en Regierung. Denn an vielen Schlüsselpositi-
onen sitzen noch immer die alten Unterstützer 
von Ben Ali. Die Übergriffe auf Einrichtungen 
der UGTT weisen darauf hin, dass die arbeitneh-
merfeindliche Politik der alten Regierung auch 
unter den Vorzeichen der Jasminrevolution 
fortgeführt werden soll. 

Die Demokratisierung Tunesiens bringt den 
Widerspruch zwischen dem bürokratischen, 
staatsnahen Flügel und dem autonomen, 
kämpferischen Block innerhalb der UGTT stär-
ker ans Licht. Im Zuge der politischen Öffnung 
gründeten ehemalige UGTT- Kader eine neue 
Gewerkschaft als Alternative zur traditionell 
regierungsnahen UGTT, die Confédération Gé-
nérale Tunisienne du Travail (CGTT). Auch der 
frühere UGTT- Generalsekretär Ismail Sahbani 
rief eine eigene Gewerkschaft (UTT) ins Leben, 
die aber bisher wenig Aufmerksamkeit erzielen 
konnte. 

Cindy Mecate

Gott streikt nicht
Tunesische Gewerkschaftsbasis organisiert sich gegen das Regime

Platzbesetzung in der UGTT in Tunis

Im September 2009 hatte ich die Gelegen-
heit als Besucher des mesopotamischen 

Sozialforums in Diyarbakir in Ansätzen mit-
zubekommen, wie die in Öcalans Buch Jen-
seits von Staat, Macht und Gewalt skizzierten 
Grundsätze konkrete Auswirkungen auf die 
Menschen in Kurdistan haben. Die meist 
mehrsprachigen Veranstaltungen deckten 
eine große thematische Bandbreite ab. Dort 
ging es unter anderem um das Recht auf Bil-
dung, drohende Kriege um Energie und Was-
ser und den Zustand der Gewerkschaftsbe-
wegung im Nahen Osten. Viele Diskussionen 
gab es um das Projekt des Demokratischen 
Kommunalismus, mit dem die kurdische 
Bewegung die Demokratisierung der Gesell-
schaft voranbringen will und das in Öcalans 
Verteidigungsschriften eine große Rolle 
spielt. Es ist vom mexikanischen Zapatismus 
und den sozialistischen Rätevorstellungen 
beeinflusst und stieß auch bei den Linken 
aus Westeuropa auf großes Interesse. Der 
Interpret dieser Idee in die Vorstellungswelt 
der kurdischen Bevölkerung ist aber vor al-
lem Öcalan. Seine Texte, die in der hiesigen 

Linken kaum wahrgenommen werden, sind 
für die große Mehrheit der kurdischen Be-
völkerung, unabhängig von Alter und Bil-
dungsgrad, tatsächlich eine Art Wegweiser 
zu Konzepten der Befreiung in der Geschich-
te und der Gegenwart. Mag es für theoretisch 
vorgebildete LeserInnen eher eine Mischung 
von verschiedenen theoretischen Ansätzen 
sein, für Teile der kurdischen Bevölkerung 
sind es Hinweise für die praktische Politik. 
Das wurde auf dem Sozialforum besonders 
beim Themenbereich „Patriarchat“ deut-
lich, dem Öcalan in seinen Schriften großen 
Raum widmet. 

Kurdischer Gender Trouble 

So befassten sich in Diyarbakir zahlreiche 
Arbeitsgruppen mit Diskriminierungen und 
Verfolgungen, denen Menschen aufgrund 
ihres Geschlechts ausgesetzt sind. Im Work-
shop Gender-Trouble wurde anhand von Fo-
tos über den männlichen Blick in den Medi-
en diskutiert. Daran nahmen Menschen al-
len Alters teil, von der über sechzigjährigen 

Frau mit Kopftuch bis zum Jugendlichen. 
Organisiert wurde er von der Organisation 
Lambda, einer Vereinigung von Bi- und Ho-
mosexuellen und Transgender-Personen in 
der Türkei. Diese Themen spielen nicht nur 
auf dem Sozialforum eine wichtige Rolle. Ein 
Mitglied des türkischen Menschenrechtsver-
eins (IHD) berichtete in einer Arbeitsgrup-
pe, dass bei ihren wöchentlichen Aktionen 
in Diyarbakir an unterschiedliche Opfer des 
Staatsterrorismus erinnert wird. Dazu ge-
hören auch die Menschen, die wegen ihrer 
sexuellen Orientierung verschleppt und er-
mordet wurden. Ein aus Istanbul angereister 
Teilnehmer, der sich selbst als Anarchist be-
zeichnete, zeigte sich über die Themen und 
die Diskussionskultur positiv überrascht. 
Die kurdische Linke sei hier ein Vorreiter für 
linke emanzipatorische Ideen. Dort würden 
feministische Themenstellungen angespro-
chen, die in Teilen der türkischen Linken 
noch immer eine marginale Rolle spielen, 
erklärte er.

Fortsetzung auf Seite 11

Vom Zentralismus zum Kommunalismus?
Direkte Erfahrungen mit der Umstrukturierung in der kurdischen Befreiungsbewegung. Ein Erlebnisbericht 

vom mesopotamischen Sozialforum 2009
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Meldungen aus der IAA

CNT (Spanien)

Toledo: Im Rahmen der M31-
Proteste demonstrierten in 
Toledo rund 150 Mitglieder der 
CNT gegen den Kapitalismus 
und hielten abschließend 
eine Versammlung ab. Ein 
Genosse aus Jaen hielt auf dem 
Zodocover-Platz eine Rede über 
konkrete Maßnahmen gegen 
die neue Arbeitsreform. Die 
Versammlung endete mit einer 
Debatte über aktuelle Konflikte 
in der Region.

Murcia: Gewerkschaften der 
Region Murcia versammelten sich 
am 31. März in der Stadt Murcia 
um sich am internationalen 
Aktionstag M31 zu beteiligen. 
Auf dem Europa-Platz wurden 
verschiedene Reden abgehalten 
und Informationsmaterial 
an Passanten verteilt. Die 
Kundgebung verlief ohne 
Zwischenfälle.

Valencia: Der 1. April 
markiert den Jahrestag der 
Beendigung des Spanischen 
Bürgerkrieges. Mitglieder der 
CNT in Valencia nutzten diesen 
Tag, um auf dem städtischen 
Friedhof dem frankistischen 
Massenmord und der Vertreibung 
von AnarchistInnen zu 
gedenken. Im Rahmen der 
Gedenkveranstaltung trat 
der spanische Sänger und 
Liedermacher Pau Alabajos auf.

KRAS (Russland)

Moskau: Die russische Sektion 
der IAA protestierte am 31. März 
auf dem Krasnopresnenskaya 
Zastava Platz, wo eine Statue 
den Helden der Revolution von 
1905 bis 1907 gedenkt. Rund 
40 Menschen kamen dem Aufruf 
nach, darunter VertreterInnen 
der KRAS-IAA, der Autonomen 
Aktion, des Komitees des 19. 
Januar, der LehrerInnen-
Gewerkschaft und verschiedener 
weitere Initiativen. Die 
katastrophalen ökonomischen 
Verhältnisse in Russland standen 
im Mittelpunkt der abgehaltenen 
Redebeiträge. 

SolFed (Großbritannien)

Brighton: Die Solidarity 
Federation veranstaltet eine 
Kampagne gegen das staatliche 
Workfare-Programm, das 
arbeitslose Menschen zur 
kostenlosen Arbeit zwingt. In 
Brighton fand am 14. März 
bereits der zweite Protestposten 
gegen die Drogeriekette 
Holland & Barrett statt. 
Das Unternehmen entlässt 
Stammkräfte, um sie dann durch 
ZwangsarbeiterInnen aus dem 
Workfare-Programm zu ersetzen. 

ZSP (Polen)

Bialystok: Mitglieder von 
Blood&Honour ermordeten 
in Bialystok einen Mann, 
als sie ein Szenelokal nach 
eigenen Aussagen „von Linken 
säuberten“. Die ZSP-Warschau 
beteiligte sich daraufhin am 15. 
März an einer Demonstration in 
der Stadt, wobei sie bereits bei 
Beginn Repressionen über sich 
ergehen lassen musste. Auch in 
Katowice kam es zu spontanen 
Protesten. Dabei verhaftete die 
Polizei 108 Personen; gegen 
sechs von ihnen wurde Anklage 
erhoben.

„Wir müssen vereint bleiben, um Gerech-
tigkeit durchzusetzen“, erklärt Maria 

Corona entschlossen und ernst der General 
Assembly an einem der ersten Tage von Occu-
py Wall Street (OWS). Sofort hallt der Ausruf 
durch das „People‘s Mic“ kämpferisch über den 
besetzten Liberty Square: „Ohne die Gewerk-
schaft gibt es keine Stärke!“ Und nochmals 
wiederholt die Menge überzeugt die Worte der 

Sprecherin. Gemeint ist die anarcho-syndika-
listische Basisgewerkschaft Industrial Workers 
of the World (IWW). Maria arbeitete bei Flaum, 
einem Zulieferer koscherer Lebensmittel. Bis 
sie und ihre 22 Arbeitskollegen gefeuert wur-
den, nachdem sie sich aufgrund respektloser 
Behandlung und Lohnraub gegen ihren Boss 
auflehnten. Die Vernetzung der Wobblies – 
wie die Mitglieder der IWW genannt werden – 
mit OWS brachte nicht nur Unterstützung für 
die konkreten Arbeitskämpfe, sondern führte 
auch zu einem wachsenden Bewusstsein in-
nerhalb der Bewegung über die Bedeutung 
und Lage migrantischer ArbeiterInnen als Teil 
der „99 Prozent“. Durch Arbeitsgruppen wie 
Occupy Your Workplace und Immigrant Workers 
Justice  werden OWS-Aktive für Klassenkampf 
und Syndikalismus sensibilisiert. Der andere 
Teil der IWW-Philosophie – Anarchismus – ist 
bereits sehr präsent und bewusst in der Be-

wegung vorhanden, da sie auch zum großen 
Teil von AnarchistInnen initiiert wurde, selbst 
wenn dieser Teil im Laufe der Zeit zunehmend 
marginalisiert wurde. Die bewusste Verbin-
dung der allgemeinen Kapitalismuskritik von 
OWS mit Arbeitskämpfen ist ein wichtiges An-
liegen der Wobblies, die in beiden Spektren 
aktiv sind. Diese Bestrebungen trugen auch 
dazu bei, dass der 1. Mai dieses Jahr früh 

geplant wurde und groß angelegt ist. Da der 
Tag zur Würdigung der ArbeiterInnen in den 
USA eigentlich der 3. September ist – auch in 
bewusster Abgrenzung zu den kommunisti-
schen, anarchistischen und syndikalistischen 
Wurzeln des Internationalen Tags der Arbeit – 
passiert am 1. Mai, der in den USA kein Feier-
tag ist, meistens nicht sonderlich viel. Mit der 
Gründung der Mayday-Koalition von OWS mit 
Gewerkschaften und Arbeiterorganisationen 
soll das dieses Jahr anders werden. Dezentrale 
militante und direkte Aktionen in der ganzen 
Stadt sollen Aufsehen erregen und eine Groß-
demonstration am späten Nachmittag soll die 
vereinte Front von ArbeiterInnen und Occupy 
Wall Street zeigen. Das allgemeine Motto ist 
der Generalstreik: „Ein Tag ohne die 99%.“

Die Wobblies suchten in der Flaum-Kam-
pagne jedoch nicht nur den Kontakt zu OWS, 
sondern auch zu jüdischen Communities und 

internationalen syndikalistischen Netzwer-
ken. Der dadurch erzielte massive Andrang 
an Anrufen aus aller Welt – Occupier, Rabbis, 
GewerkschafterInnen, AktivistInnen, Arbeite-
rInnen – an das Management von Flaum, aber 
auch an all die Feinschmecker-Restaurants 
und Delikatessen-Märkte in New York, die 
Lebensmittel von Flaum beziehen, führte zu 
einem Riesenerfolg: Mehr als 120 der renom-
mierten Abnehmer beendeten die Kooperati-
on mit dem Lieferanten. 

Direkte Aktion auf der Straße und 
im Betrieb

Dies ist ein sehr repräsentatives Beispiel 
der Taktiken in den vielen Arbeitskämpfen, 
die die Wobblies in den letzten Jahren er-
folgreich geführt haben. „Wir kämpfen im-
mer bis zum Schluss, bis zum Sieg“, betont 
Daniel Gross, eine der treibenden Kräfte in 
diesen Prozessen. In vorherigen Kampagnen 
konnten die ArbeiterInnen durch gericht-
liche Verhandlungen sogar bis zu 470.000 
$ der unterschlagenen Mindestlöhne und 
Überstunden zurückerhalten. Mit der allge-
meinen Kampagne Focus on the Foodchain 
konzentrieren sie sich durch Unterstützung 
der Non-Profit Organisation Brandworkers auf 
die Ausbeutung in der Lebensmittelindustrie 
in New York City. Dieser Schwerpunkt wurde 
auch gewählt, da „vor allem die Verarbeitung 
und der Vertrieb von Lebensmitteln ein rela-
tiv unsichtbarer Teil der Lebensmittelkette ist 
und die ArbeiterInnen hier daher besonders 
unterdrückt und schlecht behandelt werden“, 
so Joseph Sanchez, ein Delegierter von IWW 
und Mitarbeiter bei Brandworkers. Während 
das Management ausschließlich aus weißen 
US-Amerikanern besteht, sind die meisten 
ArbeiterInnen People of Colour, größtenteils 
aus Lateinamerika, aber auch aus China und 
Südostasien. Die unwürdige Behandlung 
ist ein sehr zentraler Punkt in den meisten 
Kämpfen, der den ArbeiterInnen sogar wich-
tiger ist als Lohnfragen. „Wir werden als Kü-
chenschaben bezeichnet und als Tiere gese-
hen! Mich interessiert nicht so sehr das Geld. 
Wir kämpfen für würdevollen Umgang“, stellt 
Maria Corona klar. 

Es geht nicht nur ums Geld

Der Mangel an Respekt, seitens der Bosse 
wird auch deutlich in den unzähligen Fällen 

fehlender Implementierung von Sicherheits- 
und Gesundheitsstandards. Vor einem Jahr 
führte dies sogar zum Tod eines 22-jährigen 
Arbeiters der Tortilla-Fabrik Chinantla. Hätte 
sich das Management an die vorschriftsmä-
ßigen Minimalvorkehrungen zur Sicherheit 
der ArbeiterInnen gehalten, wäre Juan Ba-
ten nicht in das Mischgerät gefallen. Durch 
juristische Hilfe für Juans Witwe, Solidari-
täts- sowie Öffentlichkeitsarbeit konnten die 
Wobblies und Brandworkers erfolgreich zur 
Verhaftung des Bosses beitragen. 

Auch im aktuellen Kampf von Focus on 
the Foodchain spielt Respekt eine zentrale 
Rolle. Seit die große Brotmanufaktur Tom 
Cat - Marktführer in diesem Bereich in New 
York – von einem texanischen Investor auf-
gekauft wurde, haben sich die Arbeitsbedin-
gungen der Lieferanten enorm verschlech-
tert. „Wir werden beschimpft und ange-
schrien, wie Kinder behandelt“, beschwert 
sich Dario Pinos, der von den ArbeiterInnen 
direkt gewählte Leiter und Vertreter. Ein 
wirkungsvoller Eskalationsplan von 3 Mona-
ten soll zur Kündigung des Managers Walter 
Knox führen. Die Strategie, die mit symboli-
schen Taktiken begann, involviert im Verlauf 
immer mehr direkte Aktionen und Metho-
den, um realen wirtschaftlichen und öffent-
lichen Druck auszuüben. Denn „man sollte 
seine wirkungsvollsten Waffen nie gleich zu 
Beginn enthüllen“, so Daniel Gross. Nach ei-
ner massiven Telefonaktion mit solidarischer 
Beteiligung aus dem ganzen Land aber auch 
Europa, bei der sich hunderte AnruferInnen 
bei den Managern über den unwürdigen Um-
gang mit den Fahrern beschwerten, kündig-
te bereits der erste Abteilungsleiter. Doch 
auch in diesem Fall wird nicht aufgehört, bis 
Walter Knox geht. Auch wenn die etablierte 
Gewerkschaft, bei der die Arbeiter eigentlich 
organisiert sind, alles tut, um ihre Mitglieder 
zu beschwichtigen und ruhig zu halten. Die 

wütenden Fahrer versuchen nun zwei-
gleisig zu fahren und mithilfe der radikale-
ren IWW nach Jahren der Demütigung end-
lich Gerechtigkeit zu erlangen. Denn, wie 
einer der Tom Cat Arbeiter es auf den Punkt 
brachte: „Was kannst du mehr im Leben tun, 
als für deine Rechte zu kämpfen? Geld ver-
schwindet schnell, aber die Erfahrung des 
Kampfes bleibt mit dir.“ 

Dalilah Reuben-Shemia (Mitglied der 
IWW-NYC)

Wobblies und Würde in New York
In NYC bewähren sich die IWW im Betrieb und auf den Plätzen

Bunte Luf tballons, gehäkelte Ski-
mützen und grellfarbige Kleidchen: 

So traten Pussy Riot im Februar in einer 
Moskauer Kirche auf. Was anderenorts ein 
gelungener Konzertabend hätte sein kön-
nen, wurde in Russland Anlass zur Anklage 
gegen drei Bandmitglieder.

Maria Aljochina, Nadeschda Tolokon-
nikowa und Jekaterina Sanzewitsch wirft 
die Moskauer Staatsanwaltschaf t nun 
Rowdytum vor. Ihnen droht bis zu sieben 
Jahren Haft. Vor dem Altar der Christ-
Erlöser-Kathedrale tanzte und sang die 
Band ein ironisches Gebet: „Gottesmutter, 
gesegnete Jungfrau, vertreibe Putin!“. Zu 
viel Ironie für Staat und Kirche. Drei Tage 
nach dem Auftritt folgten die Festnahmen. 
Im April wurde die Untersuchungshaft für 
zwei der drei Frauen um weitere zwei Mo-
nate verlängert.

Als feministische Punkband rückten 
Pussy Riot immer wieder die Kritik an 
Religion, Patriarchat und Homophobie in 
den Mittelpunkt ihrer Aktionen. Religion 
als Machtinstrument des Staates hat in 

Russland eine lange Tradition. Auf ihrem 
Blog erklärte die Band gegen die Rolle der 
russisch-orthodoxen Kirche im Wahlkampf 
demonstrieren zu wollen. Als Frauen und 
Feministinnen, die deutlich Stellung be-
ziehen, wurden Pussy Riot und ihre Fans 
bereits seit November letzten Jahres zum 
präferierten Hassobjekt der Kirche. Wse-
wolod Tschaplin, Sprecher der russisch-
orthodoxen Kirche, rät den Gerichten da-
her schon jetzt: „Vergebung bedeutet, den 
Sünder streng zu bestrafen, denn das ist 
zu seinem Besten.“

Die Behörden unterstellen ein „ge-
plantes Verbrechen.“ Richterin Jelena 
Iwanowain geht darüber hinaus von einer 
bestehenden Fluchtgefahr aus. Weltweit 
löste das harte Vorgehen der russischen 
Gerichte Proteste aus. Neben Demonstra-
tionen und Solidaritätsveranstaltungen 
fordert nun auch Amnesty International 
die sofortige Freilassung der „politischen 
Gefangenen“. 

Julia Hoffmann

Pussy is no Crime
Russland: Putin-kritische Punkband nach Konzert in Haft

Protest der General Membership Branch der IWW in New York City

Fortsetzung von S. 10 (Vom Zentralismus zum 
Kommunalismus?) 

Auch über staatskritische Themen sowie eine 
generelle Ablehnung von Macht und Hierar-
chien werde in der kurdischen Linken seit 
einigen Jahren sehr offen diskutiert. Er kön-
ne sich mit seinen anarchistischen Vorstel-
lungen daher in der Linken von Diyarbakir 
eher wiederfinden als in Istanbul, betonte 
der  Mann, der auch bekundete für die PKK 
als Anarchist keine großen Sympathie gehabt 
zu haben. 

Grenzen der Machtkritik

Auch viele westeuropäische TeilnehmerInnen 
des Sozialforums teilten das positive Urteil 
über das Sozialforum. Es sei gelungen, sich 
auch über kontroverse Themen in solidari-
scher Atmosphäre auszutauschen. Zu diesen 
strittigen Themen gehört die Rolle von Füh-
rungspersönlichkeiten wie Abdullah Öcalan 
in der linken Bewegung. 

Hier liegt auch einer der größten 
Schwachpunkte in Öcalans Schriften. Bei 
aller durchaus ernsthaften Auseinanderset-
zung mit staats- und machtkritischen Texten 
und Theorien bleibt Öcalans Rolle als  Pro-
phet außerhalb jeder Kritik. Öcalans Macht-
kritik reicht bedauerlicherweise nicht aus 
, seine eigene Rolle in der Organisation zu 
hinterfragen.

Schwachpunkt Soziale Frage 
Ein weiterer Schwachpunkt in Öcalans Schrif-
ten ist die fehlende Ökonomiekritik. Daher 
kommt es in den Schriften auch zu durch-
aus missverständlichen Formulierungen. So 
heißt es an einer Stelle: „Besser wäre, sich 
auf einen schlanken Staat zu einigen, der 
lediglich Aufgaben zum Schutz der inneren 
und äußeren Sicherheit und zur Versorgung 
sozialer Sicherheitssysteme wahrnimmt.“ Die 
Metapher vom schlanken Staat spielt heute 
auch oft in wirtschaftsliberalen Theorien 
eine große Rolle. In Öcalans Schriften sind 
soziale Fragen weitgehend ausgeblendet. 
Mehrmals verweist er ausdrücklich darauf, 
dass Klassenkämpfe keine große Bedeutung 
haben. Auch die Rolle von Gewerkschaften 
als Selbstorganisation der Lohnabhängigen 
kommt in den Schriften kaum vor. Dafür 
finden sich mehrere positive Bemerkungen 
zur sozialdemokratischen Globalisierung, die 
Öcalan als Alternative zum klassischen Im-
perialismus in die Diskussion bringt. Es gäbe 
also genügend kritische Fragen an Öcalans 
Vorstellungen zu stellen. Allerdings sollte 
durchaus zur Kenntnis genommen werden, 
dass in seinen  Schriften eine mit starken 
geschichtlichen und mythologischen Be-
zügen versehene Kritik an Macht und Staat 
vorliegt. Diese Kritik sollte in Zukunft auch 
in Deutschland Gegenstand einer kritischen 
Diskussion sein. 

Peter Nowak 
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Die SAC (Sveriges Arbetares 
Centralorganisation) gilt als die 
einzige auf anarchosyndikalistischen 
Prinzipien gegründete Gewerkschaft, 
welche die letzten hundert Jahre ohne 
Verbot, Vertreibung oder Spaltung 
überlebt hat. Gegenwärtig erfährt die 
SAC wieder einen Aufschwung und 
steigende Mitgliedszahlen. Im Herbst 
dieses Jahres findet der dreißigste 
Kongress der Organisation statt. 
Ein guter Grund, einen Blick auf 
die Geschichte und Gegenwart des 
Syndikalismus in Schweden zu werfen.

Gegründet wurde die SAC 1910 als Folge 
der Enttäuschungen vieler ArbeiterIn-

nen über das Verhalten des schwedischen 
Gewerkschaftsverbandes Landsorganisati-
onen (LO) während des „Großen Streiks“ 
1909, der nach mehreren Monaten mit 

kaum nennbaren Erfolgen für die Arbeiter-
schaft zu Ende ging.

Treibende Kräfte bei der Gründung wa-
ren die sogenannten „JungsozialistInnen“ 
(Ungsocialisterna), die 1908 aus der Sozi-
aldemokratischen Partei ausgetreten waren 
und einen anarchistischen Kurs einschlu-
gen. Als Vorbilder dienten die Confédérati-
on Générale du Travail (CGT) und die Indus-
trial Workers of the World (IWW) mit ihren 
föderalistischen und klassenkämpferischen 
Prinzipien.

Die frühesten Mitglieder der SAC ka-
men aus der Forstwirtschaft, der Stein-
metzerei und dem Bergbau. 1922 wurde 
die bis heute bestehende Zeitung Arbeta-
ren (Der Arbeiter) gegründet, die bis 1958 
als Tageszeitung erschien und seither als 
Wochenzeitung herausgegeben wird. Im 
selben Jahr schloss sich die SAC der Inter-
nationalen Arbeiter-Assoziation (IAA) an. 
Die höchsten Mitgliedszahlen wurden Mitte 
der 1920er Jahre mit mehr als 35.000 Per-
sonen erreicht.

Während des Zweiten Weltkriegs, als 
in Schweden ein Notstandskabinett re-
gierte, wurde die SAC stark geschwächt. 
SAC-Mitglieder zählten zu den stärksten 
KritikerInnen der schwedischen Kollabora-
tionspolitik mit Deutschland, die erst 1942 
ihr Ende nahm. Arbetaren wurde wiederholt 
beschlagnahmt und SyndikalistInnen mit 
anderen Linken in Arbeitslager geschickt. 
Trotzdem überstand die SAC die Kriegs-
jahre relativ unbeschadet, vor allem im 
Vergleich zu syndikalistischen Organisati-
onen, die von faschistischen Regimes auf-

gerieben oder ins Exil gezwungen wurden. 
Somit kam der SAC auch eine zentrale Rol-
le in der internationalen syndikalistischen 
Bewegung zu. Das Sekretariat der IAA, das 
bereits 1938 nach Stockholm übergesiedelt 
war, blieb bis 1953 dort ansässig.

Nachkriegsentwicklung

In den 1950er Jahren kam es zu bedeuten-
den Änderungen in der SAC. Ein einf luss-
reicher Kreis um den deutschen Exilanten 
Helmut Rüdiger, der nach der Niederlage 
der Spanischen Revolution nach Schweden 
gekommen war, initiierte die sogenannte 
„Neuorientierung“ (nyorientering). Diese 
zielte darauf ab, die SAC zu einer gewerk-
schaftlichen Alternative für breite Arbei-
terschichten zu machen. Viele sahen die 
damit einhergehenden Reformen jedoch 
als Verrat an syndikalistischen Grundprin-
zipien, auch international. Als sich die SAC 

1958 zur Beteiligung an einer staatlich 
verwalteten Arbeitslosenkasse entschloss, 
kam es zur Trennung von der IAA.

Ende der 1960er Jahre änderte sich der 
Kurs der SAC erneut, dieses Mal aufgrund 
des Zulaufs von AktivistInnen, die den 
antiautoritären Protestbewegungen ent-
stammten und die SAC als organisatorische 
Plattform für linke Agitation entdeckten. 
Der Arbeitsplatzkampf trat dabei immer 
mehr in den Hintergrund. Stattdessen kon-
zentrierten sich viele LS auf Nuklearener-
gie, Gefangenenhilfe, Umweltfragen oder 
Feminismus. In den 1990er Jahren wurde 
angesichts einer gewalttätigen extremen 
Rechten in Schweden der Antifaschismus 
zentral. Dies führte 1999 zu einem der 
tragischsten Ereignisse in der Geschichte 
der SAC, als Björn Söderberg, Mitglied im 
Stockholmer LS, in seinem Wohnhaus von 
Rechtsradikalen erschossen wurde. Söder-
berg hatte an seiner Arbeitsstelle den Aus-
schluss eines organisierten Rechtsradika-
len aus dem Betriebsrat durchgesetzt.

Der Kongress 2002 und die Folgen

Zur jüngsten Kehrtwende in der Geschich-
te der SAC kam es beim Kongress 2002. 
Nachdem es bereits seit langem bei vielen 
Mitgliedern starken Unmut über die Ver-
nachlässigung des Arbeitsplatzkampfes 
gegeben hatte, kam es zu einer Reihe von 
Beschlüssen, die eine Rückkehr der SAC zu 
ihren syndikalistischen Wurzeln ermögli-
chen sollten: das Ausbildungsprogramm 
für die Organisierung am Arbeitsplatz wur-

de radikal erweitert, der bürokratische 
Apparat abgebaut und ein Bekenntnis zum 
Klassenkampf abgelegt. Die Veränderungen 
vollzogen sich nicht ohne Probleme, doch 
führten sie zu einer grundlegenden Erneu-
erung der SAC, die unter anderem auch die 
Mitgliedszahl wieder auf etwa 8.000 wach-
sen ließ.

Eine der augenscheinlichsten Konse-
quenzen der Erneuerung ist der deutliche 
Anstieg von SAC-Betriebsgruppen, die zum 
Teil zu wichtigen Faktoren in den Kämpfen 
am Arbeitsplatz geworden sind. Ein Bei-
spiel ist die Betriebsgruppe der Stockhol-
mer U-Bahn und Straßenbahn Driftsektio-
nen Stockholms Tunnelbana och Spårvägar 
(DSTS), die 2003 gegründet wurde und 
sich seither als starke gewerkschaftliche 
Kraft im Stockholmer Transportsektor eta-
bliert hat. Streiks der DSTS vermögen den 
U-Bahn-Betrieb merklich zu stören und 
erreichen entsprechende öffentliche Auf-

merksamkeit. Die Streikanlässe reichen 
von Protesten gegen Entlassungen bis zu 
Forderungen nach besseren Arbeitsbedin-
gungen.

Öffentliches Aufsehen haben vor al-
lem auch die SAC-Kampagnen zur Unter-
stützung undokumentierter ArbeiterInnen 
erregt. Der bekannteste Fall betriff t das 
Nobelrestaurant und Veranstaltungszent-
rum Berns in der Stockholmer Innenstadt. 
Als der Konflikt 2007 begann, ging es um 
die Bezahlung ausstehender Löhne, doch 
bald wurde Berns auch illegaler Abkommen 
mit Arbeitsagenturen angeklagt, sowie der 
Anfertigung einer schwarzen Liste mit SAC-
Mitgliedern. Es kam zu regelmäßigen Blo-
ckaden des Lokals und zu zahlreichen Ver-
haftungen. Gelegentlich, etwa am 1. Mai, 
sah sich die Eigentümerin Yvonne Sörensen 
Björud veranlasst, Leibwächter anzustellen 
und die Polizei errichtete eine Schutzzone 
um das Berns-Gelände. In den Medien war 
von „Mafiamethoden“ und „Erpressung“ 
die Rede und zwei bekannte schwedische 
Journalisten verglichen in dem Buch Syn-
dikalisternas nya ansikte (Das neue Gesicht 
des Syndikalismus) die SAC gar mit der kri-
minellen Tätigkeit von „Motorradgangs“.

Die Organisierung undokumentierter 
ArbeiterInnen – deutlich der syndikalis-
tischen Tradition der „Organisierung der 
Unorganisierbaren“ verpf lichtet – begann 
2004, als Mitglieder des Stockholmer LS 
eine „Gruppe der Undokumentierten“ grün-
deten. Mittlerweile gibt es LS, die beinahe 
ausschließlich aus migrantischen Arbeite-
rInnen, vor allem aus Lateinamerika, be-

stehen – Västerorts LS ist das beste Bei-
spiel. Die Organisierung undokumentierter 
ArbeiterInnen hat Konsequenzen, die weit 
über die SAC hinausreichen. 2008 eröff-
nete beispielsweise der Gewerkschafts-
verband LO ein „Gewerkschaftszentrum 
für Undokumentierte“ (Fackligt center för 
papperslösa). Dies wäre ohne die Pionier-
leistung der SAC kaum denkbar gewesen.

Internationalismus, 
Zusammenarbeit und Zukunft

Eine weiteres Beispiel für das Potential 
der SAC zu Entwicklungen breiter gesell-
schaftlicher Relevanz beizutragen, ist die 
Kampagne „Gerechter Weinhandel“ (Rättvis 
vinhandel), die 2010 von der Betriebsgrup-
pe der Systembolaget-Angestellten Drift-
sektion för Systembolaganställda (DFSA) 
initiiert wurde. Das staatliche Unterneh-
men Systembolaget ist Inhaber des Mono-
pols für den schwedischen Alkoholhandel 
und verkauft in seinen Geschäften unter 
anderem Wein aus Chile, Argentinien und 
Südafrika. Absicht der Kampagne ist es, 
in Zusammenarbeit mit Systembolaget und 
Gewerkschaften vor Ort die Arbeitsbedin-
gungen in den Weingärten der besagten 
Länder zu verbessern. So fand im Juni 2011 
eine Konferenz in Santiago de Chile mit 
VertreterInnen der chilenischen Asociación 
Nacional de Mujeres Rurales e Indígenas, der 
argentinischen Unión Socialista de los Tra-
bajadores und der südafrikanischen Basis-
gewerkschaft Sikhula Sonke statt. Zu den 
ersten Erfolgen der Kampagne gehören die 
Formulierung ethischer Arbeitsrichtlinien, 
die Etikettierung von Weinen aus gerech-
tem Handel und konkrete Verbesserungen 
der Arbeitsbedingungen in rund fünfzig 
Weingärten.

Auch innerhalb Schwedens setzt die 
SAC auf Zusammenarbeit. Trotz der Rück-
besinnung auf den Arbeitsplatzkampf blei-
ben die Verbindungen zu anderen linken 
Gruppierungen und Organisationen stark. 
Viele ressourcenschwache Projekte stützen 
sich in ihrer Arbeit auf die Infrastruktur 
der SAC, etwa ihre Räumlichkeiten, Ko-
pierapparate und Vereinsnummern. Die 
SAC lässt sich als organisatorisches Rück-
grat der außerparlamentarischen Linken 
des Landes bezeichnen, was leider oft als 
selbstverständlich angesehen und nicht 
entsprechend gewürdigt wird – so wird die 
SAC gerne von autonomen AktivistInnen 
kritisiert, deren Arbeit sich wesentlich der 
Unterstützung durch die SAC verdankt.

Arbetaren erscheint nach wie vor wö-
chentlich und die Mitgliedszeitschrif t 
Syndikalisten einmal im Monat. Manche 
der größeren LS haben auch ihre eigenen 
Mitgliedszeitschriften, etwa Organisera in 
Stockholm. Das 1922 gegründete Verlags-
haus Federativ ist weiterhin die wichtigste 
Quelle für syndikalistische und anarchisti-
sche Literatur in Schweden. Die viermal im 
Jahr erscheinende Zeitschrift Direkt Aktion 
ist das Publikationsorgan des Syndikalisti-
schen Jugendverbandes Syndikalistiska un-
gdomsförbundet (SUF), einer der SAC nahe 
stehenden, aber gänzlich unabhängigen 
Organisation.

Auch die engagierte Ausbildungstätig-
keit der SAC setzt sich fort. Neben den ge-
werkschaftlich orientierten Kursen werden 
auch theoretische Debatten zum Syndika-
lismus gefördert. So wurde 2011 Lucien van 
der Walt, Mitautor von Black Flame: The Re-
volutionary Class Politics of Anarchism and 
Syndicalism, zu einer Vortragsreise einge-
laden.

Am 1. Mai werden sich auch dieses 
Jahr wieder Tausende von Menschen bei 
SAC-Demonstrationen in ganz Schweden 
versammeln. Der dreißigste SAC-Kongress 
findet Anfang September in Gävle statt. 
Er steht unter dem Motto „Für das zweite 
Jahrhundert der SAC“. Viel Glück!

Gabriel Kuhn

„Auf ins nächste Jahrhundert“
Geschichte und Gegenwart der SAC. Zum Aufschwung basisdemokratischer Gewerkschaftsarbeit

Die Organisations-
struktur der SAC

Die Organisationsstruktur der 
SAC ist seit ihrer Gründung 1910 
mehr oder weniger unverändert.

Die Basis bilden die 
Lokalgruppen, Lokala 

samorganisationer (LS), 
denen ein hohes Maß an 

Unabhängigkeit zukommt. 
Distrikte (distrikt) fassen die 
LS einer Region zusammen, 

nutzen eine gemeinsame 
Infrastruktur und schicken 
Delegierte zu landesweiten 

Treffen. Das bedeutendste dieser 
Treffen ist der alle drei Jahre 

stattfindende Kongress, auf dem 
die wichtigsten Entscheidungen 

der SAC getroffen und die 
AdministratorInnen für 

die nächste Amtsperiode 
gewählt werden. Zentrales 

administratives Organ ist der 
siebenköpfige Arbeitsausschuss 

(Arbetsutskott, AU), der 
zweiwöchentlich zusammentritt. 
Die Zahl der Angestellten ist in 

den letzten Jahren drastisch 
reduziert worden. Es bestehen 

nur noch wenige bezahlte 
Posten, unter anderem die 
von GeneralsekretärIn und 

KassiererIn. Viermal im Jahr 
tagt das Zentralkomitee 

(Centralkommitté, CK), das 
unter anderem die Tätigkeiten 

des Arbeitsausschusses 
begutachtet. Das CK besteht 

aus fünfzehn Mitgliedern, die 
auf Distriktebene gewählt 

werden. Auch die AU-Mitglieder 
nehmen an den CK-Treffen 

teil. Referenden zu dringlichen 
Fragen können jederzeit vom 

AU, vom CK oder von mindestens 
drei LS einberufen werden.

Auf Gewerkschaftsebene 
ist die kleinste Einheit die 

Betriebsgruppe (sektion), die 
alle SAC-Mitglieder an einem 

Arbeitsplatz vereint, ungeachtet 
ihrer Berufszugehörigkeit. 

Die SAC-Betriebsgruppe der 
Stockholmer Universität 

etwa inkludiert Lehrpersonal 
ebenso wie Reinigungskräfte. 

Ein Syndikat (syndikat) 
vereint alle Betriebsgruppen 
desselben Industriezweiges. 

Das Göteborger 
Syndikat für Sozial- und 

Gesundheitsdienste beinhaltet 
etwa Betriebsgruppen in 

Krankenhäusern, Altersheimen 
und Sozialdienststellen. 

Eine Föderation (federation) 
vereint die Syndikate eines 

Industriezweiges landesweit.

Streikposten der SAC im Arbeitskampf mit dem Stockholmer Restaurant Josefina, 2008.
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Jan Abrahamsson verrichtet 
Wartungsarbeiten in der Stockholmer 
U-Bahn, ist Mitglied des Stockholmer LS 
und sitzt seit 2009 im siebenköpfigen 
Arbeitsausschuss der SAC. Gabriel Kuhn 
hat sich mit ihm für die DA über die 
gegenwärtige Lage und die zukünftigen 
Möglichkeiten der SAC unterhalten.

Der Kongress 2002 hat einige entschei-
dende Änderungen für die SAC gebracht. 
Kannst du die wichtigsten zusammenfas-
sen?

Die Mehrheit der Abgeordneten beim 
Kongress hat sich für eine Rückkehr zu den 
Wurzeln der SAC ausgesprochen, das heißt, 
man wollte das Hauptaugenmerk wieder auf 
Gewerkschaftsarbeit richten und nicht als 
breite linke Ideenorganisation fungieren. 
Gewerkschaftsarbeit sollte dabei als Teil des 
Klassenkampfes begriffen werden und nicht 
als Serviceleistung. Schließlich gab es auch 
eine Reihe organisatorischer Änderungen: 
die Zahl der Angestellten, vor allem der für 
die Distrikte zuständigen Ombudsleute, wur-
de stark reduziert, was auch zu einer Entbü-
rokratisierung führte.

Waren die Veränderungen aus deiner Sicht 
positiv?

Auf jeden Fall. Bis Anfang der 2000er 
Jahre machten 24 Ombudsleute 80% der Ar-
beit in der SAC, während die meisten Mitglie-
der passiv waren. Seit dem Kongress 2002 ist 
viel Leben in die Organisation gekommen, die 
Mitglieder sind um vieles aktiver geworden, 
es gibt bedeutend mehr Betriebsgruppen und 
es sind zahlreiche neue Initiativen und Kam-
pagnen entstanden. Das bedeutet auch, dass 
die SAC wieder als gewerkschaftliche Kraft 
wahrgenommen wird. Die Berichterstattung 
über die SAC in den bürgerlichen Medien 
heute kann mit der vor zehn Jahren nicht 
verglichen werden. Einige Fälle haben beson-
deres Aufsehen erregt, etwa jener der „Mal-
mö 26“, die 2006 nach einer Blockade we-
gen Gebrauchsanmaßung und Widerstands 
gegen die Staatsgewalt angeklagt und 2008 
verurteilt wurden. Über die Berns-Blockaden 
wurde ununterbrochen berichtet. Aber auch 
weniger medienwirksame Aktionen hatten 
große Bedeutung: Als Anfang 2011 SAC-
Mitglieder in einer Schule in Göteborg einen 
Lehrerstreik organisierten, war dies das ers-
te Mal seit Jahrzehnten, dass in Schweden 
ein Streik im Öffentlichen Dienst organisiert 
wurde. All das verleiht der SAC gegenwärtig 
ein starkes gewerkschaftliches Profil.

Vor allem von kleineren Lokalgruppen ist 
jedoch auch Kritik formuliert worden. LS 
in Kleinstädten oder auf dem Land schei-
nen die Unterstützung der Ombudsleute 
zu vermissen. Die von dir angesprochenen 
Fortschritte sind vor allem in Stockholm, 
Göteborg und Malmö zu beobachten.

Das ist ein komplexes Problem. Dass 
sich die Veränderungen in der SAC für die 
LS der Großstädte am positivsten ausgewirkt 
haben, stimmt. Zu einem großen Teil hat 
das jedoch mit allgemeinen gesellschaft-
lichen Bedingungen zu tun. In Schweden 
gibt es eine sehr starke Urbanisierung. Die 
meisten der politisch interessierten jungen 
Menschen ziehen in eine der Großstädte und 
wenn sie sich in der SAC engagieren wollen, 
dann schließen sie sich den dortigen Lokal-
gruppen an. Daher profitieren diese auch am 
meisten von der gegenwärtigen Aktivität der 
Basis. In kleineren Städten und auf dem Land 
ist das in den meisten Fällen leider anders. 
Die Mitglieder sind älter und sie haben sich 
jahrzehntelang auf die Ombudsleute verlas-
sen. Diese fehlen ihnen jetzt. Ich kann nicht 
verleugnen, dass das eine schwierige Situati-
on ist. Gleichzeitig bin ich davon überzeugt, 
dass die Zukunft der SAC von dem Engage-
ment an der Basis abhängt, und wir müssen 
versuchen, diese zu stärken, auch außerhalb 
der Großstädte. Dazu bedarf es eines Strate-
gieplans, der hoffentlich bald ausgearbeitet 
sein wird.

Wie kann ein solcher aussehen?
Im Zentrum müssen bessere Kommuni-

kation und Ausbildung stehen. Außerdem 
muss der Wert der Selbstorganisation deut-
licher vermittelt werden.

Welchen anderen Herausforderungen 
sieht sich die SAC gegenüber?

Wir müssen die interne Organisations-
struktur weiter verbessern, so dass wir noch 
effektivere Arbeit leisten können. Die Kom-
munikation zwischen den Lokalgruppen 

muss allgemein besser werden, das schließt 
auch gegenseitige Hilfe und Unterstützung 
ein. Mitglieder müssen wissen, wie sie in 
Konf liktfällen reagieren und anderen zur 
Seite stehen können, und zwar schnell. 
Außerdem müssen die internationalen 
Kontakte wieder intensiviert werden, nicht 
zuletzt im Zeitalter des Neoliberalismus.

Wie kann es in diesen Bereichen zu Ver-
besserungen kommen?

Auch hier ist Ausbildung zentral. Zu-
sätzlich muss es regelmäßige Treffen und 
damit Möglichkeiten des Austausches und 
der Diskussion geben. Aber auch die Öf-
fentlichkeitsarbeit muss verstärkt werden, 
um die SAC in breiten Gesellschaftskreisen 
attraktiver zu machen. Es ist wichtig, wie 
wir uns in der Öffentlichkeit präsentieren. 
Radikale Slogans sind gut, aber sie müs-
sen von entsprechender Arbeit untermau-
ert werden. Die SAC hatte lange eine harte 
Schale und einen weichen Kern. Ich denke, 
es muss genau umgekehrt sein: die Schale 
muss weich, aber der Kern hart sein.

Der schwedische Gewerkschaftsverband 
LO ist gesamtgesellschaftlich sehr stark 
verankert. Wie können schwedische Ar-
beiterInnen davon überzeugt werden, 
dass es besser für sie ist, sich in der SAC 
zu organisieren?

Zunächst gibt es einige grundsätzliche 
Vorteile: die SAC ist basisdemokratisch, fö-
deralistisch und politisch unabhängig – all 
das gilt für LO in dieser Form nicht. Zudem 
gewährt die SAC ihren Mitgliedern bedeu-
tend mehr Freiraum in der Wahl ihrer Mittel 
und Ziele. Schließlich bekennt sich die SAC 
deutlich zum Prinzip der direkten Aktion, 
was bei der LO völlig fehlt.

Klar, wer eine Gewerkschaft primär als 
Serviceeinrichtung betrachtet, mag die LO 
praktischer finden. Dort reicht es schließ-
lich den Mitgliedsbeitrag zu bezahlen, dann 
erledigen die Funktionäre den Rest. Aber 
ArbeiterInnen, die aktiv in den Kampf um 
ihre Arbeitsrechte involviert sein wollen, 
sind in der SAC auf jeden Fall besser auf-
gehoben.

Was sind deine Erwartungen für den Kon-
gress 2012?

Ich denke, dass es ein ruhiger, sachli-
cher Kongress werden wird, der uns wieder 
ein paar Schritte weiter bringt. Allgemein 
gibt es für den im Moment eingeschlagenen 
Weg starke Unterstützung. Ich kann mir 
nicht vorstellen, dass es hier zu großen Dis-
kussionen kommt. Die wichtigste Sachfra-
ge ist vielleicht die Zukunft der Zeitschrift 
Arbetaren. Um diese gab es in den letzten 
Jahren einigen Streit und sie ist gerade da-

bei, ein neues Profil zu entwickeln. Arbeta-
ren wird bei den Kongressen immer lebhaft 
diskutiert, das wird dieses Mal nicht anders 
sein.

Worum ging es bei dem Streit in den letz-
ten Jahren?

Der Kernpunkt war Uneinigkeit darüber, 
wer den Inhalt der Zeitung bestimmen darf: 
die SAC-Mitglieder oder die Redaktion.

In den 1980er Jahren begannen die Re-
dakteurInnen von Arbetaren die Zeitung zu 
einem allgemeinen linken Diskussionsblatt 
zu machen. Der inhaltliche Bezug zur SAC 
wurde immer undeutlicher und die Organi-
sation fungierte letztlich nur noch als Geld-
geberin. Dies führte bei vielen Mitgliedern 
zu großer Unzufriedenheit – schließlich 
wird Arbetaren zu einem wesentlichen Teil 
von ihren Mitgliedsbeiträgen finanziert. Bei 
den Kongressen kam es zu Auseinander-
setzungen zwischen Redaktion und Basis. 
Beim Kongress 2009 wurden dann endlich 
wirkungsvolle Maßnahmen beschlossen: es 
wurde ein Chefredakteur mit dem Auftrag 
gewählt, der Zeitung wieder eine deutlich 
syndikalistische Prägung zu verleihen, wäh-
rend der Passus in den SAC-Statuten, der 
Arbetaren als „unabhängige Pressestimme“ 
bezeichnete, gestrichen wurde. Dies führte 
zu Aufruhr bei den alten RedakteurInnen, 
die sich ihrer journalistischen Freiheit be-
raubt sahen und das Schreckensbild einer 
syndikalistischen Prawda an die Wand mal-
ten. Der Konflikt wurde zum Teil sehr bitter 

geführt und die alte Garde schreckte nicht 
davor zurück, ihrer Frustration auch in bür-
gerlichen Medien Ausdruck zu verleihen. Ir-
gendwann gab der neue Chefredakteur auf, 
wurde von jemand anderem ersetzt usw. Da 
jedoch die Gewerkschaftsbasis, ebenso wie 
der Arbeitsausschuss und das Zentralkomi-
tee den neuen Kurs entschlossen verteidig-
ten, konnte sich dieser letzten Endes trotz 
aller Hindernisse durchsetzen. Mittlerweile 
ist Ruhe eingekehrt und die neuen Redak-
tionsmitglieder können ungestört arbeiten.

Letztlich handelte es sich hier um den 
letzten großen Konflikt, was die Verände-
rungen der SAC in den 2000er Jahren be-
trifft. Die Rückkehr zu den syndikalistischen 
Wurzeln, zur Gewerkschaftsarbeit und zum 
Arbeitsplatzkampf scheint nun abgeschlos-
sen. Was Arbetaren betrifft, bleiben aller-
dings trotzdem einige Fragen offen. Etwa, 
ob es überhaupt Sinn macht, die Zeitung 
weiterzuführen. Schließlich verschlingt sie 
jedes Jahr einen sehr großen Teil des Bud-
gets der SAC. Und wenn sie weitergeführt 
wird, dann in welcher Form? Diese Fragen 
werden sicher beim Kongress debattiert wer-
den. Hoffentlich ohne größeren Dramen.

Welche Hoffnungen hast du für die Zu-
kunft der SAC?

Die entscheidende Frage für mich ist, 
wie stark sich die Organisation am Arbeits-
platz etablieren kann. Wir haben viele Fort-
schritte gemacht in den letzten Jahren, aber 
wir müssen noch um einiges weiter kommen, 
um unsere Marginalisierung wirklich zu 
überwinden. Ich bin jedoch zuversichtlich. 
Wenn die momentane Entwicklung anhält 
und wir die bestehenden Schwächen in den 
Griff kriegen, dann halte ich es für möglich, 
dass wir bis zum Jahr 2020 fünfhundert Be-
triebsgruppen aufbauen und die Mitglieds-
zahl auf 15.000 erhöhen können.

Herzlichen Dank für das Gespräch!

Gabriel Kuhn

„Weiche Schale, harter Kern“ 
Zur Zukunft der SAC. Ein Interview mit Jan Abrahamsson

Streikposten der SAC im Arbeitskampf mit dem Stockholmer Restaurant Josefina, 2008.
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Im Hamburger Buchladen Strips & Stories, 
zwischen Reeperbahn und dem Heiligen-

geistfeld, wird dem Auge einiges geboten – 
Kennerinnen und Kenner stoßen hier auf erle-
sene Schätze aus der Welt der Comics und der 
Graphic Novels. Gerade letzteres ist thema-
tisch überwiegend von der Neuverarbeitung 
von Geschichte und der kreativen Umsetzung 
politischer Themen geprägt. Dabei spielt die 
ästhetische, ausdrucksstarke Gestaltung 
meist die wichtigere Rolle, so dass zuweilen 
der Eindruck entstehen kann, das jeweilige 
Thema sei bloß die Leinwand, auf der farben-
prächtig oder durch markante Zeichnungen 
Emotionen und Eindrücke entfaltet werden. 
Gerade die Graphic Novel lebt im Allgemei-
nen vom Hochglanz, neben der Lektüre ist 
ihr Gebrauchswert auch der des Ausstellungs-
stückes im Wohnzimmer oder der Bibliothek. 
Aber dies ist ja bereits ein Problem der Re-
zeption, mithin nichts, was den Werken und 
ihren UrheberInnen zum Vorwurf gereicht 
werden könnte. Eine gekonnte Verbindung 
zwischen Form und Inhalt verstärkt zudem 
wechselseitig die Wirkung beider Aspekte, 
erlaubt das immer wieder Neulesen durch 
vielfältige Interpretationsangebote gerade im 
Bereich visuell hervorgerufener Emotionen 
und Assoziationen. Die verkürzte Erzählform 
der – wenn vorhanden – verwendeten Spra-
che schafft im Verbund mit den Bildern ei-
nen schwer definierbaren Zwischenraum von 
Prosa und Poesie, der allerdings immer die 
Gefahr entweder der stilistischen Verflachung 
oder aber der schwülstigen Übertreibung in 
sich birgt; emotionsstarke Bilder können 
durch ebenfalls emotionsstarke Wörter mal 
noch stärker, mal aber auch einfach kitschig 
wirken. Das Comic bedient viele Themen und 
Genres, kann sich aber immer notfalls ins 
Augenzwinkern retten; die Graphic Novel 
aber lebt oft von einem Ethos – es meint die 
eigene Geschichte, auch die heiteren, bitter 
ernst. Kontrastiert wird solch ein Anspruch 
durch die erleichterte Konsumierbarkeit 
seiner Form. Die Frage, warum ein gewis-
ses Thema gerade in gezeichneten Bildern 
erzählt werden sollte, mag möglicherweise 
in sich schon ignorant gegenüber dem Werk 
sein – und muss aber in Anbetracht der Ex-
plosion der Neuerscheinungen im Bereich der 

historischen oder politischen Graphic Novels, 
vor allem seit dem Welterfolg von Art Spiegel-
mans Maus, wohl dennoch gestellt werden. 
Und LiteratursoziologInnen der mittlerweile 
ganz, ganz alten Schule mögen auch noch 

die Frage hinzufügen: Wer produziert hier 
eigentlich warum für wen? Mit den Bedin-
gungen von „Industrie“ und dem speziellen 
Fetischcharakter der Kunst zu argumentieren 
schafft sicherlich eine Voreinstellung, die es 
den einzelnen Werken schwer macht, sich 
bei der Betrachtung zu entfalten. Die Wi-
dersprüchlichkeit eines politischen Zugangs 
zu thematisch politischer Kunst wird im Be-
reich der Graphic Novels auch gerade dann 
deutlich, wenn in einem Fachgeschäft wie 
dem Strips & Stories in Hamburg, zwischen 
Reeperbahn und Heiligengeistfeld, auf einer 
Comic-Release ein radikaler Gegenentwurf 
präsentiert wird.

Graphische und inhaltliche 
Realisierung von Widersprüchen

Es ist ein kleines Heftchen mit rotem Cover 
– aus Pappe. Gerade mal 18 Seiten dünn, im 

DINA5 Format. Die Zeichnungen: Schwarz-
weiß. Der Inhalt nicht. Die Künstlerin Marlene 
Krause reizt alle Freiheiten aus, die das Format 
und der DIY-Stil ihr bieten: Sie wirft Vergan-
genheit und eine zeitlose Gegenwart durchei-
nander, komprimiert das Chaos der Geschichte 
in einem chaotischen Arrangement, welches 
selbst die Begrenzung durch das Ende der Sei-
ten sprengt und sich ohne einengende Balken 
und Kästen entfalten kann. Die Geschichte Fe-
derica Montseny Mañés, der Frau, die die Wi-
dersprüche sowohl ihrer wie auch unserer Zeit 
und eben auch die Projektionen vieler Linker in 
sich vereint, dargestellt als exzentrische Büh-
nenmaskerade. Die erste Ministerin Europas, 

die gleichzeitig Anarchistin war, eine Unmög-
lichkeit, die ihre Begründung nur im Kontext 
der Dramaturgie des Spanischen Bürgerkrieges 
finden kann. Warum diese Geschichte darstel-
len? Bevor die Lesenden diese Frage überhaupt 
stellen können, wird sie im Comic Choking on 
Heroes selbst gestellt, in jener Stoßrichtung, 
wie sie der Titel bereits suggeriert; doch sie 
wird lediglich gestellt, aber nicht beantwortet. 
Das chaotische Zeitgeschehen wird unterbro-
chen von einem Dialog zweier Menschen in 
einer zeitlosen Wüste, Kieselsteine gegen den 
Durst schluckend. Die Euphorie und die Nie-
derlagen der vergangenen Zeiten finden ihre 
Entsprechung im Zynismus und Pessimismus 
heutiger Vereinzelung; in Kritik und Unzufrie-
denheit, die sich kaum noch kollektiv, sondern 
tendenziell nihilistisch äußern. Das Drama des 
historischen Anarchismus auf der Bühne, das 
Drama heutiger AnarchistInnen in der Wüste. 
Form und Inhalt stellt Marlene Krause provo-
kativ in diesem Verhältnis gegeneinander: Die 
Geschichte Federica Montsenys stellt sie zwar 
in durcheinander geworfenen, nicht voneinan-
der abgegrenzten Bildern mit surrealistischem 
Unterton dar, ihre Wörter und ihre Personen 
jedoch füllt sie mit geballter Historizität. Auf 
wenigen Seiten erscheinen viele AkteurInnen 
der damaligen Zeit und offenbaren profunde 
Kenntnisse über die Ereignisse innerhalb der 
libertären Bewegung Spaniens zu Zeiten des 
Bürgerkrieges. Marlene Krause bietet Eckpunk-
te für eine historische Orientierung dar, die 
in Thesenform formuliert werden, aber eben 
nicht für sich selbst sprechen; ein Verständ-
nis ihrer Bilder zu Federica Montseny und dem 
Spanischen Bürgerkrieg, der Zerrissenheit der 
libertären Bewegung angesichts der Wider-
sprüche ihrer Zeit, muss sich das geneigte Pu-
blikum in eigener Recherche selbst erarbeiten. 
Hingegen ist jene bizarr anmutende Szenerie, 
in der zwei junge Menschen über Individualität 
und Gemeinsinn, die Zwecklosigkeit von Ide-
alen und ihre Frustration philosophieren, in 
klare Bilder gegossen, im traditionellen Comic-
stil voneinander getrennt, mit einer vorgege-
benen Chronologie. Je konkreter das Ereignis, 
desto unkonkreter, phantastischer die Form 
– und umgekehrt. Die Beziehung zwischen 
Form und Inhalt thematisiert Marlene Krause 
gerade von ihrer Gegensätzlichkeit her; ohne 
Glanz und Glamour. Im Strips & Stories stellt 
ihr Werk auf gerade mal 18 Seiten somit nicht 
bloß vielfältige Fragen an die Geschichte und 
unser Innerstes, sondern an das Medium Co-
mic/Graphic Novel als solches.

Marcus Munzlinger
marlenekrause.blogspot.de

Fehlfarben widerlegen überzeugend das gän-
gige Vorurteil, wie Jan Müller von Tocotro-

nic im Promtext zu  Xenophonie schreibt, „das 
Vorurteil, dass Bands zwangsläufig mit andau-
erndem Fortbestehen langweiliger zu werden 
haben“. Ja, das neue Fehlfarben-Album ist nach 
Glücksmaschinen wieder ein großer musikalisch 

wie inhaltlicher Wurf, sozusagen der noch ra-
dikalere Soundtrack zur sich weiter verschär-
fenden Krise. Daher war meine erste Frage an 
Peter Hein, den ich vor zwei Jahren das erste 
Mal getroffen hatte, wie sich denn seitdem sei-
ne Befindlichkeit verändert hat. „Es ist alles 
noch beschissener geworden. Wir werden im-
mer ärmer und dabei irgendwie immer lustiger 
und alberner. Ich sag mir immer, es ist eben 
alles scheiße, also was soll’s. Zugleich ist nicht 
alles, was versucht wird gegen die Scheiße zu 
tun, deswegen nicht auch beschissen. Letztlich 

wird es wahrscheinlich so sein: irgendwas ist 
immer und gegen irgendetwas kann man dann 
auch wieder sein. Wenn man da nur drüber 
nachdenkt, würde man wahrscheinlich ramm-
dösig und depressiv, würde die Fenster verhül-
len und nicht mehr rausgehen. Darauf habe ich 
keine Lust und denke mir, dann lass uns doch 

irgendwie über manche Sachen lustig machen. 
Aber nicht zotig oder comedymäßig.“

Es kommt zum Glück keine 
Nostalgie auf

Wenn Peter Hein über die Entwicklung in der 
Arbeitswelt singt und redet, schwingt immer 
die eigene Betroffenheit mit. Daraus ergibt 
sich die spürbare Glaubwürdigkeit seiner deut-
lichen Aussagen. Ins Agitatorische rutscht er 
jedenfalls nicht ab. Lange Zeit hat er selbst 

vom Kopieren als Angestellter von Rank Xerox 
gut leben können. „Zum einen zehre ich noch 
immer von meinen Erfahrungen. Der Typus des 
BWL-Absolventen und des Marktgläubigen hat 
sich ja in all den Jahren nicht wesentlich geän-
dert. Aber die Schweine haben mich ja entsorgt, 
auch wenn ich der Zeit nicht nachtrauere. Ich 
hätte schon gerne da weitergemacht. Ich wäre 
vielleicht nicht so prekär dran. Aber vielleicht 
müsste ich heute noch Geld mitbringen, um 
überhaupt meinen Job machen zu können.“ 
Und die Existenz als Musiker, der wieder CDs 
produziert und auf Tournee geht, ist für ihn kei-
ne zumindest ökonomisch befriedigende Alter-
native bzw. Perspektive. „Das reicht nicht, das 
nützt nichts. Das Anfangsinteresse von 2002 
lässt sich nicht alle zwei, drei Jahre wieder auf-
bauen. Die Leute heute sind ja keine Fans mehr, 
sie sind vielmehr Käufer von Platten. Die Leu-
te, die sich für uns interessieren, und die sich 
vor zehn Jahren zurückversetzt fühlten, wollen 
sich heute nicht mehr zurückversetzt fühlen. 
Die Menschen, die jetzt zu unseren Konzerten 
kommen, haben keine Erinnerung an uns. Die 
sind so um die 30, das finde ich wunderbar, 
denn das war zu unserer Anfangszeit ja auch 
nicht anders. Es kommt also zum Glück keine 
Nostalgie auf.“

Alle Songs auf Xenophonie strahlen eine 
unbedingt-zwingende lakonische Bissigkeit 
und Wut aus. Das war schon auf dem Erstlings-
werk Monarchie und Alltag der Fall. Darauf ist 
Peter Hein noch immer stolz, wenn er im spa-

ßigen Tonfall des Rheinländers bekennt: „Ja, 
gelernt ist gelernt, wir hatten gute Vorbilder, 
das waren die Straßenkämpfer von damals, 
denen wir die Unterhaltungsmusik geliefert 
haben.“ Peter Hein gibt sich nicht der Illusion 
hin, als gäbe es eine glaubwürdige realistische 
Alternative zum Leben in der kapitalistischen 
Welt. Eher geht es ihm um die Radikalisierung 
des eigenen kritischen Bewusstseins. So heißt 
es programmatisch im Song „Richtig in Falsch“: 
„Der Widerspruch tut jedem Leben gut / Im Wi-
derspruch, da lebt es sich noch mal so gut.“ 
Diese Aussage reflektiert die Erkenntnis, dass 
auch in der Revolte viel Falsches passiert und 
passieren kann. „Schau mal, in einigen Gegen-
den, wie in Griechenland oder England sägen 
sich die aufbegehrenden Leute auch noch ihre 
eigenen Äste ab, zerstören ihre Communities. 
Nun bin ich schon älter und sehe die Konse-
quenzen solchen Tuns deutlicher als vielleicht 
ein 17-jähriger, der eh alles beschissen findet 
und der sich über die Folgen seines Handelns 
keine Gedanken macht.“ Sich selbst sieht Peter 
Hein, so im Songtext von „Bundesagentur“ als 
einen „Anarchisten, den die Welt vergisst“ und 
der mit einem gewissen Fatalismus der Wirk-
lichkeit ins Auge sieht, um dann zu schlussfol-
gern: „Ich bin Anti-Anti-Ist, ich bin ein Ich-Ist, 
dem nicht zu helfen ist.“ Im Mai sind Fehlfarben 
auf Tournee in Berlin (24.5.), Hamburg (25.5.) 
und Köln (26.5.).

KP Flügel

Peter Hein: „…ich bin Anarchist, den die Welt vergisst“
Das neue Fehlfarben-Album „Xenophonie“ ist der Soundtrack zur Krise

Szene aus „Choking on Heroes“: Ver(w)irrt streitend in der Wüste der Gegenwart

Tapete Records
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Von wegen leicht verdaulich
Marlene Krauses „Choking on Heroes“ als kompromissloser Bruch mit der Gefühlsindustrie des politischen Comics
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„Wir haben keinerlei eigenes Programm. 
Unser Programm ist das Programm 

der progressivsten Kräfte unserer Gesellschaft 
– das Programm des SKJ (Bund der Kommu-
nisten Jugoslawiens; die regierende KP) und 
der Verfassung. Wir fordern ihre konsequen-
te Umsetzung.“ Unter Führung von Josip 
Broz Tito hatten die Partisanengruppen des 
Balkans nach 1945 begonnen, einen sozia-
listischen „dritten Weg“ zu beschreiten und 
zwischen kapitalistischem Westen und staats-
sozialistischem Osten den jugoslawischen 
„Selbstverwaltungs-Sozialismus“ aufzubauen 
– der Versuch einer über Marktbeziehungen 
vermittelten Produzenten-Autonomie unter 
Maßgabe zentral formulierter Plan- und Inves-
titionsvorgaben. Im Prozess wachsender sozi-
aler und regionaler Ungleichheiten, aber auch 
einer politischen Öffnung der offiziellen kom-
munistischen Organe und Verbände entstand 
in den 1960er Jahren vor allem in Belgrad eine 
Linksopposition, die endlich die Einlösung der 
halbherzig implementierten, dysfunktionalen 
oder nur auf dem Papier existierenden Ver-
sprechungen des Sozialismus forderte. Boris 
Kanzleiter hat dieses bisher kaum beachtete 
Kapitel der globalen 68er-Revolte minutiös 
aufgearbeitet. 

Der jugoslawische Bund der Kommunis-
ten legte in den 1960er Jahren eine im Ver-
gleich zu den realexistierenden Sozialismen 
des Ostblocks entspannte Haltung gegenüber 
(links-) politischer Dissidenz und westlicher 
(Sub-)Kultur an den Tag. Zwischen den jugo-
slawischen „humanistischen Marxisten“ der 
Praxis-Gruppe und wichtigen Intellektuellen 
des westlichen Marxismus fand ein reger Aus-
tausch statt, und die offiziellen Studierenden-
organisationen waren international gut ver-
netzt, verständigten sich über die Vorkomm-
nisse in Ost und West und luden Delegationen 
aus ganz Europa zu gemeinsamen Treffen ein. 
Soziale Ungleichheit, Korruption, Arbeitslo-
sigkeit und regional ungleiche Entwicklung 
wurden offen thematisiert und angeprangert 

– von der Führung wachsam beäugt, aber 
geduldet. Unter dem Eindruck der Ereignisse 
in Polen, Deutschland, Frankreich und der 
Tschechoslowakei im Verlauf des Jahres 1968 
begann die zunächst zaghafte Kritik sich im-
mer deutlicher und außerhalb der offiziellen 
Organisationen zu artikulieren, insbesondere 
innerhalb der Studierendenschaft.

Am 2. Juni 1968 löste die Fehlorganisation 
eines größeren Konzerts im Studierendenvier-
tel von Belgrad eine Straßenschlacht zwischen 
3000 Studierenden und der Miliz aus. Als auch 
die Solidaritätsdemonstrationen am Folgetag 
äußerst brutal niedergeschlagen wurden, for-
mierten sich studentische Aktionskomitees, 
die die Universität Belgrad besetzten und in 
„Rote Universität Karl Marx“ umbenannten. 
Ähnlich wie in Paris oder Berlin konnte damit 
ein bisher nicht gekannter Freiraum für Dis-
kussionen über soziale Mißstände, politische 
Theorie, Kunst und Kultur geschaffen werden. 
Die konfrontative Haltung gegenüber den offi-
ziellen Staats- und Parteiorganen begann sich 
deutlicher herauszuschälen – mit Ausnahme 
der Person Titos, der unter weiten Teilen der 
Studierenden Sympathien genoss – und die 
studentische Forderung nach einer Einlösung 
der Versprechungen des Sozialismus formu-
lierte sich zu einem politischen Aktionspro-
gramm. Gefordert wurde ein sozial gerechterer 
Universitätszugang, die Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit und eine allgemeine Demokra-
tisierung und Öffnung der jugoslawischen Ge-
sellschaft und des Bundes der Kommunisten. 
Während die Forderung nach Selbstverwaltung 
im Westen nach in der Ferne grollendem Re-
volutionsdonner klang, lagen in Jugoslawiens 
real existierende Institutionen vor, an deren 
Ausbau und Transformation konkret hätte 
angeknüpft werden können – in den Univer-
sitäten wie den Betrieben. Die Studierenden 
suchten den Kontakt zur Arbeiterschaft, ihre 
Bemühungen wurden jedoch durch verleum-
dende Berichterstattungen in der Presse oder 
schlicht durch den betriebseigenen Wach-
schutz durchkreuzt. 

Militärische Notfallpläne, 
Personenkult und die „Rückkehr 
zum Leninismus“

Das Exekutivkomitee des ZK hatte mit einer 

Krisensitzung reagiert, in der eine Reform des 
Universitätswesen für notwendig erachtet, 
vor allem jedoch vor einem Überspringen der 
Studierendenproteste auf die Arbeiterschaft 
gewarnt wurde: „Wenn die Arbeiter auf die 
Straße gehen, denken wir, müssen wir die Ar-
mee einsetzen.“ (in: Kanzleiter, 2011, S. 238 
f.) Unterstützung erfuhren die Studierenden 
jedoch durch führende Intellektuelle Jugosla-
wiens – und immerhin schwappte die Revolte 
von Belgrad auf andere Universitätsstädte Ju-
goslawiens über. 

Eine Forderung der Studierenden war ein 
Gespräch mit Tito, der als integre Verkörpe-
rung des sozialistischen Ideals außerhalb der 
korrumpierten Parteistrukturen fungierte. 
Nach einer vermittelnden und paternalisti-
schen Rede am 9. Juni fand die Universitätsbe-
setzung in Belgrad im Jubel des Großteils der 
Studierenden ihr abruptes Ende. Nur der ra-
dikale Flügel an der philosophischen Fakultät 
wollte sich nicht recht freuen und wurde aus 
der offiziellen Parteiorganisation ausgeschlos-
sen. Um ihn erblühte im Folgejahr eine offen 
politische und subkulturell-künstlerische 
Kritik an der autoritären Politik des Bundes 
der Kommunisten, Korruption und der nicht 
beseitigten sozialen Ungleichheit. Primär 
ausgelöst durch nationalistisch artikulierte 
Konflikte, 1968 im Kosovo und 1970 während 
des „Kroatischen Frühlings“, setzte Anfang 
der 1970er eine größere Repressionswelle ein, 
die sowohl die wiedererstarkte Rechte – die 
sich ein Programm ethno-nationaler Einheit 
statt Klassenpolitik auf die Fahnen schrieb 
– als auch die Neue Linke traf. Säuberungen 
des Parteiapparats, der Verwaltung, Betriebe 
und Universitäten, Verhaftungen und Verbote 
schlossen die gesellschaftlichen Spielräume 
theoretischer und praktischer Kritik wieder 
und markierten eine „Rückkehr in den Leni-
nismus“ (in: Kanzleiter, S. 402) – das Berufs-
verbot für Professoren der Praxis-Gruppe 1975 
setzte eine endgültige Zäsur.

Das Projekt einer Erneuerung des jugo-
slawischen Selbstverwaltungs-Sozialismus 
war damit gescheitert – allerdings waren die 
Forderungen der Neuen Linken dem Regime 
auch nie in praktischer Form gefährlich ge-
worden. Für eine innere Transformation hatte 
sich die Führung schlussendlich als zu starr 
erwiesen und antwortete mit einer Restaura-

tion der Parteiherrschaft. Zugleich spitzten 
sich die Verteilungskämpfe zwischen den ju-
goslawischen Teilregionen zu. Die Erneuerung 
der Verfassung 1974 bereitete den Zerfall des 
Föderalstaates in unterschiedliche regionale 
Machtblöcke vor, deren Legitimationsgrundla-
ge nicht mehr ein gemeinsames sozialistisches 
Projekt, sondern die „Nationale Frage“ war – 
ein Prozess vor dem die anti-nationalistische 
Neuen Linke stets gewarnt hatte. 

Kanzleiter gelingt es, aus umfangreichem 
Archivmaterial und Interviews eine äußerst 
detaillierte Darstellung der jugoslawischen 
68er-Proteste zu erarbeiten. Allerdings ist es 
gerade jene Detailfülle, die sich zur Schwäche 
des Buches auswächst – so kommen eventuell 
erklärende Rückbezüge auf die anfänglich prä-
zise herausgestellten Eigenheiten und Wider-
sprüche des jugoslawischen Wegs zu kurz. Vor 
dem Hintergrund der in der 68er-Forschung 
stetig wiederholten überhistorischen und 
ebenso leeren Erklärungsversuche als Ju-
gendrevolte und Generationenkonflikt hätten 
gerade diese helfen können, den besonderen 
Charakter der Proteste (nicht Konfrontation, 
sondern Reformation) zu bewerten. Sagt das 
Scheitern der Protestbewegung mehr über ihre 
eigene Schwäche oder über den letztlich doch 
leninistischen Charakter der Führung aus? 

Die im Fazit angedeutete Kontextualisie-
rung mit anderen Bewegungen in Ost und West 
hätte gut daran getan, weniger die bekannten 
Parallelen, denn die Besonderheiten heraus-
zustreichen, damit das jugoslawische 68 nicht 
nur als bloß weiterer Ausdruck einer globalen 
Revolte erscheint. Auch hätte durchaus die 
Möglichkeit bestanden, die Kritik der Neuen 
Linken selbst zum Ausgangspunkt einer Re-In-
terpretation des jugoslawischen Experiments 
zu machen – z.B. der Spannungen zwischen 
einer relativen ökonomischen Unabhängigkeit 
der Betriebe (Arbeiterselbstverwaltung) und 
der Sicherstellung eines annähernd gleichen 
Entwicklungsniveaus durch Elemente zentra-
ler Planung. Kanzleiters Anspruch ist jedoch 
zunächst die historische Rekonstruktion der 
Entstehungsgeschichte und inneren Dynamik 
der Bewegung selbst – eine notwendige Bedin-
gung, die jeder weitere Analyse vorausgehen 
muss. 

Frido Wenten

1968 in Jugoslawien: „Selbstverwaltung vom Boden zum Gipfel“
Rezension: Boris Kanzleiter - Die „Rote Universität“. Studentenbewegung und Linksopposition in Belgrad 1964-1974

Da niemand mit ihm spielen wollte, brachte sich der Stopfteddy 
bei aus dem Gesicht zu furzen, nannte das Sprache und erhielt 
auf diese Weise etwas Aufmerksamkeit, aber keine Freunde. 
Um Freunde einzutreiben wollte er Gott werden, allerdings 
scheiterten Selbstversuche kläglich. In heftiger Liebe zu einem 
Tischbein entbrannt, endeten Kontaktbemühungen tragisch, 
denn das Tischbein beantwortete seine Hoffnungen nicht. Nun 
fantasierte er davon Tischbeine in Frühstückgrütze zu verwan-
deln. Das ging nicht gut, und ein Nachttisch brach unter seinem 
Ansturm zusammen. Und wie sie so darniederlagen, mochte er 
keine Tischbeine mehr, und er übte, eine Stuhlkante zu küssen, 
doch diese betrog ihn mit einer Fliege. Noch immer allein, gab er 
seinen Blähungen Namen und versammelte sie regelmäßig um 
sich, um ihnen die Welt zu erklären. Bei solchen Versammlungen 
schlief er regelmäßig ein, gleichwohl gewann er ein positives 
Verhältnis zu sich selbst. 

In Ermangelung von Zuneigung verliebte er sich in sein Spiegel-
bild und kratzte sich versehentlich einige Erinnerungen auf, was 
ihn zwar kleiner, jedoch nicht bescheidener werden ließ. Prompt 
gründete er einen Club der Besserwisser, nur blieben Mitglieder 
aus, da er alles am besten zu wissen glaubte. Weil die Zeit reif 
war und die Pubertät neue Temperaturschwankungen anlieferte, 
befahl der Teddy eines Tages sämtlichen Bauklötzen sich zum 
Papsttum zu bekennen und ihm stets zu gehorchen. Damit er 
sich dem Himmel gegenüber (dessen Heiterkeit durchs Fenster 
fiel) als heilig erwies, versprach er, sich nicht mehr vor Tisch-
beinen auszuziehen, was sich rasch als Lüge entpuppte. Da er 
somit nicht zum Papst berufen war, begann die Militarisierung 
des Zimmers mit einem Rülpser an stillgestandene Bauklötze 
und dem Versuch Sitzkissen mit Flüchen zum Fliegen zu bringen. 
Aber die künftige Luftwaffe blieb am Boden, obwohl er mit der 
Bildung von Nebensätzen drohte. 

Weil er von einer Welt ohne Widerworte träumte, wollte ihn die 
Pubertät nicht loslassen, darum nahm er sie mit bis ins späte 
Alter hinein. Am Ende des Flurs, der vom Kinderzimmer abstand 
und den er für eine göttliche Einladung hielt, erreichte er die 
Bekanntschaft einer Toilettenschüssel, erkannte die innere Ver-
wandtschaft und legte ein Gewölle vor sie hin. Diese Leistung 
verringerte seine ausgestopfte Existenz, andererseits machte 
ihn jede Gedankenlosigkeit glücklich. Nachdem er das Klo zu-
recht gebrüllt hatte, stand einer Thronbesteigung nichts mehr 
im Wege, bei der er sich mit etwas aufgefundenem Stiefelfett 
zum beispiellosen Rotzlöffel salbte. Zum Beweis seiner Einzig-
artigkeit wies er Geräusche an, vor ihm niederzuknien und stieß 
fortan weitere Gewölle aus, die am Rand der Klosettschüssel 
abschwollen. Und mit jedem Ausstoß klein und kleiner werdend, 
rutschte er tiefer in den Lokus, was er als Schmeichelei emp-
fand. Bis ein gnädiger Nachmittag die Spülung zog.

„Der Chefteddy“
Anarcho-Poetry von Ralf Burnicki

Boris Kanzleiter, 
Die „Rote Universität“. 
Studentenbewegung und 
Linksopposition in Belgrad 
1964-1974, 
486 Seiten, VSA-Verlag, 
Hamburg 2011.
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Waagerecht 

�1. Menschen, die sich meist kollektiv gegen 

eine bestimmte Macht engagieren, z.B. ge-
gen das Nazi-Regime (männl. Form)  �8. Tra-
ditionskino in Berlin, in dem eine Betriebs-
gruppe der FAU v.a. 2009-2010 gegen miese 
Löhne und Arbeitsbedingungen kämpfte  �11. 
Was viele Menschen treibt, krank zur Arbeit 
zu kommen: ~ um den Job  � 14. unlauteres 
Geschäft (engl.)  �15. Kenntnisse auf diesem 
Gebiet braucht heutzutage fast jede, die sich 
um eine Stelle bewirbt (Abk.)  � 17. Schiffs-
bett  � 18. ländlich, bäuerlich  �20. Dichterin, 
die einen „Aufstand der Zeichen“ gegen die 
ideologischen Sprachregelungen des SED-
Staates entfesseln wollte (Vorname: Elke)  
�21. Was die Kölner Musikgruppe „De Höhner“ 
in den ersten Jahren ins Publikum rief: „~ 
~ ~?“ (Das Publikum antwortete: „~ ~ ~!“)  
�23. aus dem Arabischen stammender Vorna-
me  � 26. Infektionskrankheit, deren Erreger 
auch als Biowaffe eingesetzt worden sind  �28. 
UNESCO-geschützte Stadt am Nordrand des 
Harzes  �30. Abkürzung für den großen refor-
mistischen Gewerkschaftsbund in Schweden 
(ebenfalls in Dänemark und Norwegen)  �31. 
Ausruf des Schmerzes  �33. Verkehrsmittel  �35. 
in den 1980er und 90er Jahren erfolgreiche 

australische Rockband: ~ at Work  �36. Moor, 
Tümpel, Sinnbild für einen Herd der Korrup-
tion usw.  � 39. weltweit operierendes Textil-
unternehmen mit für die Branche typische 
Arbeitsbedingungen; 2011 wurden in Brasi-
lien Ermittlungen auch wegen des Verdachts 
auf Zwangsarbeit aufgenommen  �40. Urform, 
Vorbild  �42. Gruppe von nordamerikanischen 
Indianerstämme, deren Widerstand gegen die 
weiße Vorherrschaft mit dem Massaker von 
Wounded Knee 1890 gebrochen wurde  � 43. 
Fäulnis, Verwesung  � 45. Abkürzung für die 
serbische Entität in Bosnien-Herzegowina  
�46. geschickte RednerIn und/oder Organisa-
torIn, bspw. Louise Michel oder Rudolf Rocker 
(männl. Form)  �47. südamerikanischer Cow-
boy  � 48. elektrisch geladenes Atom, Atom-
gruppe oder Molekül  � 51. Kfz-Kennzeichen 
für Hamburg  �52. in einem Betreib fest ange-
stellte Person(en).

Senkrecht

�1. Schicht der arbeitenden Bevölkerung, 
die im 18. und 19. Jh. vielerorts gegen das 

Was will die 
FAU-IAA?

Wir Anarcho-SyndikalistInnen 
haben die herrschaftslose, 
ausbeutungsfreie, auf Selbst
verwaltung begründete Gesell
schaft zum Ziel.

Die Selbstbestimmung in allen 
Lebensbereichen ist die grund
legende Idee des Anarcho-
Syndikalismus.

Daher lehnen wir die Organisa
tion unserer Interessen in zen
tralistisch aufgebauten Organi
sationen ab, da diese stets 
Machtkonzentration und Hier
archie bedeuten. Weder soll, 
noch kann mensch mit Stellver
treterInnen-Politik wie sie z.B. 
von reformistischen Gewerk
schaften, Parteien und Kirchen 
betrieben wird,unsere Interes
sen durchsetzen.

Dagegen sind wir direkt und 
indirekt lohnabhängigen Men
schen für Selbstorganisation in 
unabhängigen Betriebs-, Bran
chen- und Ortsgruppen. Diese 
sind bundesweit (in der FAU) 
und international (in der IAA) 
zusammengeschlossen.

Zur Durchsetzung unserer Ziele 
und Forderungen dienen uns 
sämtliche Mittel der Direkten 
Aktion, wie z.B. Besetzungen, 
Boykotts, Streiks etc. Im Ge
gensatz dazu lehnen wir die 
parlamentarische Tätigkeit in 
jeglicher Form ab. Mit dieser Art 
von Organisation verbinden wir 
die Möglichkeit, Vereinzelung 
und Perspektivlosigkeit aufzu
heben und so für eine revolutio
näre Veränderung auf freiheit
licher Grundlage zu kämpfen.

Da die Macht und die Stärke des 
kapitalistischen Systems in der 
privaten bzw. staatlichen Ver
fügungsgewalt über die Pro
duktionsmittel und in der tag
täglichen Ausbeutung der ar
beitenden Klasse begründet 
sind, ist der ökonomische 
Bereich der Hauptansatzpunkt 
für den antikapitalistischen 
Kampf.

Revolutionäre Arbeit in den 
Betrieben trifft den Kapitalis
mus nicht nur in seinen Erschei
nungsformen, sondern an sei
ner Wurzel. Diese Arbeit kann 
nur erfolgreich sein, wenn in 
allen gesellschaftlichen Berei
chen gleichzeitig revolutionäre 
Arbeit geleistet wird, da alle 
Kämpfe in einer Wechselbezie
hung zueinander stehen.

Alle Menschen, die in diesem 
Sinne mit uns zusammenarbei
ten wollen, sind uns willkom
men.

Sozialrevolutionäres Kreuzworträtsel Nr. 76
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Elend aufstand, z.B. 1844 in Schlesien  � 2. 
System der Farbnormierung u.a. im grafi-
schen Gewerbe (Abk.)  �3. wertloses Zeug  �4. 
möglich, vorstellbar  �5. wenn FunktionärIn-
nen mehrere Pöstchen besetzen  �6. Abk. für 
eine Freisprechanlage oder -einrichtung im 
Auto  � 7. mobile Schlägertrupps der SA und 
später der SS zur Terrorisierung und Ermor-
dung ihrer GegenerInnen  �9. Landesparlament 
oder Stadtvertretung einer Hansestadt  � 10. 
Kfz-Kennzeichen für den Kreis Olpe  �12. ja-
panisches Brettspiel  �13. Abk. zur Selbstbe-
zeichnung verschiedener linker Jugendorga-
nisationen (z.B. Die Falken, [‘solid])  �14. Lo-
sung der Revolution in Tunesien 2010/2011 
mit der Bedeutung „Haut ab!“ (franz.)  � 16. 
Zeitwort  � 19. Abk. im Netzjargon für etwas 
Lustiges oder Lächerliches  �22. Achtung kryp-
tisch: Max schwang seine Axt, bald fehlte von 
ihm etwas  �24. antike Stadt an der Westküste 
Kleinasiens  �26. Film über die Massenverge-
waltigungen deutscher Frauen durch Rotar-
misten im Jahr 1945: ~ – eine Frau in Berlin  
�27. Abk. für ein Milliardstel eines Gramms  
�29. aus der ersten Strophe des Lieds „Auf 
die Barrikaden“: Finstere Stürme durchtosen 
die Lüfte, dunkele Wolken versperren ~ die 
Sicht  �29. Basisgliederung der FAU in Orten 
ohne Syndikatsstruktur  � 31. Spitzname des 
PKK-Führers Abdullah Öcalan  � 32. Muslim 
oder Muslima, die die Pilgerfahrt nach Mek-
ka unternommen hat  �33. sog. Affenbrotbaum  
�34. sumerische Stadt in Südmesopotamien, 
Blütezeit ca. 2500 v.u.Z.  �35. einflussrieche 
Dynastie im Florenz des �15. und �16. Jahrhun-
derts  �37. Benutzerin, Bedienerin eines Com-
puters o.Ä.  � 38. sowjetische bzw. russische 
Raumstation  � 41. Abk. für den Präsidenten 
der Vereinigten Staaten, die gelegentlich 
auch in Medien in der BRD vorkommt (Tipp: 
seine Ehefrau heißt analog dazu „Flotus“)  �44. 
Abk. für einen Wochentag  �45. Nebenfluss der 
Rheins  �50. Kfz-Kennzeichen für Neuss.

K L A S S E N B E W U S S T S E I N
O O A U A Y I I Ö
T R I B U N R Ü L P S E N B I T
Z B Ä Y U L T T A I
B E F R E I U N G S B E W E G U N G
R E I M D T M N O
O R G A N I S I E R U N G S G R A D
C I A B O E A R T E H
K Ö D E R N L E E H U R A S
E E C X I I B A N K S Y
N L H S S I E H T D

Q U A K E N B R Ü C K L I A N
E U I R O H E U O E
V I E R E R B A N D E J E N N Y

Wieder gibt es ein DA-Abo (sechs Ausgaben) 
zu gewinnen. Wenn ihr bereits ein Abo habt, 
wird es einfach um sechs Ausgaben verlän-
gert. Das Lösungswort könnt ihr der DA-Abo-
verwaltung schicken, entweder per E-Mail 
<da-abo@fau.org> oder per Post (DA-Abo-
verwaltung, c/o FAU München, Schwanthaler 
Str. 139 Rgb, 80339 München). 
Gewinner#210: Jörn Z. aus Neubrandenburg
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Schreiben für die Revolution
Des letzten Rätsels Lösung: Ethel MacDonald, schottische Journalistin, berichtete aus dem befreiten Barcelona

Das soziale Elend in Großbritannien lern-
te Ethel MacDonald in ihrer Geburtsstadt 

Bellshill kennen. Die 1909 in eine kinderrei-
che Familie Hineingeborene verspürte schon 
früh einen unbändigen Drang zur Gerechtig-
keit.

Nach der Schule suchte sie Arbeit in 
Glasgow und auch eine politische Heimat. 
Als sie in einem Konflikt mit ihrem ersten 
Chef kam, stand ihr die Independent Labour 
Party (ILP) bei. Dort sammelte sie erste Er-
fahrungen bei der Parteizeitung. Die Abkehr 
von den Illusionen der Parlamente brachte 
sie dann schließlich zur anarchistischen 
United Socialist Movement (USM) um Guy 
Aldred. Als in Spanien 1936 die faschis-
tischen Militärs um General Franco gegen 
die Republik putschten, informierte Ethel 
das schottische Proletariat mit Flugblättern 
und Zeitungen darüber. Doch das reichte 
ihr nicht mehr und da die spanische anar-
chosyndikalistische Gewerkschaft CNT eine 
englischsprachige Journalistin anforderte, 

die über die soziale Revolution in Spanien 
berichten sollte, war sie sofort bereit. Nach 
einigen Spendenaktionen konnte das nötige 
Reisegeld aufgetrieben werden, Ethel und 
die Frau von Aldred machten sich auf die ge-
fährliche Reise über Frankreich nach Barce-
lona. Sie berichtete in britischen Zeitungen 
über die Aufbruchsstimmung der Arbeiterin-
nen und Arbeiter, die ihre Geschicke selbst 
in die Hand nahmen und das Leben und 
die Arbeit in den Gebieten hinter der Front 
eigenständig organisierten. Die CNT enga-
gierte die begeisterte Journalistin mit dem 
schottischen Akzent als Radiosprecherin des 
selbstverwalteten Gewerkschaftsradios. Ihre 
Sendungen wurden überall in der englisch-
sprachigen Welt vernommen und hielten den 
Kontakt mit den solidarischen Menschen 
außerhalb Spaniens und dem Kampf der 
spanischen AnarchosyndikalistInnen auf-
recht. Da in Spanien viele englischsprachige 
Menschen in den internationalen Brigaden 
dienten, wurden ihre aufrichtigen Berichte 

mit Spannung in den Heimatländern erwar-
tet. Als es zum Kampf um die besetzte Te-
lefonzentrale in Barcelona kam, ergriff sie 
Partei für die AnarchosyndikalistInnen, die 
dieses strategische Gebäude gegen die stali-
nistischen Kommunisten verteidigten. Doch 
leider siegten die Angreifer, die Stimmung 
kippte, Razzien durch die Geheimpolizei der 
Regierung gegen die Kämpfer der anarcho-
syndikalistischen CNT, der anarchistischen 
FAI, der linkssozialistischen POUM und ihre 
UnterstützerInnen standen an der Tagesord-
nung. Ethel berichtete über die Morde und 
Verfolgungen durch die Geheimpolizei. Dar-
aufhin wurde sie selber verhaftet und konnte 
nur durch die Interventionen aus ihrem Hei-
matland befreit werden. Empört verließ sie 
1937 Spanien und versuchte die ArbeiterIn-
nen auf ihrer Rückkehr über Frankreich und 
den Niederlanden davon zu überzeugen in 
ihren Ländern den Kampf gegen die Unter-
drückung zu verstärken, wenn sie den auf-
ziehenden Weltkrieg verhindern wollten. In 

Glasgow angekommen schloss sie sich wieder 
der USM an und stritt bis zu ihrem Tod im 
Jahre 1960 weiterhin unermüdlich für ihre 
Überzeugungen. 

Willi Kufalt

Ethel MacDonald bei einer Rede �1937
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